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Vorwort 

Mit dem vorliegenden Band „Materialien zur Bundesstaatsreform“. eröffnet das Institut für 

Föderalismusforschung eine neue Reihe Dokumente zur Föderalismusforschung. 

Ziel dieser, vom Institut im Eigenverlag veröffentlichten Reihe ist es, Quellen zur Föderalis- 

musforschung im umfassenden Sinn allgemein zugänglich zu machen und einer. weiteren Be- 

. arbeitung zu erschließen. Entsprechend dieser Zielsetzung wird die jeweilige „Quelle“ nicht 

redigiert oder bearbeitet, sondern in möglichst getreuer Originalfassung - so wie sie dem 

Institut zugänglich ist - veröffentlicht. 

Aus dem ersten Band wird ersichtlich, daß der Wert dieser Reihe nicht nur in der Veröffent- 

lichung der Einzeldokumente liest, sondern in der Zusammen- und Gegenüberstellung auch die 

Dynamik von föderalismuspolitischen oder föderalismustheoretischen Konzeptionen sichtbar 

machen soll. Vielfach sind die einzelnen Dokumente erst aus diesen Wechselbeziehungen oder 

Entwicklungen verständlich und in ihrer eigentlichen historischen Bedeutung erklärbar. Diese 

Zusammenhänge deutlich zu machen, rechtfertigt mitunter auch die Aufnahme von Dokumen- 

ten in die Reihe, die - wie im vorliegenden Fall die Regierungsvorlage zur B-VG-Novelle 

1996 - in anderen Druck werken bereits veröffentlicht wurden. 

Innsbruck; im August 1998 Peter Pernthaler
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POLITISCHE VEREINBARUNG 
ÜBER DIE NEUORDNUNG DES BUNDESSTAATES 

Ausgehend von der Tatsache, daß die Teilung der Staatsaufgaben zwischen dem Bund und den 
Ländern zum Wesen des Bundesstaates gehört und daß diese Teilung der Staatsaufgaben auch 
ein Element der Demokratie darstellt - 
Entsprechend dem Grundsatz, daß die Länder in jenen Bereichen, zu deren sachgerechter 
Lösung sie befähigt sind, in eigener Verantwortung entscheiden, soweit sich dies weder auf die 
Interessen des gesamten Staates noch auf die der Länder nachteilig auswirkt - 
Unter Berücksichtigung der Interessen der Gemeinden und unter voller Bekräftigung der öster- 
reichischen Gemeindeautonomie - 
Angesichts der Frage, wie Spielraum für die Erfüllung neuer Aufgaben durch das Abstoßen 
alter Bürden gewonnen werden kann und welche Gebietskörperschaft zweckmäßigerweise 
diese neuen Aufgaben übernimmt - | 
Im Hinblick äuf die Herausforderungen und Aufgaben für die Gebietskörperschaften im Zuge 
der europäischen Integration, welche eine völlig neue Qualität des Zusammenwirkens der 
Gebietskörperschaften mit sich bringen wird - 
Unter Berücksichtigung der von Wissenschaft und Praxis geäußerten Kritik an den Unzuläng- 
lichkeiten der geltenden Bundesverfassung, im besonderen der Kompetenzverteilung zwischen 
den Gebietskörperschaften - 
Aufbauend auf dem von Bund, Ländern und Gemeinden gemeinsam in Auftrag gegebenen 
Gutachten über eine Strukturreform des Bundesstaates - 
Geleitet von der Absicht, eine wirkungsvolle und bürgernahe Zusammenarbeit zwischen dem 
Gesamtstaat und den Teilstäaten sicherzustellen, die dem Wohl der Menschen in unserem 
Lande dienen soll - 
treten der Bundeskanzler, nach Befassung der Bundesregierung, und der Vorsitzende der 
Landeshauptmännerkonferenz, nach Befassung der Landeshauptmännerkonferenz und der 
einzelnen Landesregierungen, dafür ein, daß: die folgenden Maßnahmen in einer Novelle zum 
B-VG verwirklicht werden: 

1. Bundesstaatliche Aufgabenverteilung 

a) Die Verteilung der Staatsaufgaben auf den Bund, die Länder und die Gemeinden ist im 
Sinne des Subsidiaritätsprinzips, einer effizienten und bürgernahen Besorgung der Staats- 
aufgaben, eines möglichst gleichwertigen Standards der grundlegenden Lebensverhältnisse 
im Bundesgebiet sowie der Anforderungen, die sich aus der europäischen ‚Integration 
ergeben, neu zu ordnen. | 

b) Es sind geschlossene und abgerundete Kompetenz- und damit Verantwortungsbereiche 
des Bundes und der Länder zu schaffen. Für die „Querschnittsmaterien‘“ (wie zB Wirt- 
schaftslenkung, Raumplanung, Umweltschutz und Katastrophenbekämpfung) sind pro- 
blemorientierte kompetenzrechtliche Regelungen zu treffen. Bestehende Kompetenzzer- 
splitterungen (wie zB in den Angelegenheiten der gesetzlichen beruflichen: Vertretungen, 
des Schiffahrtswesens, des Blektrizitätswesens, -des Arbeitsrechts, des Gesundheitswesens, 
des Dienst- und Personalvertretungsrechts, des Baurechts und des Behindertenrechts) sind 
zu beseitigen. 



6) Die bisherige Form der Grundsatzgesetzgebung (Art 12 B-VG) ist zu beseitigen. Soweit 
erforderlich, ist nach anderen verfassungsrechtlichen Modellen zur Vereinheitlichung der 
Landesgesetzgebung in den davon betroffenen Angelegenheiten, zB im Wege einer 
Rahmengesetzgebung, zu suchen. Im übrigen werden diese Materien entsprechend den 
Grundsätzen in lit a und. b in die ausschließliche Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
oder der Länder zu übertragen sein. 

d) Inkorporierungsgebot 

da) Alle Vorschriften zur bundesstaatlichen Kompetenzverteilung müssen in das. B-VG 
eingebaut und dort in möglichst geschlossenen Regelungsbereichen konzentriert 

: werden. 

db) Befristete Kompetenzklauseln sind zu beseitigen oder durch Dauerregelungen zu 

ersetzen. 

e) Im Rahmen der Generalkompetenz der Länder (Art 15 Abs 1 B:VG) sind die Länder- 
kompetenzen demonstrativ aufzuzählen. 

f) Die den Ländern im Zusammenhang mit ihrer Zuständigkeit zukommende Kompetenz, auf 
dem Gebiet des Zivilrechtes erforderliche Regelungen zu treffen, soll über den Art 15 Abs 
9 B-VG hinaus dahingehend erweitert werden, daß auch zweckmäßige zivilrechtliche 
Regelungen entweder auf Grund einer Ermächtigung oder einer Zustimmung des Bundes 
getroffen werden dürfen. 

2. Bundesverwaltung 

a) Mittelbare Bundesverwaltung 

Bundesgesetze sollten grundsätzlich durch die Länder zu vollziehen sein. Sofern dies erforder- 
lich ist, soll eine Ermächtigung für den Bundesgesetzgeber vorgesehen werden, die es dem 

Bund ermöglicht, für ausdrücklich zu bezeichnende Angelegenheiten (insbesondere durch die 
Einräumung von Informationsrechten, die Erlassung von Verordnungen, die Erhebung von 

Amtsbeschwerden.- oder: außerordentlichen Rechtsmitteln) eine einheitliche Vollziehung sicher- 
zustellen. 

b) Auftragsverwaltung 

Wird die Verwaltung des Bundesvermögens dem Landeshauptmann übertragen, dann bleiben 
dem Bundesminister ausschließlich Entscheidungen von grundsätzlicher Bedeutung vorbe- 
halten. Eine-solche Übertragung kann nur eingeschränkt oder widerrufen werden, wenn die 
Besorgung der Aufgabe nicht gewährleistet ist. Die bei der Besorgung der übertragenen 
Geschäfte entstehenden Kosten sind den Ländern vom Bund zu ersetzen, jedoch nur höchstens 
bis zu den vereinbarten und präliminierten Beträgen. 

J) Unmiüttelbare Bundesverwaltung 

Alle Kompetenzregelungen über. die Einrichtung unmittelbarer Bundesbehörden in den 
Ländern, sowie die unmittelbare Vollziehung von Bundesgesetzen durch Bundesminister sind 
im B-VG- zusammenzufassen und nur dort zu treffen. Auch durch bundesverfassungsgesetz- 
liche Maßnahmen dürfen neue Bereiche künftig nur mit Zustimmung der Länder in unmittel- 
bare Bundesverwaltung übertragen werden. Der Katalog des Art 102 Abs 2 B-VG ist nach den 
Grundsätzen der Z 1 lit aund b zu bereinigen. '



3... Delegation von Gesetzgebungsbefugnissen des Bundes an die Länder 

Das derzeitige Regelungsinstrument des Art 10 Abs 2 B-VG soll auf alle Angelegenheiten des 
Art 10 Abs 1 B-VG ausgedehnt werden. 

4. Bundesverfassungsgesetzliche Regelungen über die Gesetzgebung und Vollziehung 
der Länder und die Struktur der Landesorganisation 

Die derzeitige Dichte der Bindung der Landesverfassung an die Bundesverfassung ist zu über- 
prüfen und auf das notwendige Mindestmaß zu verringern. 

Die Verfassungsautonomie der Länder ist zu stärken, insbesondere durch: 

a) Heranziehung von Bundesorganen zur Vollziehung von Landesaufgaben 

Insoweit ein Landesgesetz die Mitwirkung von Bundesorganen bei der Vollziehung vorsieht, 
muß hiezu die Zustimmung der Bundesregierung eingeholt werden. Dies gilt nicht für die 
Mitwirkung von Organen der Bundesgendarmerie und der Bundespolizeibehörden bei Vor- 
beugungsmaßnahmen gegen Verwaltungsübertretungen, deren Verfolgung oder bei Anwen- 
dung gesetzlich vorgesehenen körperlichen Zwanges, sofern über die Kostentragung eine 
Übereinkunft im Finanzausgleichspakt getroffen und das Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Inneres hergestellt wurde. 

b) Einspruchsrecht der Bundesregierung gegen Gesetzesbeschlüsse der Landtage 

Das Einspruchsrecht der Bundesregierung gemäß Art 98 Abs 2 B-VG-soll nur mehr auf den 
behaupteten Eingriff in Zuständigkeiten des Bundes gestützt werden können. 

c) Antragstellungsrecht für die Auflösung eines Landtages durch den Bundespräsidenten 

Das Antragsrecht der Bundesregierung für eine Auflösung eines Landtages ist systemwidrig 
und soll daher durch das Antragsrecht der Landesregierung ersetzt werden (Art 100 B-VG). 

d) Wahlen 

Das derzeitige Homogenitätsgebot im Bereich des Wahlrechts ist in der Weise zu ändern, daß 
die erforderlichen Beschränkungen der Landesgesetzgebung hinsichtlich der Bedingungen des 
aktiven und des passiven Wahlrechtes ausschließlich im B-VG zu regeln sind. Im übrigen sollen 
die Länder bei der Gestaltung des Wahlrechtes auf Landes- und Gemeindeebene den gleichen 
Spielraum haben wie der Bund bei der Gestaltung der Wahlordnung zum Nationalrat. Auf 
kommunaler Ebene soll auch das Abgehen vom Prinzip des Listenwahlrechtes ermöglicht 
werden. 

e) Gemeinsame Einrichtungen 

Den Ländern soll die Möglichkeit eröffnet werden, gemeinsame Einrichtungen für einzelne 
Verwaltungsbereiche (wie zB für die Zulassung von Baustoffen oder die Entscheidung in 
Sozialhilfesachen, die zwischen zwei oder mehreren Ländern strittig sind) zu schaffen. Die 
Schaffung solcher Einrichtungen ist der Bundesregierung anzuzeigen: 

i



PD Struktur der Ländesverwaltung 

Die Einheit der Verwaltung in den Ländern ist zu wahren. Zu beseitigen wären die Zustim- 
mnungsrechte. der Bundesregierung bei der Erlassung oder Änderung der Geschäftseinteilung 
und-der Geschäftsordnung ($ 2 Abs 5, $ 3 Abs 2 des BVG betreffend Grundsätze für die 
Einrichtung und Geschäftsführung der Ämter der Landesregierungen außer Wien, BGBl Nr 
28911925). 

5. Weiterentwicklung der unabhängigen Verwaltungssenate 

Eine Weiterentwicklung der derzeitigen Teilbereiche der Landesverwaltungsgerichtsbarkeit ist 
anzustreben. 

6. Mitwirkung der Länder an der europäischen Integration 

Beim gegenwärtigen Stand der europäischen Integration ist durch die B-VG-Novelle, BGBl Nr 
276/1992, eine wirkungsvolle Einbindung der Länder und ihre Mitgestaltungsmöglichkeit 

sichergestellt. Die Mitwirkung der Länder soll nach Maßgabe künftiger Entwicklungen ausge- 
baut werden, insbesondere hinsichtlich der Zusammenarbeit der europäischen Regionen. 

7. - Finanzverfassung 

Die mit der Neuordnung der Kompetenzverteilung zusammenhängende Neugestaltung der 
Finanzverfassung und des Finanzausgleiches wird in dem zwischen den Finanzausgleichspart- 
nern (Bund, Ländern und Gemeinden) zu beschließenden Finanzausgleichspakt festzulegen 
sein. 

8. Bundesrat 

Eine grundsätzliche Reform des Bundesrates ist.im Sinne der Stärkung seiner Stellung als 
Länderkammer anzustreben. 

Umsetzung 

Die genannten bundesverfassungsgesetzlichen Maßnahmen sollen bis längstens zur Volksab- 
‚stimmung über die bundesverfassungsgesetzliche Ermächtigung zum EG-Beitritt als beschluß- 
reife Regierungsvorlage textlich fixiert und spätestens in der aus Anlaß des EG-Beitritts erfor- 
derlichen Novelle zum B-VG beschlossen werden. 

Der Bundeskanzler: Der Vorsitzende der 

Landeshauptmännerkonferenz: 
VRANITZKY i LUDWIG 

Wien, am 8. Oktober 1992



Protokollanmerkungen 
zur Politischen Vereinbarung 

über die Neuordnung des Bundesstaates”) 

o Im Hinblick auf Pkt 7 der Politischen Vereinbarung ist festzuhalten, daß alle die Finanzver- 
fassung und den Finanzausgleich betreffenden Punkte späteren Verhandlungen des Bundes- 
ministers für Finanzen mit den weiteren Finanzausgleichspartnern vorbehalten bleiben. 
Insbesondere wird festgehalten: | 

1. Bei den aufzunehmenden Gesprächen wird das Bundesministerium für Finanzen davon 
ausgehen, daß die Bundesregierung in Angelegenheiten des Abgabenwesens der Länder 
(Gemeinden) und sofern finanzielle Interessen des Bundes berührt sind, ein ausdrück- 
liches .Zustimmungsrecht zu Gesetzesbeschlüssen der Landtage erhält. Kommt diese 
Zustimmung der. Bundesregierung nicht zustande, kann der Gesetzesbeschluß nicht 
kundgemacht werden. - u 

2. Durch Pkt 1d) der Vereinbarung wird die eigenständige finanzverfassungsgesetzliche 
Regelung der Kompetenzverteilung in Abgabensachen außerhalb des B-VG nicht 
berührt. Die Regelung dieser Angelegenheiten bleibt auch weiterhin dem Finanz-Verfas- 
sungsgesetz vorbehalten. nn 

3. Aus Pkt 2b) der Vereinbarung kann keine Festlegung abgeleitet werden, daß die Über- 
nahme von Kosten durch den Bund in der Auftragsverwaltung als auf die Dauer festge- 
schriebene Tatsache angesehen werden kann. 

0 Die Bundesregierung hält fest, daß eine Änderung der konkreten Aufgabenverteilung durch 
die Politische Vereinbarung über die Neuordnung des Bundesstaates nicht 'vorwegge- 
nommen wird. 

o Die auf dem Gebiet des Behindertenwesens bestehende Kompetenzzuordnung (Quer- 
schnittsmaterie) hat sich in den Grundsätzen bewährt und als sachlich begründet erwiesen, 
weil sie es ermöglicht, sich mit den Problemen des behinderten Menschen dort ausein- 
anderzusetzen, wo sie auftreten. 
Die sowohl zwischen Bund und Ländern als auch innerhalb dieser Gebietskörperschaften 
bestehenden ‚Überschneidungen und Zersplitterungen, die der grundsätzlichen Aufteilung . 
der Kompetenzen nicht entsprechen, wären auf der Grundlage der bestehenden Kompetenz- 
verteilung zu bereinigen (Bundesbehindertengesetz, Bundespflegegeldgesetz). 

o Die Bundesregierung hält fest, daß es vom Grundsatz, neue Bereiche auch durch bundes- 
verfassungsgesetzliche Maßnahmen nur mit Zustimmung der Länder übertragen zu können 
(Pkt 2 lit c), bezüglich der Sicherheitsbehörden für Fälle nicht wiedergutzumachenden 
Schadens einer Ausnahme bedarf. 

*)  Ministerratsbeschluß der Bundesregierung vom 7. Juli 1992 
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Konkretisierung der Vorstellungen der Länder 

zur Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern 

über die Neuordnung des Bundesstaates”) 

Entsprechend dem Beschluß der Landeshauptmännerkonferenz vom 29. November 1991, in 
die Beratungen noch Vorschläge über konkrete Kompetenzzuordnungen, insbesondere unter 
Berücksichtigung des Forderungskataloges der Länder einzubringen, werden von den Ländern 

ausgehend von der Tatsache, daß der Grundsätz der Bundesstaatlichkeit einen wesentlichen 

Bestandteil des österreichischen Staatswesens bildet, 

entsprechend dem Grundsatz, daß dem Bund in einem Bundesstaat nur Angelegenheiten 

von gesamtstaatlicher Bedeutung zukommen sollen, 
geleitet von der Erkenntnis, daß die derzeit bestehenden Mängel der Kompetenzverteilung 

nur durch eine Neugestaltung der Kompetenzverteilung behoben werden können, 
ihre konkreten Vorstellungen zur legistischen Umsetzung einzelner Punkte der Vereinbarung 
därlegt: 

I. ZuZ1Ider Vereinbarung (Kompetenztypen und Kompetenzzuteilung) 

1. Kompetenz-Kompetenz 

a) Eine bundesstaatliche Kompetenzverteilung verlangt nach Aufgabe der Kompetenz- 
Kompetenz des Bundes: eine justitiable Mitwirkung der Länder ist vorzusehen. 

b) Die Bundeskompetenz, Abgaben und deren Erträge einfachgesetzlich bestimmen zu 
können, wäre zumindest auf die verfassungsrechtliche Ebene zu verlängern: eine justitiable 
Mitwirkung der Länder ist vorzusehen. : 

2. Forderungen auf Begründung einer Länderkompetenz nach Art 15 B-VG 

(demonstrative Aufzählung) 

a) Erwachsenenbildung einschließlich Fernschulwesen 
b). Denkmalschutz mit Ausnahme des Schutzes beweglicher Denkmale von nationaler 

Bedeutung gegen Abwanderung ins Ausland 

c) Aufstiegshilfen (Sessellifte und Seilbahnen) _ 

.d) Ortsstraßenbahnen 
e) ° Forstwesen ° 

f) Wildbach- und Lawinenverbauung . 
g) Assanierung und Bodenbeschaffung 
h). Sicherung der Nahversorgung 

DD. Fiaker 

3. Abrundung von bestehenden Landeskompetenzen. nach Art 15 B-VG: 

a) Sozialhilfe und Behindertenwesen, Organisation von Gesundheits- und Sozialsprengeln 
b) Wohnungswesen 

c) Baurechtswesen einschließlich eines umfassenden Ortsbildschutzes 

d) Naturschutz und Landschaftsschutz ° 
e) Grüundverkehr 

*) Beschlossen von der a0 Landeshauptmännerkonferenz am 2. März 1992 (Klagenfurt)



f) Katastrophenhilfe 
g) umfassende Gemeindeaufsicht. 
h) Dienstrecht, Personalvertretungsrecht und Arbeitnehmerschutz der Bediensteten der 

Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände, einschließlich der durch Landesgesetz. 
geschaffenen Einrichtungen 

4. Raumordnung und.sonstige komplexe Materien (Querschnittsmaterien) 

a) Allgemeines 

'o Inder Bundesverfassung sind die komplexen Materien zB Energiewesen, anzuführen. _ 
0 Bund und Länder schließen Vereinbarungen nach Art 15a B-VG über die Zielbestim- 

mungen der Regelungen sowie über die Kompetenzausübung. 

Kommen derartige Vereinbarungen nicht zustande, dürfen Regelungen - ausgenommen im 
Bereich Raumordnung - durch den jeweils zuständigen Gesetzgeber erfolgen. Erläßt der 
jeweils zuständige Gesetzgeber keine Regelung in seinem Teilbereich, ist der gegenbetei- 
ligte Gesetzgeber zuständig, diese Angelegenheit zu regeln. 

b) Raumordnung 

Da in dieser speziellen komplexen Materie, die überwiegend im Zuständigkeitsbereich der 
Länder liegt, die Sektoralplanungen des Bundes aber massive ‚Auswirkungen auf die Planungen 
der Länder haben (Autobahnen, Straßen, Eisenbahnen, Bergbau), ist eine Vereinbarung nach 
Art 15a B-VG abzuschließen. 
In dieser Vereinbarung über die Zielbestimmungen und die Kompetenzausübung ist weiters zu 
verankern, in welcher Form die Sektoralplanungen des Bundes mit den in die Zuständigkeit der 
Länder fallenden Planungsmaßnahmen abzustimmen sind. 

\ 5. Wachkörper 

ä) Die Zuständigkeit des Bundes ist auf derzeit bestehende Bundeswachkörper. einzuschrän- 
ken. 

b) Die in Art 97 B-VG enthaltenen Einschränkungen der Länder sollen entfallen. 

6. Interpretationsmaxime 

“ In der Bundesverfassung soll verankert werden, daß die Kompetenztatbestände im Zweifel so 
auszulegen sind, daß dem bundesstaatlichen Prinzip Vorrang eingeräumt wird. 
Das für die Gesetzgebung und Vollziehung geltende Berücksichtigungsprinzip soll ausdrück- 
lich festgeschrieben werden. 

7. Aufgabe der Trennschärfen der Kompetenzen 

Die der derzeitigen Kompetenzaufteilung immanente Trennschärfe hat sich in vielen Bereichen 
als negativ erwiesen. 
In den Randbereichen der jeweiligen Kompetenzen sollen die gegenbeteiligten Gesetzgeber 
Regelungen treffen dürfen. Derartigen Regelungen müßten sich im Rahmen eines gegenseitigen 
Rücksichtnahmeprinzips bewegen. | 
Die Aufgabe der Trennschärfe der Regelungsbereiche würde in den Randbereichen Konflikte 
verhindern und die Schaffung von finalen Zuordnungen erleichtern.



OD. ZuZ4der Vereinbarung (Bundesverfassungsgesetzliche Regelung über die Struktur 
der Landesorganisation) 

Die derzeitige Dichte der Bindung der Landesverfassung an die Bundesverfassung ist zu über- 
prüfen und auf ein Mindestmaß zu verringern. 
Die Verfassungsautonomie der Länder ist zu stärken, insbesondere durch 

a) eine Einschränkung des Homogenitätsgebotes auf ein Mindestmaß; die guzonlexliehen 
Einschränkungen sind ausschließlich im B-VG zu normieren; 

b) die Möglichkeit der Schaffung einheitlicher Wahlbehörden im Landesbereich für alle 
Wahlen; 

c) die Möglichkeit der Schaffung von Einrichtungen der Länder für die Gebarungskontrolle 
der Länder und der Gemeinden; 

d) die Möglichkeit der Schaffung gemeinsamer Einrichtungen der Länder, auch mit hoheit- 
lichen Befugnissen. 

IH. Zu 27 der Vereinbarung (Finanzverfassung) 

a) Die Bundeskompetenz, Abgaben und deren Erträge einfachgesetzlich bestimmen zu 
können, wäre zumindest auf die verfassungsrechtliche Ebene zu verlagern: justitiable 
Mitwirkungsrechte der Länder sind vorzusehen (vgl Bemerkungen zu Z I lit b) 

b) Vor einer Änderung von Abgaben und Abgabenerträgen zu Lasten der Länder, muß eine 
Einigung auf der Grundlage einer justitiablen Vereinbarung nach Art 15a B-VG zustande- 
kommen. 

c) : Partner und Träger des paktierten Finanzausgleiches sollen weiterhin der Bund, die Länder 
und die Gemeinden sein. Die Mitwirkungsrechte der Länder und Gemeinden bei Maß- 
nahmen der einfachen Bundesgesetzgebung, von denen sie finanziell betroffen sind, sind 
unabdingbar. 

Erläuterungen Landeshauptmann Dr. Purtscher: 

L®. Vertretung gegenüber dem Ausland 

Es ist klarzustellen, daß die Befugnis zur Vertretung der Republik gegenüber dem Ausland 
nicht die innerstaatliche Willensbildung erfaßt. Im selbständigen Wirkungsbereich der Länder 
sollte eine generelle Möglichkeit geschaffen werden, daß die Länder die nach außen vertre- 
tungsbefugten Organe binden können. Ebenso sollte die Staatsvertragskompetenz der Länder 
von sämtlichen Mitwirkungsrechten des Bundes - mit Ausnahme der Zustimmung durch die 
Bundesregierung - befreit werden. . 

9. Sicherheitswesen 

Die durch die B- VG-Novelle 1991 verfestigte unmittelbare Bundesverwaltung im Bereich des 
- Sicherheitswesens ist ehestens zu beseitigen.



II. d) Während der Geltung. eines Finanzausgleiches vorgenommene steuerpolitische Maß- 
nahmen, die mit Schmälerungen der Länder- oder Gemeindeanteile an den Abgabener- 
trägen verbunden sind, müssen für die Zeitspanne bis zum Wirksamwerden eines neuen 
Finanzausgleichspaktums voll ersetzt werden. 
Das gleiche gilt für Ausgabensteigerungen, die bei den Ländern oder Gemeinden durch 
bundesrechtliche Maßnahmen entstehen. 

IV. Bundesrat , 

Die Länder unterstützen eine Stärkung des Bundesrates im Bereich der Bundesgesetzgebung 
und fordern insbesondere das Zustimmungsrecht zum Finanzausgleichsgesetz. In wichtigen 
Fragen sollen die Bundesräte an Aufträge der landesverfassungsgesetzlich festgelegten Organe 
gebunden werden können. ‘ 

V. Evolutivklausel 

Das Paktum stellt einen ersten Schritt zu der vom Bund und den Ländern angekündigten, tief- 
greifenden Reform der bundesstaatlichen Struktur Österreichs dar, der - situationsbedingt - vor 
allem die Notwendigkeiten, die sich aus einem EWR-Abschluß bzw EG-Beitritt ergeben, auf- 
greift. Die Strukturreform darf sich aber nicht in der Erfüllung des Paktums erschöpfen. 

Erläuterung Landeshauptmann Dr. Zilk: 

Die Länder müssen im Rundfunkwesen ein gestaltendes Mitwirkungsrecht erhalten. 
Beide Ergänzungen wurden von der Landeshauptmännerkonferenz als Zusätze einstimmig 
beschlossen.





KONZEPTION EINER FÖDERÄLISTISCHEN | 
GESAMTERNEUERUNG DER BUNDESVERFASSUNG 

Auf Anregung des Vorarlberger Landeshauptmannes Dr. Martin Purtscher haben die drei Landeshauptmänner 
von Salzburg, Tirol und Vorarlberg dem Institut für Föderalismusforschung amı 26.3.1991 den Auftrag erteilt, 
einen konsequent föderalistischen Entwurf einer neuen Bundesverfassung auszuarbeiten. Dieser Entwurf sollte 
dazu dienen, daß die westlichen Bundesländer mit einer klaren, wenn notwendig auch harten Jöderalistischen 
Verhandlungsposition in die Diskussionen zur Strukturreform . des Bundesstaates einen gemeinsamen 
Standpunkt einbringen können. Der vorliegende Entwurf wurde auch mit den führenden Legisten der 
betrofjenen Ämter der Landesregierungen und dem Präsident des Salzburger Landtages, Univ.Prof.Dr. Helmut 
Schreiner, akkordiert. In einem Schreiben vom 13. Mai 1991, ZI. 0/9-1280/27-1991, bestätigte der damalige 
Landeshaupimann von Salzburg, Dr. Hans Katschthaler, daß der vorliegende Entwurf „eine sehr gute 
Grundlage für die Verhandlungsposition der westlichen Bundesländer bietet“. ‘ j 

A. ALLGEMEINE GESICHTSPUNKTE 

Im folgenden sollen einige systematische Gesichtspunkte für eine Gesamterneuerung - der 
Bundesverfassung im föderalistischen Sinne entwickelt werden. Man müßte in einem zweiten 
Schritt abklären, in welche Richtung Vertiefungen erwünscht und notwendig sind. 
Ausgehend vom gegenwärtigen System der Bundesverfassung ‚sollten folgende Änderungen 
durchgeführt werden: 

Erstes Hauptstück 

In diesem Abschnitt sollten die bestehenden Artikel systematisch im föderalistischen Sinne 
„Aurchforstet“ und um folgende Bestimmungen ergänzt werden, die in der geltenden Bundes- 
verfassung an anderer Stelle geregelt sind oder überhaupt fehlen. = 

o Eine bundesstaatliche Homogenitätsklausel, die das vierte Hauptstück der geltenden 
Bundesverfassung ersetzen soll. Diese Bestimmung soll die Länder auf das demokratische 
und rechtsstaatliche Prinzip und auf gewisse oberste Staatszielbestimmungen der Bundes- 
verfassung (zB Sozialstaat, Umweltschutz, Neutralität oder ähnliche) verpflichten. 

o Ein bundesstaatliches Berücksichtigungsprinzip, das insbesondere auch eine Verpflich- 
tung zur gegenseitigen Information über Gesetzgebungsvorhaben enthalten sollte. Damit 
wäre das Verfahren nach Art 98 B-VG überflüssig. ' 

o Eine Bestimmung über die Gemeindeautonomie, welche den Gemeinden einen bundes- 
verfassungsrechtlichen Anspruch auf Selbstverwaltung garantiert, der durch Landes(ver- 
fassungs)gesetz näher zu konkretisieren wäre. Damit könnten die Artikel 115 - 120 B-VG 
entfallen. j 

o Bestimmungen über die politischen Parteien - in diesen Bestimmungen sollten die 
Parteien nicht nur zu einer demokratischen, sondern auch zu einer föderalistischen Binnen-- 
struktur verpflichtet werden. 
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Zweites Hauptstück 

Dieses Hauptstück sollte eine neukonzipierte Kompetenzverteilung enthalten, welche auch - 
die jetzt außerhalb des B-VG stehenden Kompetenzbestimmungen, zB auf dem Gebiet der 
Finanzverfassung, des Minderheitenschulrechts uä enthalten sollte. Außerdem sollte in diesem 

Hlauptstück der Grundsatz der selbständigen Vollziehung von Bundesgesetzen durch -die 
Länder als Ersatz der derzeitigen mittelbaren Bundesverwaltung und Auftragsverwaltung ent- 
halten sein. Das BVG 1925 über die Einrichtung der Ämter der Landesregierungen und die 
entsprechenden Bestimmungen des ÜG 1920 wären gleichzeitig aufzuheben. Die Grundlinien 
der neuen Kompetenzverteilung werden im Abschnitt B zu dieser Gesamtkonzeption geson- 
dert dargestellt. 

Drittes Hauptstück 

Dieses Hauptstück soll die Gesetzgebung des Bundes im föderalistischen Sinne neu ordnen. In 
einem eigenen Artikel müßte klargestellt werden, daß die Gesetzgebung des Bundes durch die 
beiden gleichgeordneten Kammern des Nationalrates und des Bundesrates und durch das 
Bundesvolk ausgeübt wird. 

A) 
Die Bestimmungen über den Nationalrat sollten im großen und ganzen wie bisher belassen 
bleiben. . 

B) 
Die Bestimmungen über den Bundesrat müßten dagegen völlig neu konzipiert werden. 
Grundlinien für diese Neukonzeption sind folgende: 

o  Gleichmäßige Vertretung aller Länder 

o Bindung der Vertreter der Länder an Aufträge des Landtages und Verantwortung gegen- 
über dem Landtag 

o  Zustimmungsbedürftigkeit aller Bundesverfassungsgesetze sowie aller Bundesgesetze, die 
von den Ländern auszuführen sind oder ihre finanzielle Stellung berühren 

o  Minderheitenrechte für ein Land, wenn ausschließlich dessen‘ Angelegenheiten betroffen 
sind; Minderheitenrechte von mindestens drei Ländern in allen anderen Angelegenheiten 

o  Mitwirkungsrechte von Vertretern des Landes (allenfalls des Bundesrates) an der Recht- 
setzung internationaler Organisationen. 

C) 
Die Bestimmungen über die Bundesversammlung wären föderalistisch zu „durchforsten“ und 
insbesondere eine Gleichrangigkeit von Nationalrat und Bundesrat zu gewährleisten. 

D) 
Der „Weg der Bundesgesetzgebung“ wäre als eigenes Hauptstück aufzulösen und die einzel- 
nen Bestimmungen auf die betreffenden Organe (Nationalrat, Bundesrat) aufzuteilen. Statt 
dessen sollten in diesem Abschnitt die Mitwirkungsrechte des Bundesvolkes an der Gesetz- 
gebung und Vollziehung des Bundes systematisch zusammengefaßt und neu geregelt werden. : 
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4 | BE) | | 
Des Abschnitt über die „Mitwirkung des Nationalrates und des Bundesrates an der Voll: 
ziehung des Bundes“ wäre als solcher aufzulösen und die betreffenden Bestimmungen bei den 
Abschnitten „Nationalrat“ und „Bundesrat“ im Sinne einer Aufwertung des Bundesrates neu zu 
konzipieren. 

F). 
Der Abschnitt über die „Stellung der Mitglieder des Nationalrates und des Bundesrates“ 
wäre als solcher aufzulösen und die dort geregelten Bestimmungen bei den betreffenden 
Organen einzuordnen. Statt dessen sollte hier ein neuer Abschnitt eingefügt werden, der. 
Bestimmungen über die Vermittlung zwischen Nationalrat und Bundesrat bei Konflikten 
enthält. 5 

Viertes Hauptstück 

A) Verwaltung 

l. Bundespräsident:-Hier bieten sich zwei Alternativen an: Entweder Abschaffung dieses 
Organs, das eine überholte Einheit des Staates verkörpert und die Identifikation der 
„Republik“ mit dem Bund fördert. Statt dessen könnte die Aufgaben des Bundespräsiden- 
ten ein „Präsidium“ übernehmen, das aus dem Präsidenten und Vizepräsidenten des Natio- 
nalrates und Bundesrates besteht. Ringt man sich nicht zu einer so radikalen Lösung 
durch, so wären die Funktionen des Bundespräsidenten streng auf die eines Staatsober- 
hauptes des Bundes zu beschränken und insbesondere der Alleinvertretungsanspruch im 
Völkerrecht zugunsten der Landeshauptmänner zu modifizieren. 

2. Bundesregierung: Hier sollte eine verfassungsrechtliche Begrenzung der Zahl der 
Bundesminister aufgenommen werden, welche die geplante Reduktion der Bundes- 
Zentralverwaltung ganz klar zum Ausdruck bringt. Zu denken wäre etwa an höchstens 
sieben Minister. 

3. Sicherheitsbehörden des Bundes: Hier wäre der Grundsatz der Landesvollziehung von 
territorialen Sicherheitsaufgaben und der Landesverfügung über die Wachkörper des 
Bundes in Landesangelegenheiten festzulegen.. Der Aufgabenbereich der Sicherheitsbe- 
hörden des Bundes sollte auf gesamtstaatliche Sicherheitsaufgaben beschränkt werden. 

4. Bundesheer: Hier sollte die Ermächtigung der Länder zur Einsatzverfügung im inneren 
Einsatz in die Bundesverfassung aufgenommen ‚werden und die Bestimmung über 
„selbständiges militärisches Einschreiten“ aufgehoben werden. Auch die Ermächtigung 
des Bundesgesetzgebers in Artikel 81 B-VG wäre zu beseitigen bzw. durch eine unmittel- 
bare verfassungsrechtliche Regelung zu ersetzen. 

5. Schulbehörden des Bundes: Dieser Abschnitt wäre aufzuheben. Die Funktionen der 
Landesschulräte sollten die Länder übernehmen. Allenfalls könnten einige Grundsatzbe- 
Stimmungen über die Einheitlichkeit der Schulorganisation hier in die Bundesverfassung 
aufgenommen werden. ' 

:B) Gerichtsbarkeit 

Das Monopol des Bundes in der Gerichtsbarkeit wäre zu beseitigen. Die Gerichtsbarkeit in den 
Ländern sollte: grundsätzlich Landessache werden; die Bundesgerichte sollten auf die obersten 
Gerichte beschränkt werden. Die bestehenden richterlichen Garantien sollten in der Bundes- 
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Verfassung nur für Bimdesgerichte geregelt werden. Im übrigen wären sie durch die. Landes- 
verfassung festzulegen. ' 

Fünftes Hauptstück 

Das bestehende vierte Hauptstück des B-VG sollte entfallen; das (neue) fünfte Hauptstück 
über die Rechnungs- und Gebarungskontrolle sollte prinzipiell auf den Bund beschränkt 
werden und - analog zur: Volksanwaltschaft - durch die Landesverfassung auf die Länder 
anwendbar gemacht werden können. 

Sechstes Hauptstück 

Der Bundesverwaltungsgerichtshof sollte grundsätzlich auf die Bundesverwaltung 
beschränkt und auf die Landesverwaltung - wie die Volksanwaltschaft - durch Landesverfas- 

sungsgesetz anwendbar gemacht werden können. Eine eigene Landesverwaltungsgerichtsbar- 
keit für Landesangelegenheiten und als Unterinstanz für Bundesangelegenheiten wäre vorzu- 
sehen. Darüber hinaus wäre ein verstärktes Mitwirkungsrecht der Länder an der Organisation 
der Verfassungsgerichtsbarkeit sicherzustellen und die Zuständigkeit des Bundesverfas- 
sungsgerichtshofes grundsätzlich auf die Prüfung der Bundesverfassungsmäßigkeit beschränkt 
werden. Eine Ausdehnung der Prüfungskompetenz des Bundesverfassungsgerichtshofes durch 
Landesverfassungsrecht sollte auch hier vorgesehen werden. Die Alternative eigener Landes- 
verfassungsgerichte müßte offen gehalten werden. 

Siebentes Hauptstück 

Die Bestimmungen über die Volksanwaltschaft sollten wie bisher erhalten bleiben, da sie schon 
im großen und ganzen dem hier vorgestellten Föderalismuskonzept entsprechen. 

Wie sich aus den vorstehenden Grundlinien und dem Entwurf einer erneuerten 

Kompetenzverteilung (Anhang) ergibt, geht diese Neukonzeption vom Modell eines 
differenzierten Bundesstaates aus: Länder, die nicht so viel Autonomie (Kompetenzen) 
beanspruchen wollen, sollten durch Landesverfassungsrecht den‘ Bund oder bestimmte 
Bundesorgane für zuständig erklären können. 

B. NEUKONZEPTION DER KOMPETENZVERTEILUNG 

1. Systemgrundlagen 

Das Grundsystem der „neuen Kompetenzverteilung“ sollte streng nach regionalen Gesichts- 
punkten ausgerichtet werden. Darüber hinaus sollte eine stärkere Flexibilität in der. Zuord- 
nung von Aufgaben durch die Möglichkeit von Delegationen und Kompetenzübernahmen 
gewährleistet sein. Die Kompetenzverteilung orientiert sich an den Ergebnissen der „Struktur- 
reformkommission“ und bezieht insbesondere auch die Privatwirtschafts(Förderungs)ver- 
waltung in die Zuständigkeitsverteilung ein. 

Ausgangspunkt der neuen Kompetenzverteilung ist eine Zweiteilung der Zuständigkeits- 
bestimmungen der Länder in eine nach dem Subsidiaritätsprinzip formulierte Generalklausel 
der Länder und eine demonstrative Aufzählung von „Grundaufgaben“ mit erhöhtem Bestands- 
schutz („Kernbereichsgarantie“).



Die Bundesaufgaben sollten gleichfalls durch eine Generalklausel und eine demonstra- 
tive Aufzählung festgelegt werden. Wo der regionale Charakter der Kompetenz bei den einzel- 
ner Landesaufgaben besonders hervorgehoben wird, gibt es neben der regionalen Landes- 
kompetenz auch eine dementsprechende überregionale-Kompetenz des Bundes (zB regio- 
naler Umweltschutz oder Raumordnung des Landesgebietes einerseits, bundeseinheitliche 
Grenzwerte für Umweltschutz, Bundesraumordnung andererseits). 
Das Zusammenspiel zwischen „nationalen“ und „regionalen“ Kompetenzen auf demselben 
Sachgebiet hätte dann so zu erfolgen, daß die bundesweiten Vorschriften grundsätzlich nur 
Ziel- oder Rahmenbestimmungen enthalten dürfen (Richtlinienkompetenz), die regional zu 
korkretisieren und dadurch in Kraft zu setzen sind. Es können aber auch andere Koopera- 
tioasmodelle vereinbart werden oder auch freiwillige Kompetenzübergänge auf Initiative des 
Bundes oder der Länder nach den im folgenden dargestellten Verfahren stattfinden. 
Die hier vorgeschlagene neue Systematik der Kompetenzverteiling ist deswegen „EG- 
konform“, weil sie der grundsätzlichen territorialen Gliederung in drei Ebenen, welche der 
europäischen Integration zugrunde liegt, besser entspricht als die gegenwärtige, ineinander 
verzahnte und ausschließlich sachbezogene Kompetenzverteilung. 

2. Formulierungsvorschlag für die‘ Burdes- und Landeszuständigkeiten und die 
erleichterten Kompetenzübergänge zwischen den Gebietskörperschaften in Verbin- 
dung mit organisatorischen Änderungen des Weges der Bundesgesetzgebung 

ARTIKELI 

Die Hoheitsrechte der Länder 

(1) Die Länder sind in den Grenzen ihres Landesgebietes für alle Aufgaben der Gesetzgebung, 
Verwaltung und Gerichtsbarkeit zuständig, die nicht nach dem folgenden Absatz dem 
Bund übertragen werden. 

(2) Zu den Grundaufgaben der Länder im selbständigen Wirkungsbereich gehören: 

1. Landesverfassung; Landesverwaltung; Landesgerichtsbarkeit; Dienstrecht der 
Landesbediensteten; Verfahren vor Verwaltungsbehörden und Gerichten des Landes; 
Landesbürgerschaft; Rechte und Pflichten der Landesbürger, einschließlich ‚aller 
öffentlichen Aufgaben, Verantwortungen und Ehrenrechte; 

2. Organisation, Dienstrecht und Zuständigkeit der Gemeinden und Gemeindeverbände, 
aller sonstigen Körperschaften und Verwaltungsträger des Landes; 
Raumordnung des Landesgebietes; Bodenordnung; Bodenreform; Grundverkehr; 

4. Baurecht für alle baulichen Anlagen im Lande; betriebliches Anlagenrecht; Denkmal- 
und Ortsbildschutz; _ 

5. Regionaler Umweltschutz; Landschafts- und Naturschutz; Wildbach- und Lawinen- 
verbauung; ökologische Gesamtprüfung aller die Natur beeinträchtigenden Vorhaben 
im Landesbereich; 

6. Land- und Forstwirtschaft; Wasserrecht; Jagd und Fischerei; Tier- und Pflanzen- 
schutz; 

7. "Regionale Wirtschaftsordnung und Wirtschaftsförderung, insbesondere auf den 
Gebieten der Industrie, des Handels und Gewerbes; Arbeitsmarktpolitik; wirtschaft- 
liche Krisenvorsorge im Land; Berufsvertretungen; 

ww
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3) 

4 

12. 

13. 

14. 

15) 

Regionale Sozialordnung und. Sozialpolitik, insbesondere: Gesundheitswesen; 

Krankenanstalten; Sozialversicherung; Sozialhilfe; Sozialsprengel; Schutz und Förde- 
rung der Arbeitnehmer, Jugendlichen, Mütter und Behinderten; Familienpolitik; 
Regionale Verkehrsordnung; Mitwirkung an überregionalen Verkehrssystemen im 
Landesinteresse; 

Regionale Bodenschätze; Wasserkraft; Elektrizitätswesen; Energieversorgung; ' 

. Regionales Sicherheitswesen, insbesondere: Sicherheitspolizei, Meldewesen, 
Fremdenpolizei, Waffen-, Munitions- und Sprengmittelwesen sowie Schießwesen, 
Pressewesen, Vereins- und Versammlungsangelegenheiten; Verfügung ‚über alle 
Wachkörper im Lande; polizeilicher Grenzschutz; Mitwirkung am Einwanderungs- 
und Flüchtlingswesen; Katastrophenschutz; zivile Landesverteidigung; Zivildienst; 
Mitwirkung an der militärischen Landesverteidigung, insbesondere: Mitwirkung an 
der Ergänzung und Unterbringung des Heeres und an der Heeresorganisation; Koor- 

dination der umfassenden Landesverteidigung im Lande; Verfügung über die im 
Lande stationierten Einheiten des Bundesheeres für Assistenzen im Bereich der 

öffentlichen Sicherheit, einschließlich des Schutzes der verfassungsmäßigen Einrich- 
tungen des Landes und im Rahmen des Katastrophenschutzes; Mitwirkung an militäri- 
schen Sicherungseinsätzen im Landesinteresse; 
Regionale Kulturhoheit, insbesondere: Pflichtschulwesen; Mitwirkung am höheren 

Schulwesen und an den Landesuniversitäten, Erziehungswesen; regionales Fernsehen; 

regionaler Rundfunk; Mitwirkung an überregionalen Rundfunk-, Fernseh- und Tele- 
kommunikationssystemen; Theater, Kino, Veranstaltungswesen, Kunstförderung; 

Volkskultur; Erwachsenenbildung einschließlich Fernschulwesen und berufliche Fort- 
bildung; Archive, Bibliotheken, Sammlungen und Museen; Angelegenheiten des 

Kultus, Kulturabkommen und sonstige kulturelle Beziehungen mit ausländischen 
Regionen oder Staaten; 
Regionales Zivil- und Strafrecht zur Erfüllung der Aufgaben des selbständigen 
Wirkungsbereiches des Landes; Förderungen, Vergabe öffentlicher Aufträge und 
Erfüllung von Verwaltungsaufgaben als Träger von Privatrechten im gesamten selb- 
ständigen Wirkungsbereich des Larides; 
Landesabgaben, Gemeindeabgaben, Verfügung über den Ertrag sämtlicher öffent- 
lichen Abgaben im Lande; Mitwirkung am Steuerrecht und an der Finanzverwaltung, 
soweit es den Ertrag der Abgabe im Lande berührt; Mitwirkungen am Finanzausgleich 
mit dem Bund und den übrigen Ländern; Finanzausgleich zwischen Land, Gemeinden 
und Gemeindeverbänden; Mitwirkung an: Gemeinschaftsaufgaben und anderen über- 
regionalen Finanzierungssystemen. 

Die Länder sind ferner für alle Bundesaufgaben zuständig 

1. 

2. 

31 

soweit der Bund von einer eigenen Besorgung der Aufgabe absieht; 
soweit der Bund das Land mit dessen Zustimmung zur r Besorgung von Bundesauf- 
gaben ermächtigt; 
wenn der Bund in der Wahrnehmung seiner Aufgaben. säumig ist oder durch höhere. 
Gewalt an der ordnungsgemäßen Erfüllung einer Bundesaufgabe verhindert ist. 

Einzelne Aufgaben des selbständigen Wirkungsbereiches der Länder können durch 
Landesverfassungsgesetz teilweise oder zur Gänze an den Bund übertragen werden, wenn 
dieser einer Übertragung zustimmt. Eine solche Übertragung ist rückgängig zu machen, 
wenn der Grund für die Übertragung weggefallen ist. Die Grundsätze des Absatzes 1 und 
des Artikels V Absatz 1 sowie der wesentliche Bestand der Grundaufgaben.nach Absatz 2 
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(65) 

M) 

2) 

3) 

(4) 

(5) 

1) 

(2) 

63) 

(4) 

dieses Artikels.dürfen durch eine Übertragung von Landesaufgaben an den Bund nicht 
berührt werden. 

In den Ländern geht alle Gerichtsbarkeit vom Land aus. Ein Rechtszug von den Landesge- 
fichten an zentrale Bundesgerichte in den Aufgaben der Länder kann nur mit Zustimmung 
des Landes eingerichtet werden. 

ARTIKEL 
Mitwirkung der Länder an der Gesetzgebung des Bundes 
und an der Rechtsetzung internationaler Organisationen 

Die Länder wirken in der Gesetzgebung des Bundes gleichberechtigt durch ihre Vertreter 
im Bundesrat mit. Es sind im Verhältnis zur Zahl der Landesbürger mindestens sechs und 
höchstens zwölf Vertreter jedes Landes vorzusehen. 
Die Vertreter des Landes im Bundesrat werden nach dem Verhältniswahlsystem vom 
Landtag gewählt. Sie sind an die Aufträge des Landtages gebunden und diesem für ihre 
Amtsführung verantwortlich. . = . 
Alle Bundesverfassungsgesetze sowie Bundesgesetze, die von den Ländern auszuführen 
sind oder ihre finanzielle Stellung berühren, bedürfen der Zustimmung des Bundesrates. 
Ein Beschluß des Bundesrates kommt nicht zustande, wenn in Angelegenheiten, die aus- 
schließlich ein Land betreffen, alle Vertreter dieses Landes geschlossen dagegen stimmen 
oder in allen anderen Fällen die Vertreter von mindestens drei Ländern dagegen stimmen. 
Werden. internationale Organisationen zur unmittelbar verbindlichen Rechtsetzung in 
Landesaufgaben ermächtigt, so hat der Bund wirksame Mitbestimmungsrechte von 
Vertretern der Länder zu gewährleisten. 

ARTIKEL I 
‚Die Verwaltung der Länder und die Vollziehung der Bundesgesetze 

und der Rechtsvorschriften internationaler Organisationen 

Die Verwaltung der Länder ist zur Erfüllung der Aufgaben des selbständigen Wirkungsbe- 
reiches der Länder und der von den Ländern besorgten Bundesaufgaben (Artikel I Ab- 
satz 3) nach Maßgabe der Landesgesetze berufen, soweit nicht Gerichte mit der Voll- 
ziehung betraut werden. 
Die Bundesgesetze und verbindlichen Rechtsvorschriften internationaler Organisationen 
werden - vorbehaltlich der Fälle des folgenden Absatzes - durch die Verwaltung der 
Länder im selbständigen Wirkungsbereich vollzogen. Eine mittelbare Bundesverwaltung 
oder Auftragsverwaltung des Bundes findet in den Ländern nicht statt. 
Bundesgesetze, die eigene Bundesorgane im Land einrichten oder Bundesorgane zu 
Verwaltungsakten ‚ermächtigen, die im. Lande unmittelbar wirksam werden sollen 
(insbesondere unmittelbare Ministerialzuständigkeiten), bedürfen der Zustimmung des 
betreffenden Landes. Die derzeit bestehenden Zuständigkeiten von Bundesministerien und 
anderen Bundesverwaltungsbehörden: in den Aufgaben der Länder gehen auf die Landes- 
verwaltung über, soweit nicht Ausnahmen durch Landesverfassungsgesetz gemäß Artikel I 
Absatz 4 festgelegt werden. 
Bundesvermögen und öffentliches Gut im Aufgabenbereich der Länder (Artikel I Absätze 
1 und 3) gehen in das Eigentum der Länder über. 
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a) 

(2) 

(3) 

(4) 

1) 

(2) 

ARTIKEL IV 
Die Teilhabe der Länder an der äußeren Gewalt 

Die Länder führen ihre auswärtigen Beziehungen im Rahmen der Außenpolitik des 
Bundesstaates Österreich grundsätzlich selbständig, soweit . ihre Hoheitsrechte gemäß 
"Artikel I reichen. Sie wahren dabei die grundlegenden Richtlinien der Außenpolitik sowie 
die völkerrechtlichen Verpflichtungen des Bundes; dem Bund kommt insofern ein’ Auf- 
sichtsrecht gegenüber den Ländern zu. Über Streitigkeiten aus diesem Aufsichtsverhältnis 
entscheidet der Verfassungsgerichtshof in einem besonderen Verfahren. 

Die Länder schließen unter den Bedingungen des Absatzes 1 völkerrechtliche Staatsver- 
träge im Rahmen ihrer Hoheitsrechte mit ausländischen Völkerrechtssubjekten ab, wirken 
an internationalen Organisationen mit und vertreten ihre Interessen im Ausland und bei 
internationalen Organisationen selbständig oder in Gemeinschaft mit anderen Ländern 
Österreichs. Die Staatsverträge der Länder sind nach den Vorschriften der Landesverfas- 

sung vom Landtag zu genehmigen und vom Landeshauptmann abzuschließen. 

Die Länder wirken an der Führung der Außenpolitik des Bundes, an der. Vorbereitung und 
dem Abschluß von Staatsverträgen des Bundes und an der Ausübung.der Mitgliedschafts- 
rechte Österreichs bei internationalen Organisationen selbständig oder gemeinsam mit 
anderen Ländern mit, um ihre Hoheitsrechte gemäß Artikel I zu wahren. ° 

Staatsverträge und Rechtsvorschriften internationaler Organisationen werden von den 
Ländern im Rahmen ihrer Hoheitsrechte selbständig durchgeführt. Die Grundsätze des 
Absatzes 1 gelten dafür sinngemäß. 

ARTIKEL V 
Gesetzgebungskompetenzen des Bundes 

Dem Bund sind durch Bundesverfassungsgesetz gemäß Artikel II oder durch Landesver- 

fassungsgesetz gemäß Artikel I Absatz 4 jene Aufgaben zu übertragen, die im ausschließ- 
lich oder überwiegend gesamtstaatlichen Interesse liegen und deren Besorgung die Kräfte 

eines Landes übersteigen. 

Zu den Grundaufgaben des Bundes gehören: 

1. Bundesverfassung, Wahlen zum Nationalrat, Volksabstimmungen, Volksbegehren, 
Volksbefragungen auf Bundesebene, Bundesverwaltungsbehörden und oberste 
Bundesgerichte, Bundesrechnungshof. 

2. Nationale Außenpolitik und Vertretung des Bundesstaates nach außen; völkerrecht- 
liche Staatsverträge in Bundesangelegenheiten; Bundesgrenzen; wirtschaftliche Be- 
ziehungen mit dem Ausland und mit internationalen Organisationen auf gesamtstaat- 
licher Ebene. \ 

3. Paßrecht; Ein- und Auswanderungsrecht; Überwachung da Bundesgrenzen; Abschie- 
bung, Ausweisung, Asylrecht. 

4. Bundesfinanzen; Bundesabgaben; Mitwirkung am Finanzausgleich mit den Ländern; 
Bundesfinanzverwaltung. | 

5. Geld-, Kredit-, Börse- und Bankrecib Maß-, Gewicht-, Normen- und Eunziaungs- 
recht. 

6. Zivilrecht; Handels- und Gesellschaftsrecht; Arbeitsrecht; Strafrecht; Strafvollzug; 

Angelegenheiten der Reäisanwähe und Notare; Enteignung in Bundesangelegen- 
heiten. 
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1) 

'@) 

14. 

Gesamtstaatliche Belange der öffentlichen Sicherheit; Bundesgendarmerie; Bundes- 
polizei, Zollwache; gesamtstaatliche Vorschriften auf den Gebieten Datenschutz, 
Melderecht, Personenstand, Fremdenpolizei, ‚Waffen-, Munitions- und, Sprengmittel- 
recht; Zivildienst; internationale Zusammenarbeit auf sicherheitspolizeilichem Gebiet; 
Terroristenbekämpfung. 

. Gesaimtstaatliche Vorschriften auf den Gebieten Gewerberecht, Industrierecht, Wirt- 
schaftsrecht, insbesondere Wettbewerbsrecht, Marken-, Muster- und Patentrecht; 
Nationale Verkehrssysteme; Bundesraumordnung; Überregionales Verkehrsrecht; ins- 
besondere gesamtstaatliche Vorschriften auf den Gebieten: Eisenbahn-, Luftfahrt- und 
Kraftfahrrecht, Straßenpolizei, Schiffahrtsrecht; Post- und Fernmelderecht; nationale 
Rundfunk- und Fernsehgesellschaft. 

. Nationale Energieversorgung, insbesondere: Lastverteilung, Energieleitungs- und 
Verbundsysteme; internationaler Energieaustausch und Energieverbund. 

. Arbeitsrecht; Vertragsversicherungsrecht; nationale Rahmenvorschriften auf den 
‚Gebieten des Sozialversicherungs-, Sozialfürsorge- und Gesundheitsrechts. 
Überregionaler Umweltschutz, insbesondere: Emissionsgrenzwerte, Umweltalarm, 
gefährliche Abfälle; Lebensmittel- und Ernährungsrecht; Veterinärrecht. 
Militärische Landesverteidigung; Einsätze des Bundesheeres auf Ersuchen internatio- 
naler Orgänisationen, Mitwirkung an der Umfassenden Landesverteidigung im 
Rahmen der Bundeskompetenzen; Neutralitätsvorsorge; Nationale Katastrophenbe- 
kämpfung. 
Nationale Kulturhoheit, insbesondere: Bundestheater, Bundesmuseen, Bundesbiblio- 
theken und -sammlungen, Lehrpläne und Studienrecht für höhere Schulen, Akademien 
und ‚Universitäten; Bundesstatistik und Volkszählung im Bundesgebiet; kulturelle 

‘ Beziehungen mit dem Ausland auf gesamtstaatlicher Ebene. . 
15. Förderungen in Bundesangelegenheiten, Vergabe öffentlicher Aufträge des Bundes, 

Privatrechtsfähigkeit im Rahmen der Bundeszuständigkeiten. 

Finanzielle Konsequenzen der föderalistischen Neukonzeption der Kompetenzver- 
teilung im Sinne der obigen Vorschläge 

Finanzieller Mehrbedarf aus den neuen Aufgaben der Länder entsteht durch: 

a) 
b) 

c) 

Aufgabenerfüllung im selbständigen Wirkungsbereich nach Maßgabe des Artikels I, 
Beseitigung der Institüte der Auftragsverwaltung und der mittelbaren Bundesverwal- 
tung, 

Beseitigung der Finanzzuweisungen, insbesondere für die Lehrerbesoldung und 
Wohnbauförderung. 

Grundsätze für die Finanzierung der Aufgaben der Länder 

a) 

b) 

c) 

d) 

Als Grundsatz hat zu gelten, daß das örtliche Aufkommen von Abgaben der Ver- 
fügung der Länder untersteht. 
Dort, wo das System der gemeinschaftlichen Bundesabgaben aufrecht erhalten bleibt 
(zB Umsatzsteuer), sind Mindestanteilssätze für den Bund durch gemeinsame verfas- 
sungsrechtliche Regelungen festzuschreiben. 
.Mindestanteilssätze der Gemeinden sind landesverfassungsgesetzlich im Einver- 
nehmen mit den Gemeinden zu regeln. 
In geeigneten Fällen können die Länder Landeszuschläge auf Bundesabgaben erheben. 
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e) Steuergesetzliche Änderungen. während der Finanzausgleichsperiode zulasten der 
Länder und der Gemeinden sind abzugelten (Änderung der Schutzklausel des $ 5 
FAG). 

D) Das Einspruchsrecht des Bundes in allen finanziellen Angelegenheiten der Länder 
entfällt. 

g) Die‘ Länder sind zu einem bundesstaätlichen Finanzausgleich ‘zwischen finanz- 

schwächeren und finanzstärkeren Ländern grundsätzlich bereit. Die Mindestanteils- 
sätze des Bundes bei den gemeinschaftlichen Bundesabgaben sind so festzulegen, daß 
dieser die eigenen Aufgaben gemäß seinen Kompetenzen erfüllen und den bundes- 
staatlichen Finanzausgleich bedienen kann. 

(3) Finanzielle Konsequenzen im Rahmen des Finanzausgleichs 

a) Die bisherigen Kostenersätze des Bundes im Rahmen der Auftragsverwaltung bzw. 

der mittelbaren Bundesverwaltung sind in die allgemeine Finanzmasse ‚der Länder 
. einzubauen. 

b) Das gleiche gilt von der Tehrerbesoldung für die Pflichtschullehrer; :die entsprechen- 
den Mittel sind in die allgemeine Finarnzausgleichsmasse einzubauen. 

c) ‚Die Finanzierung der neu hinzugekommenen Kompetenzen (nach Artikel I) muß 
wegen ihres quantitativen Gewichtes aus mehreren Quellen erfolgen: 

o Aus Schlüsselveränderungen bei den gemeinschaftlichen Bundesabgaben, insbe- 

sondere bei der Umsatzsteuer und Lohnsteuer, durch die sichergestellt wird, daß 

die veränderte Kompetenzverteilung finanziert werden kann. Die Einkommensteuer 
soll in Hinkunft zu 96 % nach dem örtlichen Aufkommen den Ländern zugewiesen 
werden, die daraus den Finanzausgleich mit den Gemeinden zu bedienen haben. 

Die Körperschaftsteuer soll in eine gemeinschaftliche Bundesabgabe umgewandelt 
und nach Prozentanteilen und nach dem Betriebsstättenprinzip verteilt werden. 

o Aus Zuschlagsabgaben: Die Länder haben das Recht, auf die Lohnsteuer Landes- 
zuschläge zu erheben; dabei ist auf den tatsächlichen Arbeitsort und nicht auf die 

Besoldungsstelle abzustellen. 
o Aus eigenen Steuern: Die Länder haben das Recht, eine Energieabgabe, Umwelt- 

schutzabgaben und eine (wegekostengerechte) Transitabgabe zu erheben. Diese’ 

Abgaben sind im Rahmen des Steuerfindungsrechtes zulässig. Darüber hinaus sind 
die Vermögensteuer und die KFZ-Steuer in ausschließliche Landesabgaben umzu- 
wandeln. 

(4) Die genauen finanziellen Auswirkungen der Kompetenzübertragungen an die Länder 
wären im einzelnen erst zu berechnen. j 

Univ.Prof.Dr. Peter PERNTHALER 15. April 1991 
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NEUORDNUNG DES BUNDESSTAATES 

TEXTENTWURF DER LÄNDER 

Länderentwurf zur Strukturreform der Bundesverfassung 

Dieser Länderentwurf zur Umsetzung der Politischen Vereinbarung über die Neuordnung des 
Bundesstaates enthält keine dem Inkorporierungsgebot entsprechende taxative Aufzählung 
der außerhalb des B-VG bestehenden Kompetenzbestimmungen zugunsten des Bundes. Die 
Länder werden diese kompetenzrechtlichen Regelungen im Hinblick auf eine den Grundsätzen 
des Paktums entsprechende Aufgabenverteilung zwischen dem Bund und den Ländern durch- 
sehen und sodann einen Ländervorschlag für diese Aufzählung übermitteln (siehe zZ 73 des 
Entwurfs). 
Vorschläge zu einer grundsätzlichen Reform des Bundesrates scheinen aus Ländersicht erst 
danrı sinnvoll zu sein, wenn auch die grundlegenden Vorstellungen des Bundesrates selbst 
bekannt sind. 

I. 

Änderungen des B-VG 

1. Der Art 10 Abs 1 hat zu lauten: 
„Art 10. (1) Bundessache ist die Gesetzgebung und die Vollziehung in folgenden Angelegen- 
heiten: 

1. Bundesverfassung, insbesondere Wahlen zum Nationalrat, Volksabstimmungen auf Grund 
der Bundesverfassung; Verfassungsgerichtsbarkeit; 

2. Äußere Angelegenheiten mit Einschluß der politischen und wirtschaftlichen Vertretung 
gegenüber dem Ausland, insbesondere Abschluß aller Staatsverträge, unbeschadet der 
Zuständigkeit der Länder nach Art 16 Abs ]; Srenzvermarkung; Waren- und Viehverkehr 
mit dem Ausland; Zollwesen; 

3. Regelung und Überwachung des Eintrittes in das Bundesgebiet und des Austrittes aus ihm; 
Ein- und Auswanderungswesen; Abschiebung, Abschaffung, Ausweisung und Auslieferung 
sowie Durchlieferung; . 

4. Bundesfinanzen, insbesondere öffentliche Abgaben, die ausschließlich oder teilweise für 
den Bund einzuheben sind; Monopolwesen; 

5. Geld-, Kredit-, Börse- und Bankwesen; Maß-- und Gewichts-, Normen- und Punzierungs- 
. wesen; 

6. Zivilrechtswesen einschließlich des wirtschaftlichen Assoziationswesens und des Privat- 
stiftungswesens, jedoch mit Ausschluß von Regelungen, die den Grundstücksverkehr ver- 
waltungsbehördlichen Beschränkungen unterwerfen, einschließlich des Rechtserwerbes 
von Todes wegen durch Personen, die nicht zum Kreis der gesetzlichen Erben gehören; 
Strafrechtswesen mit Ausschluß des Verwaltungsstrafrechtes und des Verwaltungsstraf- 
verfahrens in Angelegenheiten, die in den selbständigen Wirkungsbereich der Länder fallen: 

*) Von der Verbindungsstelle der Bundesländer mit Schreiben vom 13. Dezember 1993, VST-56/794, dem 
Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst übermittelt. - 
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12. 

13. 

14. 

15. 

16. 

72 

Justizpflege; Einrichtungen zum Schutz der Gesellschaft gegen verbrecherische oder 

sonstige gefährliche Personen; Verwaltungsgerichtsbarkeit mit Ausschluß der Landesver- 

waltungsgerichtsbarkeit; Urheberrecht; Enteignung, soweit sie .nicht Angelegenheiten 

betrifft, die in den selbständigen Wirkungsbereich der Länder fallen; Angelegenheiten der 
Notare, Rechtsanwälte und verwandter Berufe; 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit einschließlich der ersten 
allgemeinen Hilfeleistung, jedoch mit Ausnahme der örtlichen Sicherheitspolizei; Fremden- 
polizei; j 

Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes, Patentwesen sowie Schutz von Mustern, 
Marken und anderen Warenbezeichnungen; Angelegenheiten der Patentanwälte; Kammern 
für Handel, Gewerbe und Industrie; Einrichtung beruflicher Vertretungen, soweit sie sich 
auf das ganze Bundesgebiet erstrecken, mit Ausnahme solcher auf land- und forstwirt- 
:schaftlichem Gebiet; - 

Luftfahrt; Post- und Fernmeldewesen; 

. Bergwesen; Vermessungswesen; 
rl. Arbeitsrecht, soweit es nicht unter Art 15 fällt; -Sozial- und Vertragsversicherungswesen; 

Kammern für Arbeiter und Angestellte, mit Ausnahme solcher auf land- und forstwirt- 
schaftlichem Gebiet; 

Regelung des geschäftlichen Verkehrs mit Saat- und Pflanzgut, Futter-, Dünge- und 

Pflanzenschutzmitteln sowie mit Pflanzenschutzgeräten, einschließlich der Zulassung und 

bei Saat- und Pflanzgut auch der Anerkennung; 
Angelegenheiten der künstlerischen und wissenschaftlichen Sammlungen und Einrich- 

tungen des Bundes; Angelegenheiten der Bundestheater mit Ausnahme der Bauangelegen- 
heiten, Schutz beweglicher Denkmale gegen Abwanderung ins Ausland; Angelegenheiten 

des Kultur; Volkszählungswesen sowie - unter Wahrung der Rechte der Länder, im 
eigenen Land jegliche Statistik zu betreiben - sonstige Statistik, soweit sie nicht nur den 

Interessen eines einzelnen Landes dient; Stiftungs- und Fondswesen, soweit es sich um 
Stiftungen und Fonds handelt, die nach ihren Zwecken über den Interessenbereich eines 

Landes hinausgehen und nicht schon bisher von den Ländern autonom verwaltet wurden; 

Organisation und Führung der Bundespolizei und der Bundesgendarmerie, Regelung der 
Einrichtung und der Organisation sonstiger Wachkörper des’ Bundes, einschließlich ihrer 
Bewaffnung; Waffengebrauchsrecht der Wachkörper; 
militärische Angelegenheiten; Kriegsschadenangelegenheiten; Fürsorge für Kriegsteil- 
nehmer und deren Hinterbliebene; Fürsorge für Kriegsgräber; aus Anlaß eines Krieges oder 
im Gefolge eines solchen zur Sicherung der einheitlichen Führung der Wirtschaft notwen- 
dig erscheinende Maßnahmen, insbesondere auch hinsichtlich der Versorgung der Bevöl- 

kerung mit Bedarfsgegenständen; 
Einrichtung der Bundesbehörden und sonstigen Bundesämter; Dienstrecht und Personal- 
vertretungsrecht der Bundesbediensteten.“ 

In Art 10 Abs 2 hat der erste Satz zu lauten: 

„In den Angelegenheiten nach Abs 1 kann sich der Bundesgesetzgeber darauf: beschränken, 
Regelungen über Grundlagen und Ziele zu treffen und die Ausführungsgesetzgebung den 
Ländern zu überlassen.“ 

3: Art 11 Abs 1 hat zu lauten: 

„Art 11. (1) Bundessache ist die Gesetzgebung, Landessache die Vollziehung in folgenden 
Angelegenheiten: 
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l. Berufliche Vertretungen, soweit sie nicht unter Art 10 fallen, jedoch mit Ausnahme jener 
auf land- und forstwirtschaftlichem Gebiet sowie in sonstigen ‚Angelegenheiten des selb- 
Ständigen Wirkungsbereiches der Länder; a 

2. Verkehrswesen bezüglich der Eisenbahnen sowie der Schiffahrt; Strom- und Schiff- 
fahrtspolizei; Straßenpolizei; Kraftfahrwesen; Angelegenheiten der wegen ihrer Bedeutung 
für den Durchzugsverkehr durch Bundesgesetz als Bundesstraßen erklärten Straßenzüge; 

3. Paßwesen; Staatsbürgerschaft; Vereins- und Versammlungsrecht, Personenstandsange- 
legenheiten einschließlich des Matrikenwesens und der Namensänderung; Meldewesen, 
Waffen-, Munitions- und Sprengmittelwesen, Schießwesen; . 

4. Angelegenheiten. des Gewerbes und der Industrie; öffentliche Agentien und Privatge- 
schäftsvermittlungen; Ingenieür- und Ziviltechnikerwesen; = 

5. Forstwesen; Wasserrecht; Regulierung und Instandhaltung der Gewässer zum Zwecke der 
unschädlichen Ableitung der Hochfluten oder zum Zwecke der Schiffahrt und Flößerei; 
Bau und Instandhaltung von Wasserstraßen; Normalisierung und Typisierung elektrischer 
Anlagen und Einrichtungen, Sicherheitsmaßnahmen auf diesem Gebiete; Dampfkessel- und 
Kraftmaschinenwesen; 

6.. Gesundheitswesen mit Ausnahme des Leichen- und Bestattungswesens sowie des Gemein- 
desanitätsdienstes und Rettungswesens hinsichtlich der Heil- und Pflegeanstalten, des Kur- 
ortewesens und der natürlichen Heilvorkommen jedoch nur die sanitäre Aufsicht; Maß- 
nahmen zur Abwehr von gefährlichen Belastungen der Umwelt, die durch Überschreitung 
von Immissionsgrenzwerten entstehen; Luftreinhaltung, unbeschadet der Zuständigkeit der 
Länder für Heizungsanlagen; Abfallwirtschaft hinsichtlich gefährlicher Abfälle, hinsichtlich 
anderer Abfälle nur soweit ein Bedürfnis nach Erlassung einheitlicher Vorschriften vor- 
handen ist; Veterinärwesen; Ernährungswesen einschließlich der Nahrungsmittelkontrolle; 

7. Wissenschaftlicher und fachtechnischer Archiv- und Bibliotheksdienst; 
8. Bevölkerungspolitik, soweit sie die Gewährung von Kinderbeihilfen und die Schaffung 

eines Lastenausgleiches im Interesse der Familie zum Gegenstand hat; 
. Pressewesen; 

10. Umweltverträglichkeitsprüfung für Vorhaben, bei denen mit erheblichen Auswirkungen auf 
“die Umwelt zu rechnen ist; soweit ein Bedürfnis nach Erlassung einheitlicher Vorschriften 

als vorhanden erachtet wird, Genehmigung solcher Vorhaben.“ 

4. Der Art 11 Abs 3 hat zu lauten: 
„(3) Durchführungsverordnungen zu den nach Abs 1 ergehenden Bundesgesetzen können der 
Bund und die Länder erlassen. Soweit in diesen Angelegenheiten keine Durchführungsverord- 
nungen des Bundes erlassen werden, können diese die Länder erlassen. Durchführungsverord- 
nungen zu den nach Abs 2 ergehenden Bund esgesetzen sind vom Bund zu erlassen.“ 

5. Dem Art 11 werden folgende Abs 10 und 11 angefügt: 
„(10) In den Angelegenheiten nach Abs 1 kann sich der Bundesgesetzgeber darauf beschrän- 
ken, Regelungen über Grundlagen und Ziele zu treffen und die Ausführungsgesetzgebung den- 
Ländern zu überlassen. Für diese Landesgesetze sind die Bestimmungen des Art 15 Abs 6. sinngemäß anzuwenden. 
(11) In den Angelegenheiten nach Abs 1 steht der Bundesregierung und den einzelnen Bundesministern gegenüber der Landesregierung die Befugnis zu: 
1. die Übermittlung von Berichten über die Praxis der Vollziehung der vom Bund erlassenen Gesetze und Verordnungen zu verlangen; | 
2. zur Vorbereitung der Erlassung von Gesetzen und Verordnungen durch den Bund Aus- 

künfte über die Vollziehung zu verlangen; 
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‘3. in bestimmten Fällen Auskünfte und die Vorlage von Akten zu verlangen, soweit dies zur 
Ausübung anderer Befugnisse, wie der zu Erhebung von Beschwerden an deri :Verwal- 

tungsgerichtshof, notwendig ist.“ 

6. Der Art 12 hat zu lauten: 
‚„„Art 12. (1) Bundessache ist die Gesetzgebung über die Grundlagen und Ziele, Landessache 
die übrige Gesetzgebung und die Vollziehung in folgenden Angelegenheiten: 

1. Heil- und Pflegeanstalten; 
2. Leitungsgebundene Energien, soweit sie nicht unter Art 11 fallen. 

(2) Gesetze über die Grundlagen und Ziele und derartige Bestimmungen | in Bundesgesetzen 

sind als solche ausdrücklich zu bezeichnen.“ 

IR Dem Art 14 wird folgender Abs 11 angefügt: 

„(Il 1) In den Angelegenheiten des Abs 3 sind die Bestimmungen des Art 15 Abs 6 sinngemäß 
anzuwenden.“ 

8. Dem Art 14a wird folgender Abs 9 angefügt: 
„(9) In den Angelegenheiten des Abs 4 sind die Bestimmungen des Art 15 Abs 6 sinngemäß 

anzuwenden.“ 

9. Im Art 15 haben die Abs 2 und 3 zu lauten: 
„(2) Die Zuständigkeiten des Bundes sind gegenüber der allgemeinen Zuständigkeit der Länder 
nach Abs 1 im Sinne des bundesstaatlichen Prinzips (Art 2) einschränkend auszulegen. 
(3) Angelegenheiten des selbständigen Wirkungsbereiches der Länder im Sinne des Abs 1 sind 
insbesondere 

1. Landesverfassung; Wahlen von Organen der Länder und Gemeinden; Landes- und Ge- 

meindesymbole; Auszeichnungen des Landes; 

2. Einrichtung der Landesbehörden und sonstigen Landesämter; 

3. Landesverwaltungsgerichtsbarkeit; 
4. Gemeinderecht und umfassende Gemeindeaufsicht; öffentliche Einrichtungen zur außerge- 

richtlichen Vermittlung von Streitigkeiten; 
5. Dienstrecht, Personalvertretungsrecht und. Arbeitnehmerschutz aller Bediensteten der 

Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände einschließlich der durch Landesgesetz: ge- 

schaffenen Einrichtungen; 

örtliche. Sicherheitspolizei und ihre Organisation; 
Feuerpolizei; Feuerwehrwesen; 

Katastrophenhilfe; 
Jugendschutz; 

S
O
 

N
n
0
 

0. Kulturelle Angelegenheiten, insbesondere Kindergarten- und Hortwesen, Erwachsenen- 
bildung einschließlich Fernschulwesen, Musikschulen, Volkstumspflege, Denkmalschutz, 
soweit er nicht in Art 10 fällt; 

11. Natur- und Landschaftsschutz; Tierschutz; 

12. Sportangelegenheiten einschließlich Sport- und Tanzschulen; _ 
. 13. Arbeitsrecht für land- und forstwirtschaftliche Arbeitnehmer; berüfliche Vertretungen auf 

land- und forstwirtschaftlichem Gebiet sowie in sonstigen Angelegenheiten des selbstän- 

digen Wirkungsbereiches der Länder; 
14. Landwirtschaft einschließlich Bodenreform und Bodenschutz; Wildbach- und Lawinenver- 

bauung; 
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15. Jagd und Fischerei; .. ; 
16. Verwaltungsrechtliche Beschränkungen des Grundverkehrs einschließlich des Rechtser- 

werbes von Todes wegen durch Personen, die nicht zu den gesetzlichen Erben gehören; 
17. Berg- und Schiführerwesen; u 

' 18. Veranstaltungswesen; 
19. Seilbahnen, Sessellifte und Schlepplifte, ausgenommen Sicherheitsmaßnahmen auf diesem 

Gebiet; BE 
20. Fremdenverkehr, einschließlich Privatzimmervermietung und Campingwesen; 
21. Raumordnung einschließlich Maßnahmen zur Sicherung der Nahversorgung, jedoch mit 

Ausschluß von Fachplanungen des Bundes; 
22. umfassendes Baurechtswesen einschließlich Ortsbildschutz; 
23. Sammlung, Verwertung und Beseitigung von ungefährlichen Abfällen; 
24. Wohnwesen einschließlich Bodenbeschaffung und Assanierung; 
25. Straßen, ausgenommen Bundesstraßen und Angelegenheiten der Straßenpolizei: 
26. Sozial- und Behindertenhilfe: Mutterschafts-, Säuglings- und Jugendfürsorge; Pflegeheime; . 

Organisation von Gesundheits- und Pflegediensten; BE 
27. Rettungswesen; Angelegenheiten der Kurorte, Kuranstalten und Kureinrichtungen und der 

natürlichen Heilvorkommen; Leichen- und Bestattungswesen. . 

10. Art 15 Abs 4 und S haben zu entfallen. 

- 11. Der Art 15 Abs 6 hat zu lauten: 
„(6) Soweit dem Bund bloß die Gesetzgebung über die Grundlagen und die Ziele vorbehalten 
ist, obliegt die übrige Gesetzgebung, insbesondere die Ausführung der Grundlagen und Ziele, 
der Landesgesetzgebung. Das Bundesgesetz kann für die Erlassung der Ausführungsgesetze 
eine Frist bestimmen, die ohne Zustimmung des Bundesrates nicht kürzer als sechs Monate und 
nicht länger als ein Jahr sein darf. Wird diese Frist von einem Land nicht eingehalten, so geht 
die Zuständigkeit zur Erlassung eines Gesetzes über die Ausführung der Grundlagen und Ziele 
für dieses Land auf den Bund über. Sobald das Land das Ausführungsgesetz erlassen hat, tritt 
das Ausführungsgesetz des Bundes außer Kraft. Soweit vom Bundesgesetzgeber keine 
Grundlagen und Ziele aufgestellt sind, kann die Landesgesetzgebung solche Angelegenheiten 
frei regeln. Sobald der Bund Grundlagen und Ziele aufgestellt hat, sind die landesgesetzlichen 
Bestimmungen binnen der bundesgesetzlich zu bestimmenden Frist anzupassen.“ 

12. Dem Art 15 Abs 9 wird folgender Satz angefügt: 
„Darüber hinausgehende zur Regelung des Gegenstandes zweckmäßige zivilrechtliche | 
Bestimmungen sind zulässig, soweit eine.bundesgesetzliche Ermächtigung hiezu besteht oder 
die Bundesregierung ihrer Kundmachung zugestimmt hat. Für die Zustimmung gilt Art 97 Abs 2 dritter und vierter Satz sinngemäß.“ 

13. Dem Art 15 Abs 10 wird folgender Satz angefügt: 
„Art 97 Abs 2 dritter und vierter Satz gelten sinngemäß.“ 

14. Dem Art 15a werden folgende Abs 4 bis 6 angefügt: 
„(4) Gegenstand von verfassungsändernden Vereinbarungen nach Abs 1 können auch die 
Abgrenzung und die Ausschöpfung von Zuständigkeiten des jeweiligen Wirkungsbereiches des Bundes und aller Länder sein. Solche Vereinbarungen sind unmittelbar anwendbar. 
(5) Vereinbarungen nach Abs 2 können für einzelne Angelegenheiten gemeinsame Behörden und andere Einrichtungen schaffen. 
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(6) Soweit die Landesverfassung nichts anderes vorsieht, sind Vereinbarungen durch Erlassung 
von Gesetzen oder Verordnungen : zu ermlen. 

15. Der Art 16 Abs 2 hat zu lauten: - 
„(2) Der Landeshauptmann hat die Bundesregierung vor der Aufnahme von Verhandlungen 
über einen solchen Staatsvertrag zu unterrichten. Vor dessen Abschluß ist vom Landeshaupt- 
mann die Zustimmung der Bundesregierung einzuholen. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn 
die Bundesregierung nicht binnen acht Wochen von dem Tage, an dem das Ersuchen um 
Zustimmung beim Bundeskanzleramt eingelangt ist, dem Landeshauptmann mitgeteilt hat, daß 
die Zustimmung verweigert wird.“ 

16. Im Art 16 Abs 5 hat der zweite Satz zu lauten: 
„Eliebei stehen dem Bund die gleichen Belusnisse gegenüber den Ländern zu wie in den 
Angelegenheiten des Art 11.“ 

17. Im Art 18 Abs 5.haben nach dem Wort „Länder“ der Beistrich und das Wort 
„Bezirke“ zu entfallen. 2 

18. Der Art 19 Abs 2 hat zu lauten: 
„(2) Durch Bundesgesetz kann die Zulässigkeit e einer Betätigung mit Erwerbabsicht der im Abs 
1 bezeichneten Organe des Bundes und von sonstigen öffentlichen Funktionären des Bundes in 
der Privatwirtschaft beschränkt werden. Solche Beschränkungen können insbesondere auch 
Verbote der Erteilung von Aufträgen, Verpflichtungen zur Offenlegung von Vermögensver- 
hältnissen oder parlamentarische Genehmigungsvorbehalte umfassen. Die Länder können 
solche Regelungen für ihre Organe und jene der Gemeinden durch Landesgesetze treffen.“ 

19. Im Art 20 Abs 4 hat der letzte Satz zu lauten: 
„Die näheren Regelungen sind hinsichtlich der Organe des Bundes sowie der durch die 
Bundesgesetzgebung zu regelnden Selbstverwaltung in Gesetzgebung und Vollziehung 
Bundessache, hinsichtlich der Organe der Länder und Gemeinden sowie der durch. die Landes- 
gesetzgebung zu regelnden Selbstverwaltung in Gesetzgebung und Vollziehung Landessache.“ 

20. Im Art 21 Absi haben die Worte „Absatz 2 und“ sowieder letzte Satz zu entfallen. 

21. Im Art 21 haben Abs’2, Abs 4 letzter Satz und Abs 5 zu entfallen. 

22. Im Art 23 Abs 1 haben nach dem Wort „Länder“ der Beistrich und die Worte „die 
Bezirke“ zu entfallen. 

23. In Art 44 wird: Abs 2 als Abs 3 und Abs 3 als Abs 4 bezeichnet; folgender neuer Abs 
2 wird eingefügt: 

„(2) Bestimmungen, in denen die Zuständigkeiten des Bundes und der Länder in Gesetzgebung 
oder Vollziehung geregelt werden, können nur durch ein Bundesverfassungsgesetz geschaffen 
oder geändert werden, das den Wortlaut dieses Bundesverfassungsgesetzes ausdrücklich 
ändert oder ergänzt. Dieser Absatz kann nur mit Zustimmung sämtlicher Länder geändert 
werden.“ 

24. In Art 50 Abs 3 wird die Zitierung „Art 44 Abs 1 und 2“ durch „Art 44 Abs L und 
3“ ersetzt. 
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25. Im Art 65 Abs 1 haben die Worte „oder eines Staatsvertrages gemäß Art 16 Abs 1, 
der weder gesetzesändernd noch gesetzesergänzend ist,“ zu entfallen. 

26. Der Art’ 66 Abs 3 hat zu entfallen. 

27. Dem Art 78c Abs 2 ist folgender Satz anzufügen: 
„Solche Verordnungen dürfen nur mit Zustimmung der Landesregierung desjenigen Landes, in 
dessen Gebiet der örtliche Wirkungsbereich der Bundespolizeidirektion liegt, kundgemacht 
werden.“ 

28. Dem Art 78c werden folgende Abs 3 und 4 angefügt: _ 
„(3) Im örtlichen Wirkungsbereich einer Bundespolizeibehörde, der eine Bundessicherheits- 
wache beigegeben ist, darf von einer anderen Gebietskörperschaft ein Wachkörper nur mit 
Zustimmung der Bundesregierung aufgestellt werden. 
(4) In den Fällen der Abs 2 und 3 gilt Art 97 Abs 2 sinngemäß.“ 

29. Der Art 78d Abs 2 hat zu lauten: . 
„Die Errichtung eines Landeswachkörpers oder eines Gemeindewachkörpers oder die Ande- 

"rung ihrer Organisation sind der Bundesregierung anzuzeigen.“ 

30. Dem Art 95 Abs 1 wird folgender Satz angefügt: 
„Die Landesverfassung kann aber besondere Regelungen über die Teilnahme der Landesbürger 
an der Gesetzgebung vorsehen.“ 

31. Der Art 97 Abs 2 hat zu lauten: 
„(2) Insoweit ein Landesgesetz die Mitwirkung von Bundesorganen bei der Vollziehung 
vorsieht, muß hiezu die Zustimmung der Bundesregierung eingeholt werden. Dies gilt nicht für 
die Mitwirkung von Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes bei Vorbeugungsmaßnahmen 
gegen Verwaltungsübertretungen, deren Verfolgung oder bei Anwendung gesetzlich vorge- 
seherien körperlichen Zwanges, soweit darüber das Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Inneres hergestellt und über die Kostentragung eine Vereinbarung getroffen worden ist. Die 
Zustimmung gilt als gegeben, wenn die Bundesregierung nicht binnen acht Wochen von dem 
Tag, an dem der Gesetzesbeschluß beim Bundeskanzleramt eingelangt ist, dem Landeshaupt- 

‚ mann mitgeteilt hat, daß die Mitwirkung der Bundesorgane verweigert wird. Vor Ablauf dieser 
Frist darf die Kundmachung des Gesetzesbeschlusses nur erfolgen, wenn-die Bundesregierung 
ausdrücklich zugestimmt hat.“ 

32. Der Art 98 Abs 2 hat zu lauten: 
„(2) Wegen eines behaupteten Eingriffes in die Zuständigkeit des Bundes kann die Bundesre- 
gierung gegen den Gesetzesbeschluß eines Landtages binnen acht Wochen von dem Tag, an 
dem der Gesetzesbeschluß beim Bundeskanzleramt eingelangt ist, einen mit Gründen ver- 
sehenen Einspruch erheben. Davon ausgenommen sind Gesetzesbeschlüsse in Angelegenheiten, 
die jenen des Art 42 Abs 5 entsprechen. Im Falle eines Einspruches darf‘ der Gesetzesbeschluß nur kundgemacht werden, wenn ihn der Landtag bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte 
der Mitglieder wiederholt.“ 

' 33. Der Art 99 Abs 1 hat zu lauten: 
„(1) Die Landesverfassung darf der Bundesverfassung nicht widersprechen. 

34..Im Art 100 Abs 1 hat die Wortfolge „auf Antrag der Bundesregierung“ zu entfallen. 
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35. Dem Art 101 wird folgender Abs 5’ angefügt: 
‚.(5) Die Landesregierung gibt sich eine Geschäftsordnung. In dieser kann nach den näheren 

Bestimmungen der Landesverfassung auch die Besorgung von Geschäften durch die Landesre- 
gierung oder auch durch einzelne ihrer Mitglieder geregelt werden.“ 

36. Der Art 102 hat zu lauten: 

„Art 102. (1) Wenn dies in Angelegenheiten des Art. 11 unerläßlich ist, kann durch Bundesge- 
setz bestimmt werden, daß genau zu bezeichnende einzelne Aufgaben von der Bundesregie- 

' rung oder von einem Bundesminister in erster und letzter Instanz wahrgenommen werden. 

(2) Durch Bundesgesetz kann bestimmt werden, daß Angelegenheiten der Bundesverwaltung 
(Art 10) von den Ländern zü vollziehen sind. In diesen Angelegenheiten stehen dem. Bund 
gegenüber den Ländern die gleichen Befugnisse zu wie in den Angelegenheiten nach Art. 11. 
(3) Durch Bundesgesetz kann angeordnet werden; daß in Angelegenheiten des Art 11 für die 
Vollziehung des Landes Bundesbehörden, insbesondere Bundespolizeibehörden, heranzuziehen 
sind. Diese Bundesbehörden unterstehen in den betreffenden Angelegenheiten der Landesregie- 
rung und sind an ihre Weisungen (Art 20) gebunden. 

(4) Bundesgesetze nach Abs 2 dürfen nur mit Zustimmung der beteiligten Länder kundgemacht 
werden. Dies gilt auch für Bundesgesetze nach Abs 3, außer sie betreffen die Vollziehung i in 
erster Instanz in folgenden Angelegenheiten: . 
l. Paßwesen, 

2. Meldewesen, 
3. Waffen-, Munitions- und Sprengmittelwesen sowie Schießwesen, 
4. Pressewesen, 

5. Vereins- und Versammlungsangelegenbeiten. 

(5) Inwieweit Bundespolizeibehörden in ihrem örtlichen Wirkungsbereich auf dem Gebiete der 
Straßenpolizei mit Ausnahme der örtlichen Sträßenpolizei (Art 118 Abs 3 Z. 4) und auf dem 

Gebiete der Strom- und Schiffahrtspolizei die Vollziehung übertragen wird, wird durch über- 

stimmende Gesetze des Bundes und des betreffenden Landes geregelt.“ 

37. Der Art 103 hat zu lauten: 

(1) Die Wirkungsbereiche von Bundesbehörden dürfen die Grenzen der Länder und der Ver- 
waltungsbezirke nicht schneiden. 
(2) Die Grerizen der Verwaltungsbezirke, der Gerichtsbezirke und der Gemeinden dürfen 
einander nicht schneiden. Änderungen in den Grenzen der Gemeinden, durch die die Grenzen 
der Gerichtsbezirke berührt werden, bedürfen - unbeschadet der. Einhaltung der in Betracht 
kommenden landesgesetzlichen Vorschriften - der Zustimmung der Bundesregierung. Ände- 
rungen in den Sprengeln der Verwaltungsbezirke werden durch Verordnung der Landesregie- 
rung mit Zustimmung der Bundesregierung, Änderungen in den Sprengeln der Bezirksgerichte 
durch Verordnung der Bundesregierung mit Zustimmung der Landesregierung verfügt. ° 
Art 97 Abs 2 dritter und vierter Satz gelten sinngemäß... 
(3) Wenn in einem Land in ‚Angelegenheiten der Bundesverwaltung die sofortige Erlassung von 
Maßnahmen zur Abwehr eines offenkundigen, nicht wieder gutzumachenden Schadens für die 
Allgemeinheit zu einer Zeit notwendig wird, zu der die obersten Organe der Verwaltung des 
Bundes wegen höherer Gewalt dazu nicht in der Lage sind, hat der Landeshauptmann an deren 
Stelle die Maßnahmen zu treffen.“ 

38. Der Art 104 hat zu lauten: 

- „Art 104. (1) Die mit der Verwaltung des Bundesvermögens betrauten Bundesminister können 
die Besorgung solcher Geschäfte dem Landeshauptmann und den ihm unterstellten Behörden 
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im Land übertragen. Eine solche Übertragung kann jederzeit ganz oder teilweise widerrufen 
werden, wenn die ordnungsgemäße Verwaltung des Bundesvermögens nicht gewährleistet ist. 
Weisungen (Art 20) kann der Bundesminister dem Landeshauptmann erteilen, soweit es sich 
um ine Entscheidung von grundsätzlicher Bedeutung handelt. 
(2) Die. Landesregierung kann bei Aufstellung ihrer Geschäftsordnung beschließen, daß 
einzelne Gruppen von Geschäften wegen ihres sachlichen Zusammenhanges mit Angelegen- 
heiten des selbständigen Wirkungsbereiches des Landes im Namen des Landeshauptmannes 
von Mitgliedern der Landesregierung zu führen sind. In diesen Angelegenheiten sind die 
betreffenden Mitglieder der Landesregierung an die Weisungen des Landeshauptmannes 
gebunden (Art 20). 
(3) Nach Abs 1 letzter Satz ergehende Weisungen der Bundesminister sind an den Landes- 
hauptmann zu richten. Dieser ist, wenn er die bezügliche ‘Angelegenheit nicht selbst führt, 
verpflichtet, die Weisung an das in Betracht kommende Mitglied der Landesregierung unver- 
züglich und unverändert auf schriftlichen Wege weiterzugeben und ihre Durchführung zu 
überwachen. 
(4) Die Kosten der Verwaltung des Bundesvermögens sind den Ländern vom. Bund zu er- 
setzen, jedoch nur bis zur Höhe jenes Betrages, der mit den Ländern vereinbart und im 
Bundesfinanzgesetz festgelegt worden ist.“ 

39; Der Art 105 hat zu lauten: 
„Art 105. (1) Der Landeshauptmann vertritt das Land. 
(2) Die Landeshauptmännerkonferenz vertritt die gemeinsamen Interessen der Länder.“ 

40. Der Art 106 hat zu lauten: 
„Art 106. (1) Die Geschäfte der Landesregierung und des Landeshauptmannes werden durch 
das Amt der Landesregierung besorgt. 
(2) Der Landeshauptmann ist der Vorstand des Amtes der Landesregierung. Als solchem sind 
ihm in Angelegenheiten des inneren Dienstes auch die Bezirkshauptmannschaften des Landes 
unterstellt. 
(3) Zur Leitung des inneren Dienstes des Amtes der Landesregierung wird von der Landesre- 
gierung ein rechtskundiger Verwaltungsbeamter als Landesamtsdirektor bestellt. Sein Stellver- 
treter ist in gleicher Weise und unter den gleichen Voraussetzungen zu bestellen. Die Leitung 
des inneren Dienstes erfolgt unter der unmittelbaren Aufsicht des Landeshauptmannes. 
(4) Die Regelungen des Geschäftsganges (Geschäftsordnung) sowie die innere Gliederung und 
Verteilung der Geschäfte (Geschäftseinteilung) im Amt der Landesregierung werden vom 
Landeshauptmann mit Zustimmung der Landesregierung getroffen.“ 

41. Der Art 107 hat zu lauten: 
„Art 107. Die Landesregierung und die Bezirkshauptmannschaften sind die Behörden der 
allgemeinen staatlichen Verwaltung. Die Bezirkshauptmannschaften besorgen Aufgaben der 
Bezirksverwaltung.“ 

42. Der Art 109 hat zu lauten: 
„Art 109. Die Angelegenheiten der Bezirksverwaltung werden in Wien in erster Instanz vom 
Magistrat besorgt, soweit nicht Bundesbehörden mit der Vollziehung betraut sind.“ 

43. Der Art 110 hat zu lauten: 
„Art 110. Art 101 Abs 5 ist in Wien mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Landesregierung auch bestimmen kann, welche Geschäfte dem Magistrat als Amt der Landesregierung zur Erle- digung überlassen werden.“ 
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44. Der Art 112 hat zu lauten: 
„Art 112. Durch Landesgesetze gemäß Art 19 Abs 2 sind i in Wien auch besondere Regelungen 
für die amtsführenden Stadträte zu treffen.“ 

45. Der Art 113 hat zu lauten: . 
„Art 113: An die Stelle der bundesverfassungsrechtlichen Regelungen über die Geschäftsord- 
zung und die „Geschäftseinteilung des Amtes der Landesregierung treten in Wien die landesge- 
setzlichen Regelungen über die Geselältsonänung und die Geschäftseinteilung des Magistrats.“ 

46. Der Art 114 hat zu lauten: 
„Art 114. Nach Maßgabe der Art 108 bis 113 gelten für die Bundeshauptstadt Wien im übrigen 
die Bestimmungen des Abschnittes C dieses Hauptstückes mit Ausnahme von Art 119 Abs 4 
und Art 119a. Durch Landesgesetz können Bezirksvertretungen als allgemeine Vertretungs- 
körper in den einzelnen Gemeindebezirken vorgesehen sowie Bestimmungen -über weitere 
Organe der Gemeinde, deren Tätigkeit auf die Gemeindebezirke beschränkt ist, auch hinsicht- 

lich ihrer Bestellung, die nicht durch den Gemeinderat erfolgen muß, getroffen werden.“ 

47. Im Art 117 Abs 1 hatlit. c zu lauten: 
„c) der vom Gemeinderat oder - ausgenommen in Wien - von den, Gemeindebürgern zu 

wählende Bürgermeister.“ 

48. Dem Art 117 Abs 2 wird folgender Satz angefügt: 
„In der Wahlordnung kann abweichend vom Grundsatz der Verhältniswahl bestimmt werden, 

daß Personen als gewählt gelten, deren Namen auf den Stimmzetteln am häufigsten genannt 

werden, und daß auch Kandidaten aus mehreren Listen gewählt werden können.“ 

49. Dem Art 118 Abs 2 wird folgender Satz angefügt: 
„Soweit in Verwaltungsverfahren: die örtlichen Interessen in besonderem. Maße berührt 

werden, haben die Gesetze der Gemeinde mindestens ein Anhöningsrecht einzuräumen.“ 

50. Im Art 118 Abs 3 Z. 3 entfällt der Klammerausdruck. 

51. Der Art 118 Abs 3 Z. 9 hat zu lauten: | 
„9. örtliche Baupolizei; örtliche Feuerpolizei; örtliche Raumplanung;“ 

52. Im Art 118 Abs 4 entfallen der zweite und der dritte Satz. 

53. Der Art 118 Abs 7 erster Satz hat zu lauten: 

„Auf Antrag einer Gemeinde kann die Besorgung einzelner Angelegenheiten des eigenen 

Wirkungsbereiches durch Verordnung der Landesregierung auf eine staatliche Behörde über- 
tragen werden.“ \ 

54. Im Art 118 Abs 7 entfällt der dritte Satz. 

55. Der Art 119 Abs 4 hat zu lauten: 

„(4) Wegen Gesetzesverletzung sowie wegen Nichtbefolgung einer Verordnung oder einer 
Weisung können die in Abs 2 und 3 genannten Organe, soweit ihnen Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit zur Last fällt, wenn sie auf dem Gebiet der Bundesvollziehung tätig werden, 

vom zuständigen Bundesminister, wenn sie auf dem Gebiet der Landesvollziehung tätig 
werden, von der Landesregierung ihres Amtes verlustig erklärt werden. Die allfällige Mitglied- 
schaft einer solchen Person zum Gemeinderat wird hiedurch nicht berührt.“ 
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56.. Der Art 119a Abs 1 hat zu lauten: | 
„(1)Das Land übt das Aufsichtsrecht über die Gemeinde dahin aus, daß diese bei Besorgung 
des. eigenen Wirkungsbereiches die Gesetze und Verordnungen nicht ‘verletzt, insbesondere 
ihren Wirkungsbereich nicht überschreitet und die ihr gesetzlich obliegenden Aufgaben erfüllt.“ 

57. Der Art 119a Abs 3 hat zu lauten: 
„(3) Das Aufsichtsrecht und dessen gesetzliche Regelung steht den Ländern zu.“ 

58. Der’Art 119a Abs 7 erster Satz hat zu lauten: 
„sofern als Aufsichtsmittel die Auflösung des Gemeinderates gesetzlich vorgesehen ist, kommt 
diese Maßnahme der Landesregierung zu.“ 

59. Der Art 120 hat zu entfallen. 

60. Dem Art 129 wird folgender Satz angefügt: 
„Die Einrichtung einer Landesverwaltungsgerichtsbarkeit bleibt in den Grundsätzen einer 
besonderen bundesverfassungsgesetzlichen Regelung vorbehalten. 

61. Der Art 129a Abs 2 hat zu lauten: 
„(2) Es kann gesetzlich vorgesehen werden, daß Entscheidungen erster Instanz unmittelbar 
beim unabhängigen Verwaltungssenat angefochten werden können. Soweit dies durch Bundes- 
gesetz vorgesehen wird, dürfen diese nur mit Zustimmung der beteiligten Länder kundgemacht 
werden.“ 

62. Im Art 131 Abs 1 hat Z. 3 zu entfallen. 

63. Art 132 wird als Abs 1 bezeichnet; folgender Abs 2 wird angefügt 
„(2) Wenn in einer bestimmten Angelegenheit, in der die Gesetzgebung Bundessache, die Voll- 
ziehung Landessache ist, von Amts wegen ein Bescheid zu erlassen wäre, das zuständige 
Organ des Landes aber trotz einer an die Landesregierung gerichteten Aufforderung des 
Bundes rechtswidriger Weise untätig geblieben ist, kann der zuständige Bundesminister da- 
gegen vor dem Verwaltungsgerichtshof Beschwerde erheben. Diese ist nur zulässig, wenn seit 
der Aufforderung an die Landesregierung, für die Erlassung des Bescheides zu sorgen, sechs 
Monate verstrichen sind.“ 

64. Im Art 137 hat die Wortfolge „ die Bezirke“ zu entfallen. 

65. Der Art 138a hat zu entfallen. 

66. Nach Art 140a ist folgender Art 140b einzufügen: = 
„Art 140b. (1) Auf Antrag der Bundesregierung oder einer beteiligten Landesregierung stellt 
der Verfassungsgerichtshof fest, ob eine Vereinbarung im Sinne des Art 15a Abs 1 vorliegt und 
ob von einem Land oder dem Bund die aus einer solchen Vereinbarung folgenden Verpflich- tungen, soweit es sich nicht um vermögensrechtliche Ansprüche handelt, erfüllt worden sind. (2) Wenn es in einer Vereinbarung im Sinne des Art 15a Abs 2 vorgesehen ist, stellt der Verfassungsgerichtshof ferner auf Antrag einer beteiligten Landesregierung fest, ob eine solche Vereinbarung vorliegt und ob die aus einer solchen Vereinbarung folgenden Verpflichtungen, 
soweit es sich nicht um vermögensrechtliche Ansprüche handelt, erfüllt worden sind. 
(3) Weiters erkennt der Verfassungsgerichtshof über die Rechtswidrigkeit von Vereinbarungen 
nach Art 15a Abs 1 und 2, die nicht durch die Erlassung von Gesetzen oder Verordnungen zu 
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erfüllen sind. Dabei ist auf die gesetzesändernden oder gesetzesergänzenden Vereinbarungen 

der Art 140, auf alle anderen Vereinbarungen der Art 139 mit der Maßgabe anzuwenden, daß _ 
Vereinbarungen, deren Gesetz- oder Verfassungswidrigkeit der Verfassungsgerichtshof fest- 
stellt, vom Tage der Kundmachung des Erkenntnisses an von den zu ihrer Vollziehung beru- 
fenen Organen nicht anzuwenden sind, wenn der Verfassungsgerichtshof nicht eine Frist 
bestimmt, innerhalb welcher eine solche Vereinbarung weiter anzuwenden ist. Diese Frist darf 
bei Vereinbarungen, die gesetzesändernd. oder gesetzesergänzend sind, zwei Jahre, bei ällen 
anderen Vereinbarungen ein Jahr nicht überschreiten.“ 

67. Im Art 141 hat Abs 1 lit. b zu lauten: 
„b) über Anfechtüngen von Wahlen in die Landesregierung und in die mit der Vollziehung 

betrauten Organe einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes;“ 

63. Im Art 142 Abs 2 haben die lit. d und h zu entfallen. 

69. Art 142 Abs 2 lit. e lautet: . 

„e) gegen Organe der Bundeshauptstadt Wien, soweit sie Aufgaben aus dem Bereich der 
Bundesvollziehung im eigenen Wirkungsbereich der Gerneinde besorgen, wegen Gesetzesver- 
letzung, soweit sie Aufgaben aus dem Bereich der Bundesvollziehung im übertragenen 
Wirkungsbereich der Gemeinde besorgen, wegen Gesetzesverletzung und wegen Nichtbefol- 

gung einer Verordnung oder Weisung des Bundes: durch Beschluß der Bundesregierung,“ 

70. Der Art 142 Abs 3 hat zu entfallen. 

71. Im Art 142 Abs 4 und 5 entfallen jeweils die Wortfolgen „d“. 

72. Im Art 144 Abs 1 ist nach dem Wort „Gesetzes“ ein Beistrich einzufügen und hat es 

statt „oder eines rechtswidrigen Staatsvertrages“ zu lauten „eines rechtswidrigen 

Staatsvertrages oder einer rechtswidrigen Vereinbarung nach Art 15a.“ 

73. Nach Art 149 ist folgender Art 149a einzufügen: 

„Art 149a. Die in den Gesetzen [...] enthaltenen Verfassungsbestimmungen betreffend die 

Zuständigkeiten des Bundes und der Länder zur Gesetzgebung und Vollziehung bleiben i in 
Kraft. Die in ihnen enthaltenen Befristungen bleiben aufrecht. 

I. 
Verfassungsänderungen außerhalb des B-VG: 

Bundesverfassungsgesetz, 

mit dem das Bundesverfassungsgesetz vom 30. Juli 1925, 
BGBl Nr 289, betreffend Grundsätze für die Einrichtung und Geschäftsführung der 

Ämter der Landesregierung außer Wien aufgehoben wird 

Das Bundesverfassungsgesetz vom 30. Juli 1925, BGBl Nr 289, betreffend Grundsätze für die 
Einrichtung und Geschäftsführung der Ämter der Landesregierung außer Wien -wird aufge- 
hoben. 
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-  Bundesverfassungsgesetz, 
mit dem das Übergangsgesetz vom 1. Oktober 1920, 

\ . .. Inder Fassung des BGBl Nr 368 vJ 1925, geändert wird 

Das Übergangsgesetz vom 1. Oktober 1920, in der Fassung des BGBl Nr 368 vJ 1925, wird 
wie folgt geändert: . 
1. Im$ 8 werden die Abs 5, 7 und 8 aufgehoben. 

2. Die $$ 9, 16 bis 19, 31 bis 33 werden mit der Maßgabe aufgehoben, daß $ 32 Abs 3 noch 
auf jene Landeshauptmänner, die vor seinem Außerkrafttreten aus der Funktion geschieden 
sind, anzuwenden ist. Auf die Landeshauptmänner von Wien, die vor dem 1. Jänner 1978 
aus der Funktion geschieden sind, sowie auf deren Hinterbliebene sind jedoch die bis zum 
1. Jänner. 1978 geltenden Bestimmungen des Landes Wien weiterhin anzuwenden. 

 Bundesverfassungsgesetz, . 
mit dem das Bundesverfassungsgesetz vom 7. Dezember 1929, BGBl Nr 393, geän- 

j dert wird 

Das Bundesverfassungsgesetz vom 7. Dezember 1929, BGBl Nr 393, betreffend Übergangsbe- - 
stimmungen zur Zweiten Bundes-Verfassungsnovelle wird wie folgt geändert. 

l. Im Art I werden die $$ 11 bis 13, 15, 21 und 23 aufgehoben. 

2. Der Art III wird aufgehoben. 

Bundesverfassungsgesetz, 
mit dem das Bundesverfassungsgesetz vom 12. Juli 1962, 

BGBl Nr 105, geändert wird 

Das Bundesverfassungsgesetz vom 12. Juli 1962, mit dem Bestimmungen des Bundesverfas- 
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 über die Regelung der Grundsätze des Gemeinde- 
rechtes und damit im Zusammenhang stehende Bestimmungen abgeändert werden (Bundes- 
Verfassungsgesetznovelle 1962), wird wie folgt geändert: 

Im $ 5 werden die Abs 1 und 3 aufgehoben. 

MI. 

In den Angelegenheiten, die mit dieser B-VG-Novelle in die Landesvollziehung übertragen 
werden, sind den Ländern im Wege des Finanzausgleiches jedenfalls jene finanziellen Mittel 
-zuzuweisen, die in.den Jahren 19.. bis 1993 durchschnittlich vom Bund für diese Angelegen- 
heiten aufgewendet wurden. 
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REGIERUNGSVORLAGE BETREFFEND DIE B-VGN 1996 
(Strukturreform des Bundesstaates - 14 Blg StenProt NR.XX. GP) 

Nachdruck vom 8. 2. 1996 

Regierungsvorlage 

Bundesverfassungsgesetz, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 im Sinne siner Strukturreform des Bundesstaates geändert wird sowie andere 
Bundesgesetze geändert oder aufgehoben werden (Bundes-Verfassungsgesetz-Novelle 

1996 - B-VGN 1996) = 
Der Nä:ior.alrat hat beschlossen: 

Inhaltsübersicht 
Art. ’ Betroffenes Gesetz 

Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 
B-VG-Novellen 
Übergangsgesetz vom 1. Oktober 1920 in der Fassung des BGBl. Nr. 368 vom Jahre 1925 
Bundssverfassungsgesetz betreffend Übergangsbestimmungen zur Zweiten Bundes-“er- 
fassungsnovells . j 5  Bundesverfassungsgesetz betreffend Grundsätze für die Einrichtung und Geschäftsführung der Äm- 
ter der Landesregierungen außer Wien \ 

6 Bundesverfassungsgesetz betreffend die Zuständigkeit des Bundes auf dem Gebiete des Arbeiter- “ rechtes sowie des Arbeiter- und Angestelltenschutzes und der Berufsvertretung 
7 Elektrotechnikgesetz 1992 
8 Stadterneuerungsgesetz 
9 Bundesgesetz, mit dem das Invalideneinstellungsgesetz geändert wird 

10 Börsegesetz 1989 - \ 
11 Gelegenheitsverkehrs-Gesetz 

A
U
 
D
D
 

Artikel 1 

Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes . 
‘ Das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung. von 1929, zuletzt geändert durch das Bundesverfas- sungsgesetz BGBl. Nr... ./1994, wird wie folgt geändert: 

]. Der Titel samı Abkürzung lautet: 

. „Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG)“ - 
2. Art. 10, Art. 11, ein neuer Art. 11a und Art. 12 lauten: 
„Art. 10. (1) Bundessache ist die Gesetzgebung und die Vollziehung in folgenden Angelegenheiten: 1. Bundesverfassung, insbesondere Wahlen zuin Nationalrat, Volksabstimmungen auf Grund der Bundesverfassung, Verfassungsgerichtsbarkeit; Verwaltungsgerichtsbarkeit, ausgenommen die Organisation der Landesverwaltungsgerichtsbarkeit nach Maßgabe des Art. 129; 

äußere Angelegenheiten mit Einschluß der politischen und wirtschaftlichen Vertretung gegen- über dem Ausland, insbesondere Abschluß von Staatsverträgen, unbeschadet der Zuständigkeit der Länder nach Art. 16 Abs. 1; Grenzvermarkung; Waren- und Viehverkehr mit dem Ausland; Zollwesen; oo 
3. Regelung und Überwachung des Eintrittes in das Bundesgebiet und des Austrittes aus ihm; Ein- und Auswanderungswesen; PaBwesen; Abschiebung, Abschaffung, Ausweisung und Aus- lieferung sowie Durchlieferung; 

>)
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10. 

11. 

12. 

13. 

14. 

"15. 
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Bundesfinanzen, insbesondere öffentliche Abgaben, die ausschließlich oder teilweise für den 
Bund einzuheben sind; Monopolwesen; 
Geld-, Kredit-, Börse- und Bankwesen; Maß- und Gewichts-, Normen- und Punzierungswesen; 
Zivilrechtswesen einschließlich des wirtschaftlichen Assoziationswesens, jedoch mit Ausschluß 
von Regelungen, die den Grundstücksverkehr, einschließlich des Rechtserwerbes von Todes 
wegen durch Personen, die nicht zum Kreis der gesetzlichen Erben gehören, verwaltungsbe- 
hördlichen Beschränkungen unterwerfen; Privatstiftungswesen; Strafrechtswesen mit Ausschluß 
des Verwaltungsstrafrechtes und des Verwaltungsstrafverfahrens in Angelegenheiten.-die in den 
selbständigen Wirkungsbereich der Länder fallen; Justizpflege; Einrichtungen zum Schutz der 
Gesellschaft gegen verbrecherische oder sonstige gefährliche Personen; Urheberrecht; Presse- 
wesen; Angelegenheiten der Notare, der Rechtsanwälte und verwandter Berufe; 

Aufrechterhaltung der Öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit einschließlich der ersten ali- 
gemeinen Hilfeleistung, jedoch mit Ausnahme der örtlichen Sicherheitspolizei; Vereins- und 
Versammlungsrecht; Fremdenpolizei und Meldewesen; Bundesbetreuung für Asylwerber; Waf- 
fen-, Munitions- und Sprengmittelwesen, Schießwesen; Zivilschutz hinsichtlich überregionaler 
Koordination und Warnung der Bevölkerung im. Wege der Länder; ur 

Kartellwesen; Patentwesen sowie Schutz von Mustern, Marken und anderen Warenbezeichnun- 
gen; Angelegenheiten der Patentanwälte; Kammem für Handel, Gewerbe und Industrie; Inge- 
nieurkammern; Einrichtung beruflicher Vertretungen, soweit sie sich auf das ganze Bundesge- 
biet erstrecken, mit Ausnahme solcher auf land- und forstwirtschaftlichem Gebiet; 

Verkehrswesen bezüglich der Eisenbahnen, soweit es nicht unter Art. 11 fällt, der Luftfahrt, der 
Seeschiffahrt sowie der Binnenschiffahrt auf.der Donau und auf mit ihr in Verbindung stehen- 
den, durch Bundesgesetz zu Wasserstraßen. erklärten Gewässern, einschließlich der 
Schiffahrtspolizei; Bau und Instandhaltung von Wasserstraßen; Angelegenheiten der wegen ih- 
rer Bedeutung für den Durchzugsverkehr durch Bundesgesetz zu Bundesstraßen erklärten Stra- 
Benzüge; Post- und Fernmeldewesen; Umweltverträglichkeitsprüfung bezüglich jener Verkehrs- 
wege, bei denen mit erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen ist und deren Tras- 
sen gemäß den Verwaltungsvorschriften durch Verordnung einer Bundesbehörde festzulegen 
sind; j 

Bergwesen; Stromwegerecht für Leitungen mit einer Spannung von mindestens 110 Kilovolt, die 
sich über zwei oder mehrere Länder erstrecken; Gaswegerecht für Erdgashochdruckleitungen, 
die sich über zwei oder mehrere Länder erstrecken; technisches Versuchswesen in den Angele- 
genheiten dieses Absatzes oder des Art. 11 Abs. 1; Vermessungswesen; 
Arbeitsrecht, soweit es nicht unter Artikel 12 fällt; Kammern für Arbeiter und Angestellte, auf 
land- und forstwirtschaftlicherm Gebiet jedoch nur unter Einschluß von Arbeitnehmern in Sägen, 
Harzverarbeitungsstätten, Mühlen und Molketeien, die von land- und forstwirtschaftlichen Er- 
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften betrieben werden und in denen mehr als fünf Arbeit- 
nehmer dauernd beschäftigt sind; Angelegenheiten des Arbeitsmarktes; Angelegenheiten der 
Behinderteneinstellung sowie eines Behindertenausweises; Sozial- und Vertragsversicherungs- 
wesen; 

Gesundheitswesen bezüglich des Arzneimittelwesens, der Medizinprodukte, des Suchtgiftwe- 
sens, der zentralen Bekämpfung übertragbarer Krankheiten und der Angelegenheiten der Gen- 
technologie; Ernährungswesen einschließlich der Nahrungsmittelkontrolle; Veterinärwesen; Re- 
gelung des geschäftlichen Verkehrs mit Saat- und Pflanzgut, Futter-, Dünge- und Pflanzen- 
schutzmitteln sowie mit Pflanzenschutzgeräten einschließlich der Zulassung und bei Saat- und 
Pflanzgut auch der Anerkennung; 
Angelegenheiten des Bibliotheks- und Archivwesens des Bundes; Angelegenheiten der künstle- 
rischen und wissenschaftlichen Sammlungen und Einrichtungen des Bundes; Angelegenheiten 
der Bundestheater mit Ausnahme der Bauangelegenheiten; Angelegenheiten des Kultus; Denk- 
malschutz; Volkszählungswesen sowie — unter Wahrung der Rechte der Länder, im eigenen 
Land jegliche Statistik zu betreiben — sonstige Statistik, soweit sie nicht nur den Interessen eines 
einzelnen Landes dient; 
Organisation und Führung der Bundespolizei und der Bundesgendarmerie; Regelung der Errich- 
tung und der Organisierung Sonstiger Wachkörper, einschließlich ihrer Bewaffnung und des 
Rechtes zum Waffengebrauch; 
militärische Angelegenheiten; Kriegsschadenangelegenheiten und Fürsorge für Kriegsteilnehmer 
und deren Hinterbliebene; Fürsorge für Kriegsgräber; aus Anlaß eines Krieges oder im Gefolge 
eines solchen zur Sicherung der einheitlichen Führung der Wirtschaft notwendig erscheinende
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Maßnahmen, insbesondere auch hinsichtlich der Versorgung der Bevölkerung mit Bedarfsge- 
genständen; e 2: 

16. Einrichtung der Bundesbehörden und sonstigen Bundesämter; Dienstrecht und Personalvertre- 
tungsrecht der Bundesbediensteten 5 . 

17. Bevölkerungspolitik, soweit sie die Gewährung von Kinderbeihilfen und die Schaffung eines 
Lastenausgleiches im Interesse der Familie zum Gegenstand hat. i 

(2) In den nach Abs. 1 ergehenden Bundesgesetzen kann die Landesgesetzgebung ermächtigt wer- 
den, zu genau zu bezeichnenden einzelnen Bestimmungen Ausführungsbestimmungen zu erlassen. Solche 
Bundesgesetze dürfen nur mit Zustimmung der Länder kundgemacht werden. Für die Landesgesetze gilt 
Art. 12 Abs. 3. Ihre Vollziehung ist Landessache. 

(3) In den Angelegenheiten 'des Abs. 1 obliegt die Vollziehung Bundesbehörden, jedoch kann der 
Bund Landesbehörden mit der Vollziehüng betrauen, die in diesem Fall an die Weisungen der Bundesre- 
gierung oder der einzelnen Bundesminister gebunden sind (Art. 20 Abs. 1). Bundesgesetze, die eine in 
Abs. 1 genannte Angelegenheit insgesamt oder einen ganzen Bereich einer solchen Angelegenheit: Lan- 
desbehörden übertragen, können nur mit Zustimmung der beteiligten Länder Kundgemacht werden. 

(4) Wenn in einem Land in Angelegenheiten der Bundesverwaltung das sofortige Ergreifen von 
Maßnahmen zur Abwehr eines offenkundigen, nicht wieder gutzumachenden Schadens für die Allge- 
meinheit zu einer Zeit notwendig wird, zu der die obersten Organe der Verwaltung des Bundes wegen 
höherer Gewalt nicht in der Lage sind, diese Maßnahmen zu treffen, hat die Landesregierung dies an 
deren Stelle zu tun. 

(5) Bevor der Bund Staatsverträge, die Durchführungsmaßnahmen im Sinne des Art. 16 erforderlich 
machen oder die den selbständigen Wirkungsbereich der Länder in anderer Weise berühren, abschließt, 
hat er den Ländern Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(6) Der Bund hat die Länder unverzüglich über alle Vorhaben im Rahmen der europäischen Integra- 
tion, die den selbständigen Wirkungsbereich der Länder berühren oder sonst für sie von Interesse sein 
könnten, zu unterrichten und ihnen binnen einer von ihm zu setzenden, angemessenen Frist Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben. Solche Stellungnahmen sind an das Bundeskanzleramt zu richten. Gleiches 
gilt für die Gemeinden, soweit der eigene Wirkungsbereich oder sonstige wichtige Interessen der Ge- 
meinden berührt werden. Die Vertretung der Gemeinden obliegt in diesen Angelegenheiten dem Österrei- 
chischen Städtebund und dem Österreichischen Gemeindebund (Art. 115 Abs. 3), 

(7) Liegt dem Bund fristgerecht eine einheitliche Stellungnahme der Länder zu einem Vorhaben im 
Rahmen der europäischen Integration vor, das Angelegenheiten betrifft, in denen die Gesetzgebung Lan- 
dessache-ist, so ist der Bund bei zwischenstaatlichen Verhandlungen und Abstimmungen an diese Stel- 
lungnahme gebunden. Er darf davon nur aus zwingenden außen- und integrationspolitischen Gründen 
abweichen. Der Bund hat diese Gründe binnen acht Wochen nach Kundmachung des betreffenden 
Rechtsaktes im Rahmen der europäischen Integration mitzuteilen. j 

(8) Die näheren Bestimmungen über das Verfahren gemäß Abs. 6 und 7 sind in einer Vereinbarung 
zwischen dem Bund und den Ländern (Art. 15a Abs. 1) festzulegen. 

‚Art. 11. (1) Bundessache ist die Gesetzgebung, Landessache die Vollziehung in folgenden Angele- 
genheiten: Fan 

l. Staatsbürgerschaft; Personenstandsangelegenheiten einschließlich des Matrikenwesens und der 
Namensänderung; 

2. Volkswohnungswesen mit Ausnahme der Bodenbeschaffung sowie der Förderung des Wohn- 
baues und der Wohnhaussanierung; " 

3. Verkehrswesen bezüglich der Straßenbahnen, Kleinseilbahnen sowie nichtöffentlichen Eisen- 
bahnen; Straßenpolizei; Kraftfahrwesen; Binnenschiffahrt, soweit sie nicht unter Art. 10 fällt; 

4. Gesundheitswesen, soweit es nicht unter Art. 10 fällt, jedoch mit Ausnahme des Leichen- und 
Bestattungswesens, des Gemeindesanitätsdienstes und 'Rettungswesens sowie des Kurwesens 
und der natürlichen Heilvorkommen, hinsichtlich’ der Heil- und Pflegeanstalten jedoch nur die 
sanitäre Aufsicht; Chemikalienwesen einschließlich des Giftwesens; Maßnahmen zur Abwehr 
von gefährlichen Belastungen der Umwelt, die durch Überschreitung-von Immissionsgrenzwer- 
ten entstehen; Luftreinhaltung, unbeschadet der Zuständigkeit der Länder für Heizungsanlagen; ' 
Abfallwirtschaft hinsichtlich gefährlicher Abfälle, hinsichtlich anderer Abfälle nur soweit ein 

' Bedürfnis nach Erlassung einheitlicher Vorschriften vorhanden ist;
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5. Forstwesen einschließlich des Triftwesens; Wildbachverbauung; "Wasserrecht; Regulierung und 
Instandhaltung der Gewässer zum Zwecke der. unschädlichen Ableitung der Hochfluten oder 
zum Zwecke der Schiffahrt und Flößerei; . 

6. -Umweltverträglichkeitsprüfung für Vorhaben, bei denen mit erheblichen Auswirkungen auf die 
Umwelt zu rechnen ist; soweit ein Bedürfnis nach Erlassung einheitlicher Vorschriften als vor- 
handen erachtet wird, Genehmigung solcher Vorhaben; i 

7. Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie, soweit sie nicht unter Art. 10 fallen; öffentli- 
che Agentien und Privatgeschäftsvermittlungen; Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes; 

8. berufliche Vertretungen, soweit sie nicht unter Art. 10 fallen, jedoch mit Ausnahme jener auf 
land- und forstwirtschaftlichem Gebiet sowie auf dem Gebiet des Berg- und Schiführerwesens 
und des in den selbständigen Wirkungsbereich der Länder fallenden Sportunterrichtswesens; 

9. Elektrizitätswesen und Angelegenheiten anderer leitungsgebundener Energien, soweit sie nicht 
unter Art. 10 fallen; Dampfkessel- und Kraftmaschinenwesen; Ingenieur- und Ziviltechnikerwe-. 

sen, soweit es nicht unter Art. 10 fällt; 

10. Stiftungs- und Fondswesen, soweit es sich um Stiftungen und Fonds handelt, die nach ihren 

Zwecken über den Interessenbereich eines Landes hinausgehen und nicht schon bisher von den 
Ländern autonom verwaltet wurden. 

(2) In den nach Abs. 1 ergehenden Bundesgesetzen kann die Landesgesetzgebung ermächtigt wer- 
den, zu genau zu bezeichnenden einzelnen Bestimmungen Ausführungsbestimmungen zu erlassen. Solche 
Bundesgesetze dürfen nur mit Zustimmung der Länder kundgemacht werden. Für die Landesgesetze gilt 
Art. 12 Abs. 3. 

(3) Durchführungsverordnungen zu den nach den Abs. 1 ergehenden Bundesgesetzen können, so- 
weit in diesen Gesetzen nicht anderes bestimmt ist, sowohl vom Bund als auch von den Ländern erlassen 

werden. Verordnungen des Bundes gehen jenen der Länder vor. Die Art der Kundmachung von Durch- 
führungsverordnungen kann durch Bundesgesetz geregelt werden. 

(4) In. den nach Abs. I ergehenden Bundesgesetzen können sonstige Akte der Vollziehung, die bun- 
deseinheitlich getroffen werden müssen, dem zuständigen Bundesminister vorbehalten werden. 

(5) Soweit in diesem Artikel nicht anderes bestimmt ist, darf in Angelegenheiten des Abs. 1 eine 
Vollziehung durch Bundesbehörden nur in einem Bundesgesetz vorgesehen werden, dessen Kundma- 

chung der Zustimmung der beteiligten Länder bedarf. In gleicher Weise wird auch geregelt, inwieweit 
Bundespolizeibehörden in ihrem örtlichen Wirkungsbereich die Vollziehung auf dem Gebiete der Stra- 
Benpolizei mit Ausnahme der örtlichen Straßenpolizei (Art. 118 Abs. 3 Z4) und auf dem Gebiete der 
unter Abs. 1 fallenden Schiffahrtspolizei obliegt: Die Bundesbehörden sind dabei der Landesregierung 
unterstellt und an deren Weisungen (Art. 20 Abs. 1) gebunden. 

(6) In den Angelegenheiten des Kraftfahrwesens und der Straßenpolizei kann durch Bundesgesetz, 
dessen Kundmachung der Zustimmung der Länder bedarf, vorgesehen werden, daß der Bundesminister, 
der für die Führung der mit der Verkehrsüberwachung betrauten Organe zuständig ist, diesen Anordnun- 
gen erteilen kann, wenn eine länderübergreifend einheitliche Vorgangsweise bei der Verkehrsüberwa- 
chung notwendig ist oder außergewöhnliche Verkehrsverhältnisse vorliegen oder zu erwarten sind. 

(7) In den nach Abs. 1 ergehenden Bundesgesetzen kann der zuständige Bundesminister ermächtigt 
werden, Maßnahmen der Überwachung zum Schutz der Umwelt zu treffen. 

(8) In den Angelegenheiten des Abs.:1 Z 6 steht nach Erschöpfung des Instanzenzuges im Bereich 
der Vollziehung jedes Landes die Entscheidung dem unabhängigen Umweltsenat zu. Dieser ist im übri- 
gen sachlich in Betracht kommende Oberbehörde im Sinne der das Verwaltungsverfahren regelnden Vor- 
schriften. Der unabhängige Umweltsenat besteht aus dem Vorsitzenden, Richtern und anderen rechts- 
kundigen Mitgliedern und wird: beim zuständigen Bundesministerium eingesetzt. Die Einrichtung, die 
Aufgaben und das Verfahren des Senates werden durch Bundesgesetz geregelt. Seine Entscheidungen 
unterliegen nicht der Aufhebung oder Abänderung im Instanzenzug; die Beschwerde an’den Verwal- 
tungsgerichtshof ist zulässig. j 

(9) Erstreckt sich ein Vorhaben gemäß Abs. 1 Z 6 auf mehrere Länder, so haben die beteiligten Län- 
der zunächst einvernehmlich vorzugehen. Wird eine einvernehmliche Entscheidung nicht innerhalb von 
18 Monaten erlassen, so geht die Zuständigkeit auf Antrag eines Landes oder einer an der Sache beteilig- 
ten Partei auf den unabhängigen Umweltsenat über.
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Art. 11a. (1) Folgende Angelegenheiten können dürch-Bundesgesetz einheitlich geregelt werden: 
1. soweit ein Bedürfnis nach Erlassung einheitlicher ‚Vorschriften als-vorhanden erachtet wird, das 

Verwaltungsverfahren, die allgemeinen Bestimmungen des Verwaltungsstrafrechtes, das Verwal- 
tungsstrafverfahren und die Verwaltungsvollstreckung auch in den Angelegenheiten, in denen die 
Gesetzgebung den Ländern zusteht, insbesondere auch in den Angelegenheiten des Abgabenwe- 
sens; abweichende Regelungen können in den die einzelnen Gebiete der Verwaltung regelnden 
Bundes- oder Landesgesetzen nur dann getroffen werden, wenn sie zur Regelun g des Gegenstan- 
des erforderlich sind; : 

2. soweit ein Bedürfnis nach Erlassung einheitlicher Vorschriften als vorhanden erachtet wird, 
a). das Bürgerbeteiligungsverfahren für bundesgesetzlich zu bestimmende Vorhaben, 
b) die Beteiligung an den einem Bürgerbeteiligungsverfähren .nachfolgenden Verwaltungsverfah- 

ren, 

c) die Berücksichtigung der Ergebnisse des Bürgerbeteiligungsverfahrens bei der Erteilung der 
für die betroffenen Vorhaben erforderlichen Genehmigungen, 

d) die Genehmigung von Vorhaben, bei denen mit erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt zu 
rechnen ist und für welche die Verwaltungsvorschriften eine Trassenfestlegung durch Verord- 
nung vorsehen; 

3. soweit ein Bedürfnis nach Erlassung einheitlicher Vorschriften vorhanden ist, Emissionsgrenz- 
werte für Luftschadstoffe; diese dürfen in den die einzelnen Gebiete der Verwaltung regelnden 
Bundes- und Landesvorschriften nicht überschritten werden; j 

4. soweit’ein Bedürfnis nach Erlassung einheitlicher Vorschriften als vorhanden erachtet wird, An- 
gelegenheiten der Enteignungsentschädigungen. 

(2) Die Vollziehung der gemäß Abs. 1 ergehenden Gesetze steht dem Bund oder den Ländern zu, je 
nachdem, ob die betreffende Angelegenheit der Vollziehung nach. Bundes- oder Landessache ist: In An- 
selegenheiten der Landesvollziehung gilt Art. 11 Abs. 3. ' 

Art. 12. (1) Bundessache ist die Gesetzgebung über die Grundsätze, Landessache die Erlassung von 
Ausführungsgesetzen und die Vollziehung in folgenden Angelegenheiten: Mutterschafts-, Säuglings- und 
Jugendfürsorge; Heil- und Pflegeanstalten; Ärbeiterrecht sowie Arbeiter- und Angestelltenschutz, soweit 
es sich um land- und forstwirtschaftliche Arbeiter und Angestellte handelt, ausgenommen Arbeitnehmer 

‚in Sägen, Harzverarbeitungsstätten, Mühlen und Molkereien, die von land- und forstwirtschaftlichen 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften betrieben werden und in denen mehr als fünf Arbeitnehmer 
dauernd beschäftigt sind. 

(2) Bundesgesetze im Sinne des Abs. I und in anderen Bundesgesetzen enthaltene derartige Be- 
stimmungen sind als solche („Grundsatzgesetz“, „Grundsatzbestimmung‘“) ausdrücklich zu bezeichnen. 

.(3) Soweit dem'Bund bloß die Gesetzgebung über die Grundsätze vorbehalten ist, obliegt innerhalb 
des bundesgesetzlich festgelegten Rahmens die nähere Ausführung der Landesgesetzgebung. Das.Bun- 
desgesetz kann für die Erlassung der Ausführungsgesetze eine Frist bestimmen, die ohne Zustimmung des 
Bundesrates nicht kürzer als sechs Monate und nicht länger als ein Jahr sein darf. Wird diese Frist von 
einem Land nicht eingehalten, so geht die Zuständigkeit zur Erlassung des Ausführungsgesetzes für die- 
ses Land auf den Bund über. Sobald das Land das Ausführungsgesetz erlassen hat, tritt das Ausführungs- 
gesetz des Bundes außer Kraft. Sind vom Bundesgesetzgeber keine Grundsätze aufgestellt, so kann die 
Landesgesetzgebung solche Angelegenheiten frei regeln. Sobald der Bund Grundsätze aufgestellt hat, 
sind die landesgesetzlichen Bestimmungen binnen der bundesgesetzlich zu bestimmenden Frist. dem 
Grundsatzgesetz anzupassen. Zu 

(4) Dem Bund steht das Recht zu, die Einhaltung der von ihm nach Abs. 1 erlassenen Bundesgesetze 
wahrzunehmen.“ - 

3. Art. 14 Abs. 2 zweiter Satz lautet: 

„In diesen Bundesgesetzen kann die Landesgesetzgebung ermächtigt werden, zu genau zu bezeichnenden einzelnen Bestimmungen Ausführungsbestimmungen zu erlassen; hiebei gilt Art. 12 Abs. 3.“ 

4. Art. 14a Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Für die Vollziehung gelten die Bestimmungen. dieses Bundesverfassungsgesetzes in seiner vor Ablauf des 31. Dezember 1995 geltenden Fassung.“ -
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5. Art. Ida Abs. 3 zweiter Satz lautet: 

„In den auf Grund der lit. b ergehenden Bundesgesetzen kann die Landesgesetzgebung ermächtigt: wer- 
den, zu genau zu bezeichnenden einzelnen Bestimmungen Ausführungsbestimmungen zu erlassen; hiebei 
gilt Art. 12 Abs. 3.“ 

6. Art. 15 und 15a lauten: _ 

„Art. 15. (1) Soweit,eine Angelegenheit nicht ausdrücklich durch die Bundesverfassung der Gesetz- 
gebung oder auch der Vollziehung des Bundes übertragen ist, verbleibt sie im selbständigen Wirkungsbe- 
reich der Länder. Landessache ist die Gesetzgebung und die Vollziehung insbesondere in folgenden An- 
gelegenheiten: 

1. Landesverfassung; Wahlen zum Landtag und zum Gemeinderat; 
2. Wappen, Siegel und Auszeichnungen der Länder und Gemeinden sowie Maßnahmen zum 

Schutz dieser Wappen, Siegel und Auszeichnungen gegen unbefugte Führung; 

3. Organisation der Landesbehörden und sonstigen Landesämter sowie, nach Maßgabe des 
Art. 129, der Landesverwaltungsgerichtsbarkeit; 

4. Gemeinderecht nach Maßgabe des Art. 115 Abs, 2; 

5. Dierist- und Personalvertretungsrecht der Bediensteten der Länder, der Gemeinden und der Ge- 
meindeverbände, unbeschadet der Art. 14, 14a und 21; 

6. örtliche Sicherheitspolizei; Verfolgung von Ehrenkränkungen; Stzenjliehe Einrichtungen zur 
außergerichtlichen Vermittlung von Streitigkeiten; 

7. Katastrophenhilfe, soweit sie nicht unter Art. 10 oder 11 fällt; 

8. Stiftungs- und Fondswesen, soweit es sich um Stiftungen und Fonds handelt, die nach’ ihren 
Zwecken über den Interessenbereich eines Landes nicht hinausgehen oder schon bisher von den 
Ländern autonom verwaltet wurden; 

9. Natur- und Landschaftsschutz, . Tierschutz und Schutz der Pflanzen gegen Krankheiten und 
Schädlinge, soweit diese Angelegenheiten nicht unter Art. 10 oder 11 fallen; Jagd und Fischerei; 

10. Landwirtschaft einschließlich der Bodenreform; Landwirtschaftskammern; Kammern für Arbei- 
ter und Angestellte auf land- und forstwirtschaftlichem Gebiet; 

11. Kulturelle Angelegenheiten, soweit sie nicht unter Art. 10 oder 11 fallen; Angelegenheiten des 
Theater- und Kinowesens sowie der öffentlichen Schaustellungen, Darbietungen und Belusti- 
gungen; Musik-, Sport- und Tanzschulen, soweit sie nicht unter Art. 10 Abs. 1 Z8 oder 11 oder 
Art. 14 fallen; Brauchtumspflege; 

12. Fremdenverkehr; Privatzimmervermietung, das ist die durch die gewöhnlichen Mitglieder des 
eigenerf Hausstandes als häusliche Nebenbeschäftigung ausgeübte Vermietung von nicht mehr 
als zehn Fremdenbetten; Campingwesen; 

13. gewerbliche Angelegenheiten der Beförderung von Personen mit Fahrzeugen, die durch die 
Kraft von Tieren bewegt werden; Berg- und Skiführerwesen, unbeschadet der Zuständigkeit des 
Bundes auf dem Gebiet der Kammern für Handel, Gewerbe und Industrie sowie der Kammern 
für Arbeiter: und Angestellte; Sarnmlungswesen mit Einschluß von Regelungen, die auf Gewinn 
gerichtete Tätigkeiten in Verbindung mit Sammlungen für gemeinnützige oder wohltätige 
Zwecke verwaltungsbehördlichen Beschränkungen unterwerfen; 

14. Raumordnung, soweit sie nicht unter Art. 10 oder 11 fällt; Bauwesen und Feuerpolizei, soweit 
sie nicht unter Art. 10 oder 11 fallen; Feuerwehrwesen; Förderung des Wohnbaues und der 
Wohnhaussanierung; Bodenbeschaffung; Assanierung; verwaltungsbehördliche Beschränkun- 
gen des Grundstücksverkehrs, einschließlich des Rechtserwerbes von Todes wegen durch Per- 
sonen, die nicht zum Kreis der gesetzlichen Erben gehören; 

15. Rettungswesen; Gemeindesanitätsdienst; Leichen- und Bestattungswesen; Pflegeheime: Volks- 
pflegestätten; Kurwesen; natürliche Heilvorkommen; 

16. Armenwesen; Bevölkerungspolitik, soweit sie nicht unter Art. 10 fällt. 

(2) Die Länder sind im Bereich ihrer Gesetzgebung befugt, die zur Regelung des Gegenstandes er- 
forderlichen Bestimmungen auch auf dem Gebiete des Straf- und Zivilrechts zu treffen. Darüber hinaus- 
gehende zur Regelung des Gegenstandes zweckmäßige zivilrechtliche Bestimmungen sind zulässig, so- 
weit eine bundesgesetzliche Ermächtigung hiezu besteht oder” die Bundesregierung ihrer Kundmachung 
ausdrücklich zugestimmt hat. 

(3) Die landesgesetzlichen Bestimmungen in den Angelegenheiten des Theater- und Kinowesens 
sowie der öffentlichen Schaustellungen, Darbietungen und Belustigungen haben für den örtlichen Wir- 
kungsbereich von Bundespolizeibehörden diesen Behörden wenigstens die Überwachung der Veranstal- 
tungen, soweit sie sich nicht auf betriebstechnische, bau- und feuerpolizeiliche Rücksichten erstreckt, und
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die Mitwirkung in erster Instanz bei Verleihung von Berechtigungen, die in solchen Gesetzen vorgesehen 
werden, zu übertragen. 

(4) Sind in einer Rechtssache in Angelegenheiten der Art. 11, 11a, 12, 14 Abs. 2 und 3 sowie Ida . 
Abs. 3 und 4 Behörden verschiedener Länder zur Erlassung eines Bescheides örtlich zuständig, so haben 

“ die beteiligten Länder zunächst einvernehmlich vorzugehen. Wird ein einvernehmlicher Bescheid nicht 
innerhalb von sechs Monaten seit dem Anfall der Rechtssache erlassen, geht die Zuständigkeit dafür auf 
Antrag eines Landes oder einer an der Sache beteiligten Partei an den zuständigen Bundesminister über. 
Das Nähere können die in diesen Angelegenheiten ergehenden Bundesgesetze regeln. 

(5) Soweit Akte der Vollziehung in. Bausachen bundeseigene Gebäude betreffen, die öffentlichen 
Zwecken, wie der Unterbringung von Behörden und Ämtern des Bundes oder von öffentlichen Anstalten 
- darunter auch Schulen und Spitälern - oder der kasernenmäßigen Unterbringung von Heeresangehöri- 
gen oder sonstigen Bundesbediensteten dienen, und es sich nicht um die Bestimmung der Baulinie oder 
des Niveaus handelt, steht dem Bund’das Weisungsrecht gegenüber der Landesregierung zu. 

(6) In den Angelegenheiten der Bodenreform steht die Entscheidung in oberster Instanz dem Ober- 
sten Agrarsenat zu. Dieser ist beim zuständigen Bundesministerium einzusetzen und hat aus dem Vorsit- 
zenden und aus Richtern, Verwaltungsbeamten und Sachverständigen als Mitgliedern zu bestehen. Die 
näheren Regelungen über die Einrichtung, den Aufgabenkreis und das Verfahren des Senates werden 
durch Bundesgesetz getroffen. 

(7) Landesgesetze, durch die die bestehende Organisation der Behörden der allgemeinen staatlichen 
Verwaltung in den Ländern geändert oder neu geregelt wird, dürfen nur mit Zustimmung der Bundesre- 
gierung kundgemacht werden. 

(8) Die Grenzen der Verwaltungsbezirke, der Gerichtsbezirke und der Gemeinden dürfen einander 
nicht schneiden. Änderungen in den Sprengeln der Verwaltungsbezirke werden durch Verordnung der 
Landesregierung mit Zustimmung der Bundesregierung verfügt. 

Art. 15a. (1) Bund und Länder können Vereinbarungen über Angelegenheiten ihres jeweiligen Wir- 
Kungsbereiches schließen. 

(2) Der Abschluß solcher Vereinbarungen namens des Bundes obliegt je nach dem Gegenstand der 
Bundesregierung oder den Bundesministern. Vereinbarungen gesetzändernden oder gesetzesergänzenden 
Inhalts dürfen nur von der Bundesregierung mit Genehmigung des Nationalrates abgeschlossen werden, 
wobei Art. 50 Abs. 2 und 3 für solche Beschlüsse des Nationalrates gilt; sie sind im Bundesgesetzblatt 
kundzumachen. Anläßlich des Abschlusses einer anderen Vereinbarung kann das abschließende Organ 
anordnen, daß die Vereinbarung durch Erlassung von Verordnun gen zu erfüllen ist, 

(3) Der Abschluß von Vereinbarungen namens eines Landes obliegt dem nach der Landesverfassung 
zuständigen Organ. Vereinbarungen gesetzändernden oder gesetzesergänzenden Inhalts dürfen nur mit 
Genehmigung des Landtages abgeschlossen werden. Bei einer Vereinbarung gesetzändernden oder geset- 
zesergänzenden Inhalts kann der Landtag anläßlich ihrer Genehmigung beschließen, daß sie durch Erlas- 
sung von Gesetzen, bei einer anderen Vereinbarung kann das nach der Landesverfassung zuständige 
Organ anordnen, daß sie durch Erlassung von Verordnungen zu erfüllen ist. 

(4) Vereinbarungen der Länder untereinander können nur über Angelegenheiten ihres selbständigen 
Wirkungsbereiches abgeschlossen werden. Bundesverfässungsgesetzliche Bestimmungen, die für die 
Erlassung von Gesetzen oder Verordnungen der Länder besondere Erfordernisse festlegen, gelten auch 
für Vereinbarungen, die nicht durch Erlassung von Gesetzen oder Verordnungen zu erfüllen sind, Auf 
Beschlüsse der Landtage gemäß Abs. 3 zweiter Satz über Vereinbarungen, die nicht durch Erlassung von- Gesetzen zu erfüllen sind, ist Art. 98 anzuwenden; andere Vereinbarungen.der Länder untereinander sind 
der Bundesregierung vor ihrem Inkrafttreten zur Kenntnis zu bringen. j 

(5) Durch Vereinbarungen nach Abs. 4 können für einzelne Angelegenheiten gemeinsame Einrich- tungen nichtbehördlichen Charakters geschaffen werden. 

(6) Die Grundsätze des völkerrechtlichen Vertragsrechtes sind auf Vereinbarungen im Sinne des Abs. I anzuwenden. Das gleiche gilt für Vereinbarungen im Sinne des Abs. 4, soweit nicht durch. die Verfassungen der betreffenden Länder übereinstimmend anderes bestimmt ist,“ 

7. Nach Art. 16 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt: 

„(2a) Staatsverträge gesetzändernden oder gesetzesergänzenden Inhalts dürfen nur mit Genehmigung des Ländtages abgeschlossen werden. Bei einem Staatsvertrag gesetzändernden oder gesetzesergänzenden
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Inhalts kann der Landtag anläßlich seiner Genehmigung beschließen, daß er durch Erlassung von Geset- 
zen zu erfüllen ist.“ 

8. Art. 16 Abs. 5 letzter Satz lautet: 

„Dem Bund kommen bei Durchführung völkerrechtlicher Verträge auch in:solchen Angelegenheiten, die 
zum selbständigen Wirkungsbereich der Länder gehören, die in Art. 102 und 103 festgesetzten Befugnis- 
se zu.“ 

9. Art. 18 Abs. 5 lautet: 

„(5) Die in Abs. 3 bezeichneten Verordnungen dürfen nicht eine Abänderung bundesverfassungsge- 

setzlicher Bestimmungen bedeuten und weder eine dauernde finanzielle Belastung des Bundes, noch eine 
finanzielle Belastung der Länder oder Gemeinden, noch finanzielle Verpflichtungen der Staatsbürger,; 

noch eine Veräußerung von Staatsgut, noch Maßnahmen in den Angelegenheiten des Arbeitsrechts, der 
Kammern für Arbeiter und Angestellte, oder des Sozial- und Vertragsversicherungswesens, noch endlich 
solche auf dem Gebiet des Koalitionsrechtes oder des Mieterschutzes zum Gegenstand haben.“ 

10. Art. 19 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Für Organe der Länder und Gemeinden können durch Landesgesetz Regelungen getroffen werden, die 
über die bundesgesetzlichen Beschränkungen hinausgehen.“ 

11. Art. 20 Abs. 4 letzter Satz lautet: 

„Die näheren Regelungen sind hinsichtlich der Organe des Bundes sowie der durch die Bundesgesetzge- 
bung zu regelnden- Selbstverwaltung in Gesetzgebung und Vollziehung Bundessache, hinsichtlich der 
Organe der Länder und Gemeinden sowie der durch die Landesgesetzgebung zu regelnden Selbstverwal- 
tung in Gesetzgebung und Vollziehung Landessache.“ 

12. Art. 21 lautet: 

„Art. 21. (1) Den Ländern obliegt die Gesetzgebung und Vollziehung in den Angelegenheiten des 
Dienstrechtes und des Personalvertretungsrechtes der Bediensteten der Länder, der Gemeinden und der 
Gemeindeverbände, soweit für alle diese Angelegenheiten in Abs. 2 und 3 sowie Art. I4 Abs. 2 und 
Abs. 3 lit. d nicht anderes bestimmt ist. Über Streitigkeiten aus vertraglichen Dienstverhältnissen ent- 
scheiden die Gerichte. 

(2) Den Ländern obliegt die Gesetzgebung und Vollziehung in den Angelegenheiten des Arbeitneh- 
merschutzes der Bediensteten (Abs. 1) und der Personalvertretung der Bediensteten der Länder, soweit 
die Bediensteten nicht in Betrieben tätig sind. Soweit nach diesem Absatz nicht die Zuständigkeit der 
Länder gegeben ist, ist der Bund zuständig. 

(3) Die Diensthöheit gegenüber den Bediensteten des Bundes wird von den obersten Organen des 
Bundes ausgeübt. Gegenüber den beim Rechnungshof: Bediensteten wird die Diensthoheit des Bundes 
vom Präsidenten des Rechnungshofes ausgeübt. Die Diensthoheit gegenüber den Bediensteten der Länder 
wird von den obersten Organen der Länder ausgeübt;-die Landesverfassung kann jedoch bestimmen, daß 

. die Diensthoheit gegenüber Bediensteten des Landes von anderen Organen ausgeübt wird, soweit.dieses 
Bundesverfassungsgesetz gleichartige Ausnahmen hinsichtlich der Bediensteten des Bundes vorsieht. 

(4) Die Möglichkeit des Wechsels zwischen dem Dienst beim Bund, den Ländern, den Gemeinden 
und den Gemeindeverbänden bleibt den öffentlich Bediensteten jederzeit gewahrt. Durch Bundesgesetz 
können besondere Einrichtungen zur Erleichterung des Dienstwechsels geschaffen werden.“ 

13 In Art. 23 Abs. ] entfällt die Wendung „, ‚die Bezirke“. 

14. Art. 44 Abs. 2 lautet: 

„(2) Die Bestimmungen dieses Bundesverfassungsgesetzes, in denen die Zuständigkeiten des Bun- 
des und der Länder in Gesetzgebung oder Vollziehung geregelt werden, können nur durch ein Bundesver- 
fassungsgesetz geändert werden, das den Wortlaut dieses Bundesverfassungsgesetzes ausdrücklich ändert 
oder ergänzt. Solche Änderungen und Ergänzungen bedürfen, wenn sie die Zuständigkeit der Länder in 
Gesetzgebung oder Vollziehung einschränken, überdies der in Anwesenheit von zumindest der Hälfte der 
Mitglieder und mit’ einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen zu erteilenden Zustim- 
mung des Bundesrates.“ 

4
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15. In Art. 78a erhalten die Abs. 2.und 3 die Bezeichnungen „(3)“ und „(4)“ und treten an. die Stelle 

des Abs. 1 die folgenden Absätze: j 

„(1) Oberste Sicherheitsbehörde ist der Bundesminister für Inneres. Ihm sind die Sicherheitsdirektio- 
nen, diesen die Bezirksverwaltungsbehörden und die Bundespolizeidirektionen als Sicherheitsbehörden 
nachgeordnet. Bu 

(2) Den Sicherheitsbehörden obliegt die Sicherheitsverwaltung. Diese umfaßt die folgenden Angele- 
genheiten: 

1: Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit einschließlich der ersten all ge- 
meinen Hilfeleistung, jedoch mit Ausnahme der örtlichen Sicherheitspolizei; 
Regelung und Überwachung des Eintrittes in das Bundesgebiet und des Austrittes aus ihm; 
Paßwesen; 
Pressewesen; 
Vereins- und Versammlungsrecht; 
Fremdenpolizei und Meldewesen; 
Waffen-, Munitions- und Sprengmittelwesen, Schießwesen.“ 

16. Art. 78c Abs. 2 lautet: 

. „(2) Die Einrichtung von Bundespolizeidirektionen und die Festsetzung ihres örtlichen Wirkungsbe- 
reiches erfolgen durch Verordnung der Bundesregierung mit Zustimmung, der beteiligten Landesregie- 
rung.“ " 

17. Art. 78d wird folgender Abs. 3 angefügt: 

„(3) Im örtlichen Wirkungsbereich einer Bundespolizeibehörde, der eine Bundessicherheitswache 
beigegeben ist, darf von einer anderen Gebietskörperschaft ein Wachkörper nicht aufgestellt und unterhal- 
ten werden.“ 

18. Art. 83 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Änderungen in den Sprengeln der Bezirksgerichte werden, außer im Gebiet des Landes Wien, durch 
Verordnung der Bundesregierung mit Zustimmung der Landesregierung verfügt.“ 

19. Art. 89 Abs. 1 lautet: 

„(1) Die Prüfung der Gültigkeit gehörig kundgemachter Gesetze, Verordnungen, Staatsverträge und 
Vereinbarungen gemäß Art. 15a steht, soweit in diesem Artikel nicht anderes bestimmt wird, den Gerich- 
ten nicht zu.“ 

20. Art. 89 Abs. 4 lautet: 

„(4) Abs. 2 und Abs. 3 gelten für Staatsverträge nach Maßgabe des Art. 140a und für Vereinbarun- 
gen gemäß Art. 15a'nach Maßgabe des Art. 140b.“ 

21. In Art. 95 erhalten die Abs. 2 bis 4 die Bezeichnungen „(3)“ bis „(5)“ und treten an die Stelle des 
Abs. 1 die folgenden Absätze: 

„(1) Die Gesetzgebung der Länder wird von den Landtagen ausgeübt. Unbeschadet dessen kann die 
Landesverfassung dabei die-unmittelbare Teilnahme und Mitwirkung der zum Landtag Wahlberechtigten 
vorsehen. 

(2) Die Mitglieder der Landtage werden auf Grund des gleichen, unmittelbaren, geheimen und per- 
sönlichen, Verhältniswahlrechtes aller nach den Landtagswahlordnungen wahlberechtigten männlichen 
und weiblichen Landesbürger gewählt. Durch Landesgesetz werden die näheren Bestimmungen über das Wahlverfahren und über die allfällige Wahlpflicht getroffen. In diesem Landesgesetz sind insbesondere 
auch die Gründe festzusetzen, aus denen eine Nichtteilnahme an der Wahl trotz Wahlpflicht als ent- 
schuldigt gilt.“ 

22. Art. 97 Abs. 2 lautet: 

„(2) Insoweit ein Landesgesetz die Mitwirkung von Bundesorganen bei der Vollziehung vorsieht, muß hiezu die Zustimmung der Bundesregierung eingeholt werden; dies gilt nicht für die Mitwirkung von Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes bei Vorbeugungsmaßnahmen gegen Verwaltungsübertre- tungen, deren Verfolgung oder der Anwendung gesetzlich vorgesehenen körperlichen Zwanges, soweit 
darüber das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Inneres hergestellt worden ist; ’das betreffende Land kann durch eine Verordnung, die vom Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem 
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Bundesminister für Inneres zu erlassen ist, zum Kostenersatz herangezogen werden. Die Zustimmüng gilt 
als gegeben, wenn die Bundesregierung nicht binnen acht Wochen von dem Tag, an dem der Gesetzesbe- 

schluß beim Bundeskanzleramt eingelangt ist, demi Landeshauptmann mitgeteilt hat, daß die Mitwirkung 
der Bundesorgane verweigert wird. Vor Ablauf dieser Frist darf.die Kundmachung des Gesetzesbeschlus- 
ses nur erfolgen, wenn die Bundesregierung ausdrücklich zugestimmt hat.“ 

23. Art. 97 Abs. 4 lautet: 

„(4) Die in Abs. 3 bezeichneten Verordnungen dürfen jedenfalls nicht eine Abänderung landesver- 
fassungsgesetzlicher Bestimmungen bedeuten und weder eine dauernde finanzielle Belastung des Landes, 
noch eine finanzielle Belastung des Bundes oder der Gemeinden, noch finanzielle Verpflichtungen der 
Staatsbürger, noch eine Veräußerung von Staatsgut, noch Maßnahmen in Angelegenheiten des Arbeiter- 

rechts sowie des Arbeiter- und Angestelltenschutzes, soweit es sich um land- und forstwirtschaftliche 
Arbeiter und Angestellte handelt, und der Kammern für. Arbeiter und Angestellte auf land- und forstwirt- 

schaftlichem Gebiet zum Gegenstand haben.“ 

24..Art. 98 Abs. 2 lautet: 

„(2) Wegen Gefährdung von Bundesinteressen kann die Bundesregierung gegen den Gesetzesbe- 
schluß eines Landtages binnen acht Wochen von dem Tag, an dem der Gesetzesbeschluß beim Bundes- 

kanzleramt eingelangt ist, einen mit Gründen versehenen Einspruch erheben; ausgenommen sind Geset- 
zesbeschlüsse in Angelegenheiten, die denen des Art. 42 Abs. 5 entsprechen. Wenn dem Bund vor Einlei- 
tung des Gesetzgebungsverfahrens über den Gesetzesbeschluß Gelegenheit zur Stellungnahme zum zu- 
grunde liegenden Entwurf gegeben worden ist, darf-sich der Einspruch nur auf einen behaupteten Eingriff 
in die Zuständigkeit des Bundes gründen. Im Falle eines Einspruches darf der Gesetzesbeschluß nur 
kundgemacht werden, wenn ihn der Landtag bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder 
wiederholt.‘ 

25. Art. 99 Abs. ] lautet: 

„(1) Die durch Landesverfassungsgesetz zu erlassende Landesverfassung darf der Bundesverfassung 
nicht widersprechen.“ 

26. Art. 101 werden folgende Abs. 5 und 6 angefügt: 

„(5) Die Landesregierung gibt sich eine Geschäftsordnung, in der nach den näheren Bestimmungen 
der Landesverfassung insbesondere die Besorgung von Geschäften durch die Landesregierung als Kolle- 
gium oder auch durch einzelne ihrer Mitglieder geregelt wird. Die Geschäftsordnung ist der Bundesregie- 
rung zur Kenntnis zu bringen. 

(6) Die Mitglieder der Landesregierung sind dem Landtag gemäß Art. 142 verantwortlich. Zu einem 
Beschluß, mit dem eine Anklage im Sinne des Art. 142 erhoben wird, bedarf .es der Anwesenheit der 
Hälfte der Mitglieder.“ 

27. Art. 102 bis 107 lauten: 

„Art. 102. In den Angelegenheiten, in denen die Gesetzgebung Bundessache, die Vollziehung Lan- 
dessache ist, steht der Bundesregierung und den einzelnen Bundesministern gegenüber der Landesregie- 
rung die Befugnis zu: 

1. durch Bundesorgane in die Akten der Landesbehörden Einsicht zu nehmen; 
2. die Übermittlung von Berichten über die Praxis der Vollziehung der vom Bund erlassenen Geset- 

ze und Verordnungen zu verlangen; 
3. bei der Vorbereitung der Erlassung von Gesetzen und Verordnungen durch den Bund alle Aus- 

künfte über die Vollziehung zu verlangen; 
4. in bestimmten Fällen Auskünfte und die Vorlage von Akten zu verlangen, soweit dies zur Aus- 

übung anderer Befugnisse, wie der gemäß Art. 103 oder zur Erhebung von Beschwerden an den 
Verwaltungsgerichtshof, notwendig ist. j 

Art. 103. Wenn in einer bestimmten Angelegenheit, in der die Gesetzgebung Bundessache, die 
Vollziehung Landessache ist, von Amts wegen ein Akt der Vollziehung zu setzen wäre, der zur Beseiti- 
gung von das Leben oder die Gesundheit von Menschen gefährdenden Mißständen, zur Abwehr eines 
offenkundigen, nicht wieder gut zu machenden Schadens für die Allgemeinheit oder zur Vermeidung 
eines schwerwiegenden finanziellen Schadens für den Bund erforderlich ist, das zuständige Organ des 
Landes aber rechtswidriger Weise untätig bleibt, dann kann der zuständige Bundesminister die Landes- 
regierung unter Bestimmung einer angemessenen Frist auffordern, für die Setzung des erforderlichen 
Aktes zu sorgen. Verstreicht die Frist ungenützt, dann kann der zuständige Bundesminister durch eine
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gegenüber der Landesregierung abzugebende Erklärung verfügen, daß die Zuständigkeit zur Setzung des 
betreffenden Aktes auf ihn übergeht. Das Land hat dem Bund die mit der Ausübung einer zu Recht in 
Anspruch genommenen Zuständigkeit verbundenen Kosten zu ersetzen. 

Art. 104..(1) Die mit der Verwaltung des Bundesvermögens betrauten Bundesminister können den 
Ländern mit deren Zustimmung die Besorgung von Geschäften der in Art. 17 bezeichneten Art übertra- 
gen. 

(2) Die Landesregierung ist bei der Besorgung übertragener Geschäfte an die Weisungen der Bun- 
desminister gebunden. 

(3) Eine Übertragung gemäß Abs. 1 kann jederzeit ganz oder teilweise widerrufen werden. Dabei ist, 
ausgenommen beim landwirtschaftlichen Förderungswesen und bei ‚Verfügungen über bundeseigene 

“ Gebäude und Liegenschaften, eine Frist von mindestens einem Jahr einzuhalten, es'sei denn, daß der 
Widerruf erfolgt, weil die ordnungsgemäße Verwaltung des Bundesvermögens nicht gewährleistet ist. 

(4) Inwieweit in besonderen Ausnahmefällen für die bei Besorgung derartiger Geschäfte aufgelaufe- 
nen Kosten ein:Ersatz geleistet wird, wird durch Bundesgesetz bestimmt. i j \ 

Art: 105. (1) Der Landeshauptmann vertritt das Land. 

(2) Die Landeshauptmänner bilden in ihrer Gesamtheit die Landeshauptmännerkönferenz. 

Art. 106. (1) Die Geschäfte der Landesregierung und des Landeshauptmannes werden durch das Amt der Landesregierung besorgt. : 

(2) Der Landeshauptmann ist der Vorstand des Amtes ’der Landesregierung. Als solchem sind ihm auch die Bezirkshauptmannschaften unterstellt. 

(3) Zur Leitung des inneren Dienstes des Amtes der Landesregierung wird von der Landesregierung ein rechtskundiger Verwaltungsbeamter als Landesamtsdirektor bestellt. Sein Stellvertreter ist in gleicher 
Weise und unter den gleichen Voraussetzungen zu bestellen. Die Leitung des inneren Dienstes erfolgt unter der unmittelbaren Aufsicht des Landeshauptrrnannes. 

(4) Die Regelungen des Geschäftsganges (Geschäftsordnung) sowie die innere Gliederung und Ver- teilung der Geschäfte (Geschäftseinteilung) im Amt der Landesregierung werden vom Landeshauptmann 
mit Zustimmung der Landesregierung getroffen. 

Art. 107. Die Landesregierung und die Bezirkshauptmannschaften sind die Behörden der allgemei- nen staatlichen Verwaltung. Die Bezirkshauptmannschaften besorgen die Aufgaben der Bezirksverwal- 
tung.“ 

28. Art. 109 und 110 lauten: 

„Art. 109. Die Aufgaben der Bezirksverwaltung werden in Wien in erster Instanz vom Magistrat be- sorgt, soweit nicht Bundesbehörden mit der Vollziehung betraut sind. 

Art. 110. Art. 101 Abs. 5 ist in Wien mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Landesregierung auch bestimmen kann, welche Geschäfte dem Magistrat als Amt der Landesregierung zur Erledigung überlas- sen werden.“ - 

29. Art. 112 bis 114 lauten:, 

„Art. 112. An die Stelle des Art. 106 Abs. 4 treten in Wien die landesgesetzlichen Regelungen über die Geschäftsordnung und die ‚Geschäftseinteilung des Magistrats. = ur 

Art. 113. Durch Landesgesetz können Bezirksvertretungen als allgemeine Vertretun gskörper in den. einzelnen Gemeindebezirken vorgesehen sowie Bestimmungen über weitere Organe der Gemeinde, deren Tätigkeit auf die Gemeindebezirke beschränkt ist, getroffen werden; die Bestellung solcher Organe muß nicht durch den Gemeinderat erfolgen. 

Art. 114. Nach Maßgabe der Art. 108 bis 113 gelten für die Bundeshauptstadt Wien im übrigen die Bestimmungen des Abschnittes C dieses Hauptstückes mit Ausnahme des Art. 117 Abs. 6 zweiter und dritter Satz, des Art. 119 Abs. 4 und des Art. 19a. Art. 142 Abs. 2 lit. d gilt auch für die Führung des vom Bund der Bundeshauptstadt Wien übertragenen Wirkungsbereiches.“
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30. Art. 116 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Änderungen in den Grenzen der Gemeinden, durch die die Grenzen der Gerichtsbezirke berührt werden, 
bedürfen — unbeschadet der Einhaltung der in Betracht kommenden landesgesetzlichen Vorschriften — der 
Zustimmung der Bundesregierung.“ 

31. Art. 116a Abs. 4 lautet: 

„(4) Die Landesgesetzgebung hat die Organisation der Gemeindeverbände zu regeln, wobei als de- 
ren Organe jedenfalls eine Verbandsversammlung und ein der Verbandsversammlung verantwortlicher 
Verbandsobmann vorzusehen sind. Die Verbandsversammlung hat aus gewählten Vertretern aller ver- 
bandsangehörigen Gemeinden zu bestehen, wobei die in den Gemeinderäten der verbandsangehörigen 

Gemeinden vertretenen Wahlparteien nach Maßgabe ihrer Stärke Anspruch auf Vertretung in der Ver- 
bandsversammlung haben. Für Gemeindeverbände, die durch Vereinbarung gebildet worden sind, sind 
weiters Bestimmungen über den Beitritt und Austritt von Gemeinden sowie über die Auflösung des Ge- 
meindeverbandes zu treffen.“ 

32. Art. 117 Abs. 6 lautet: 

„(6) Der Bürgermeister wird vom Gemeinderat gewählt. In der Landesverfassung kann vorgesehen 
werden, daß die Staatsbürger, die zur Wahl des Gemeinderates berechtigt sind, den Bürgermeister wäh- 

len. Die Bürgermeister und Bürgermeister-Stellvertreter leisten vor Antritt ihres Amtes nach den Bestim- 
mungen der Landesverfassung das Gelöbnis auf die Bundesverfassung und auf die Landesverfassung.“ 

33. Art. 118 Abs. 2 lautet: 

„(2) Der eigene Wirkungsbereich umfaßt neben den in Art. 116 Abs. 2 angeführten Angelegenheiten 
die Wahrnehmung der öffentlichen Interessen der örtlichen Gemeinschaft sowie alle Angelegenheiten, die 
im ausschließlichen oder überwiegenden Interesse der in der Gemeinde verkörperten örtlichen Gemein- 
schaft gelegen und geeignet sind, durch die Gemeinschaft innerhalb ihrer örtlichen Grenzen besorgt zu 
werden. Die Gesetze haben derartige Angelegenheiten ausdrücklich als solche des eigenen Wirkungsbe- 
reiches der Gemeinde zu bezeichnen. Soweit in Verwaltungsverfahren die örtlichen Interessen in beson- 
derern Maße berührt werden, haben die Gesetze der Gemeinde mindestens ein Anhörungsrecht einzuräu- 

[73 
men. 

34. Art. 118 Abs. 3 Z 3 lautet: 

„3. örtliche Sicherheitspolizei, insbesondere die Wahrung des öffentlichen Anstandes und die Ab- 
wehr ungebührlicherweise hervorgerufenen störenden Lärmes; örtliche Veranstaltungspolizei;“ 

35. Art. 118 Abs. 4 zweiter und dritter Satz wird aufgehoben. 

36. Art. 118 Abs. 7 und 8 lautet: 

„(7) Auf Antrag einer Gemeinde kann die Besorgung einzelner Angelegenheiten des eigenen Wir- 
kungsbereiches durch Verordnung der Landesregierung auf eine staatliche Behörde übertragen werden. 
Eine Übertragung auf eine Bundesbehörde bedarf der Zustimmung der Bundesregierung. Eine solche 
Verordnung ist aufzuheben, sobald der Grund für ihre Erlassung weggefallen ist. Die Übertragung er- 
streckt sich nicht auf das Verordnungsrecht nach Abs. 6. 

(8) Mitglieder eines Gemeindewachkörpers können mit Zustimmung der Gemeinde.von der zustän- 

digen Behörde der allgemeinen staatlichen Verwaltung in den Ländern zur Handhabung des Verwal- 
tungsstrafgesetzes in jenem Umfang ermächtigt werden, in dem dies den Organen des öffentlichen Si- 
cherheitsdienstes zukommt. Diese Ermächtigung kann sich auf alle Angelegenheiten beziehen, die entwe- 
der den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes zur Überwachung zugewiesen sind oder die gesetz- 
lich in den Wirkungsbereich der Gemeinde fallen. In den die einzelnen Gebiete der Verwaltung regelnden 
Bundes- oder Landesgesetzen kann außerdem vorgesehen werden, daß die Angehörigen der Gemeinde- 
wachkörper mit Zustimmung der Gemeinde ermächtigt werden können, für die zuständige Behörde Exe- 
kutivdienst in dieser Angelegenheit zu versehen.“ 

37. Art. 119 Abs. 4 lautet: 

„(4) Wegen Gesetzesverletzung sowie wegen Nichtbefolgung einer Verordnung oder einer Weisung 
können die in Abs. 2 und 3 genannten Organe, soweit ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last 
fällt, von der Landesregierung — wenn die Organe auf dem Gebiet der Bundesvollziehung tätig werden, 
nach Maßgabe des Art. 10 Abs. 3 - ihres Amtes verlustig erklärt werden. Die allfällige Mitgliedschaft 
einer solchen Person zum Gemeinderat wird hiedurch nicht berührt.“
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38. Art. 119a Abs. 1 bis 3 lautet: - i 
„(1) Das Land übt das Aufsichtsrecht über die Gemeinde dahin aus, daß’ diese bei Besorgung des ei- 

genen Wirkungsbereiches die Gesetze und Verordnungen nicht verletzt, insbesondere ihren Wirkungsbe- 
Teich nicht überschreitet und die ihr gesetzlich obliegenden Aufgaben erfüllt. . 

(2) Das Land hat ferner das Recht, die Gebarung von Gemeinden mit weniger als 20 000 Ein- 
wohnern auf ihre Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit zu überprüfen. Das Ergebnis der 
Überprüfung ist dem Bürgermeister zur Vorlage an den Gemeiderat zu übermitteln. Der Bürgermeister 
hat die auf Grund des Überprüfungsergebnisses getroffenen Maßnahmen innerhalb von drei Monaten der 
Aufsichtsbehörde mitzuteilen, 

(3) Das .Aufsichtsrecht und dessen gesetzliche Regelung stehen den Ländern zu.“ 

39. Art. 119a Abs. 5 lautet: 

„(3) Wer durch den Bescheid eines Gemeindeorgans in Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbe- 
reiches in seinen Rechten verletzt zu sein behauptet, kann nach Erschöpfung des Instanzenzuges (Art. 118 
Abs. 4) innerhalb von zwei Wochen nach Erlassung des Bescheides dagegen Vorstellung bei der Auf- 
Sichtsbehörde erheben. Diese hat den Bescheid, wenn Rechte des Einschreiters durch ihn verletzt werden, 
aufzuheben und die Angelegenheit zur neuerlichen Entscheidung an die Gemeinde zu verweisen. Gegen 
Bescheide der Städte mit eigenem Statut ist eine Vorstellung nicht zulässig.“ 

#0. Art. 119a Abs. 7 lautet: j 

„(7) Sofern die Auflösung des Gemeinderates als Aufsichtsmittel gesetzlich vorgesehen ist, kommt 
diese Maßnahme der Landesregierung zu. Die Zulässigkeit der Ersatzvornahme als Aufsichtsmittel ist auf 
die Fälle unbedingter Notwendigkeit zu beschränken. Die Aufsichtsmittel sind unter möglichster Scho- 
nung erworbener Rechte Dritter zu handhaben.“ 

41. Art. 120 wird aufgehoben. 

42. Art. 129 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Einrichtung einer Landesverwaltungsgerichtsbarkeit bleibt einer besonderen bundesverfassungsge- 
setzlichen Regelung vorbehalten.“ 

43. Art. 129a Abs. 2 lautet: 

„(2) Es kann gesetzlich vorgesehen werden, daß die Entscheidungen in erster ‚Instanz unmittelbar beim unabhängigen Verwaltungssenat angefochten werden können. In den Angelegenheiten der Art. I1, 
la und 12 dürfen derartige Bundesgesetze nur mit Zustimmung der beteiligten Länder kundgemacht 
werden.“ 

44. Art. 13] Abs. I Z2 lautet: 

„2. inden Angelegenheiten der Art. I1, 11a, 12, 14 Abs. 2 und 3 und 14a Abs. 3 und 4 sowie in jenen 
Angelegenheiten, in denen dem Bescheid eines Landes- oder Bezirksschulrates ein kollegialer 
Beschluß zugrunde liegt, der zuständige Bundesminister, soweit die Parteien den Bescheid im In- 
stanzenzug nicht mehr anfechten können; die aufschiebende Wirkung einer solchen Beschwerde 
wird bundesgesetzlich geregelt.“ 

45. Art. 131 Abs. 1 Z 3.wird aufgehoben. 

"46. Art. 132 lautet: 
„Art. 132. (1) Beschwerde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht durch Verwaltungsbehörden einschließlich der unabhängigen Verwaltungssenate kann erheben, wer im Verwaltungsverfahren als Partei zur Geltendmachung der Entscheidungspflicht berechtigt war. In Verwaltungsstrafsachen ist eine Beschwerde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht nicht zulässig; das gilt nicht für Strafsachen, in 

denen nicht nur der Beschuldigte das Recht der Berufung hat, und für Finanzstrafsachen. Haben Organe des Bundes in Verwaltungsstrafsachen das Recht der Berufung, so steht dem zuständigen Bundesminister das Recht zur Geltendmachung der Entscheidungspflicht zu. 
(2) Wenn in einer bestimmten Angelegenheit, in der die Gesetzgebung Bundessache, die Vollzie- hung Landessache ist, von Amts wegen ein Bescheid zu erlassen wäre, das zuständige Organ des Landes aber trotz einer an die Landesregierung gerichteten Aufforderung des Bundes rechtswidriger Weise untä- tig geblieben ist, dann kann der zuständige Bundesminister dagegen vor dem Verwaltungsgerichtshof Beschwerde erheben. Diese ist nur zulässig, wenn seit-der Aufforderung an die Landesregierung, für die Erlassung des Bescheides zü sorgen, sechs Monate verstrichen sind.“ j
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47. In Art. 137 entfällt die Wendung „ , die Bezirke“. 

48. In Art. 138a Abs. 2 wird die Zitierung „Absatz 2“ durch „Abs: 4“ ersetzt. 

49. Nach Art, 140a wird folgender Art. 140b eingefügt: 

„Art. 140b. Der Verfassungsgerichtshof erkennt über Rechtswidrigkeit von Vereinbarungen nach 

Art. 15a Abs. 1 und 4, die nicht durch die Erlassung von Gesetzen oder Verordnungen zu erfüllen sind. 

Dabei ist auf gesetzändernde und gesetzesergänzende Vereinbarungen Art. 140, auf alle anderen Verein- 

barungen Art. 139 mit der Maßgabe anzuwenden, daß die vom Verfassungsgerichtshof für das Außer- 

krafttreten allenfalls bestimmte Frist bei gesetzändernden und gesetzesergänzenden Vereinbarungen zwei 

Jahre, bei allen anderen Vereinbarungen ein Jahr nicht überschreiten darf.“ 

50. Art. I4] Abs. 1 lit. b lautet: 

„b) über Anfechtungen von Wahlen in die Landesregierung und in die mit der Vollziehung betrauten 

Organe einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes;“ 

51. Art. 142 Abs: 2 lit. d lautet: 

„d) gegen die Mitglieder einer Landesregierung wegen Verletzung von Bundesgesetzen, wegen 

Nichtbefolgung der Verordnungen oder Weisungen (Art. 10 Abs. 3, Art. 15 Abs: 5, Art. 104 

Abs. 2) des Bundes oder einer Aufforderung gemäß Art. 103.sowie wegen Behinderung der Be- 

_fugnisse gemäß Art. 102: durch Beschluß der Bundesregierung;“ 

52. Art. 142 Abs. 2 lit. h lautet: 

„h) gegen die Mitglieder einer Landesregierung wegen Gesetzesverletzung sowie wegen Nichtbefol- 

gung der Verordnungen des Bundes in den Angelegenheiten des Art. 11 Abs. 1 Z 6 sowie wegen 

Behinderung der Befugnisse gemäß Art. 102: durch Beschluß des Nationalrates oder der Bundes- 

regierung.“ 

53. Arı. 142 Abs. 3 bis 5 lautet: 

„(3) Der Geltendmachung der Verantwortung eines Mitgliedes der Landesregierung durch Beschluß 

der Bundesregierung oder des Nationalrates steht die Immunität nicht im Weg. 

(4) Das verurteilende Erkenntnis des Yerfassungsgerichtshofes hat auf Verlust des Amtes, unter be- 

sonders erschwerenden Umständen auch auf zeitlichen Verlust der politischen Rechte zu lauten; bei ge- 

ringfügigen Rechtsverletzungen in den in Abs. 2 lit. d bis h erwähnten Fällen kann sich der Verfassungs- 

gerichtshof auf die Feststellung beschränken, daß eine Rechtsverletzung vorliegt. Der Verlust des Amtes 

des Präsidenten des Landesschulrates hat auch den Verlust jenes Amtes zur Folge, mit dem das- Amt des 

Präsidenten gemäß Art. 81a Abs. 3 lit. b verbunden ist. \ 

(5) Der Bundespräsident kann von dem ihm nach Art. 65 Abs. 2 lit. c zustehenden Recht nur auf 

Antrag des Vertretungskörpers, der die Anklage beschlossen hat, wenn aber die Bundesregierung die 

Anklage beschlossen hat, nur auf deren Antrag Gebrauch machen, und zwar in allen Fällen nur mit Zu- 

stimmung des Angeklagten.“ - 

54. Art. 144 Abs. 1 lautet: 

„(1) Der Verfassungsgerichtshof erkennt über Beschwerden gegen Bescheide der Verwaltungsbe- 
hörden einschließlich der unabhängigen Verwaltungssenate, soweit der Beschwerdeführer durch den 
Bescheid in einem verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht oder wegen Anwendung einer gesetz- 
widrigen Verordnung, eines verfassungswidrigen Gesetzes, eines rechtswidrigen Staatsvertrages oder 
einer rechtswidrigen Vereinbarung gemäß Art. 15a in seinen Rechten verletzt zu sein behauptet. Die 
Beschwerde kann erst nach Erschöpfung des Instanzenzuges erhoben werden.“ 

55. Nach Art. 149 wird folgender Art. 149a eingefügt: 

„Art. 149a.. Die folgenden Verfassungsbestimmungen gelten als Teile dieses Bundesverfassungsge- 
setzes: ° ° 

1. & 4 der Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1962, BGBi..Nr. 205; 

2. Art.II, °IV, VI, VIE und IX des Bundesverfassungsgesetzes, mit dem das Bun- 
. des-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 hinsichtlich des Schulwesens abgeändert wird, 

BGBi. Nr. 215/1962; 
3. Art. IX zweiter Satz der Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1974, BGBl. Nr. 444/1974;
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Art. II bis V des Bundesverfassungsgesetzes, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz in der 
Fassung von 1929 hinsichtlich des Schulwesens neuerlich geändert wird, BGBl. Nr. 316/1975; 
Art.III Abs.3 zweiter Satz des 'Bundesverfassungsgesetzes, mit dem das Bun- 
des-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929. geändert wird, BGBl. Nr. 350/ 1981; 
Art. II des Bundesverfassungsgesetzes, mit dem das Eungess -Verfassungsgesetz in der Fassung 
von 1929 geändert wird, BGBl. Nr. 175/1983; 
Art. II Abs. 1 des Bundesverfassungsgesetzes, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz in der 
Fassung von 1929 hinsichtlich der Zuständigkeit für das Volkswohnungswesen geändert wird, 
BGBl. Nr. 640/1987; . 
Art. III Abs. 2, VOL und VII der Bundes-Verfassungsgesetz-Novelle 1988, BGBl. Nr. 685; 
Art. II und Ill.des Bundesverfassungsgesetzes, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz in der 
Fassung von 1929 geändert wird, BGBl. Nr. 276/1992; 
$ 2 des Datenschutzgesetzes, BGBI. Nr. 565/1978; 

. $ 11 Abs. I des Volkszählungsgesetzes, BGBl. Nr. 159/1950, in der Fassung des Bundesgeset- 
zes BGBl. Nr. 398/1976; 

. Art. Ides Sicherheitskontrollgesetzes 1991, BGBl. Nr. 415/1992; 
$ 22 Abs. 2 des Volksgruppengesetzes, BGBl. Nr. 396/1976; 
86Abs. 123 und 5 des Bundesvergabegesetzes, BGBl. Nr. 462/1993; 

., Art. 1 des Preisgesetzes 1992, BGBl. Nr. 145/1992;; 
Art. Ides EGKS-Abkommen-Durchführungsgesetzes, BGBl. Nr. 332/1973; 
Art. I des Preistransparenzgesetzes, BGBl. Nr. 761/1992; 

Art. IV der 8. Handelskammergesetznovelle, BGBl. Nr. 620/199]; 
. $ 10 Abs. 2 des Bundesgesetzes über die Einhebung eines Wohnbauförderungsbeitrages, BGBl. 

Nr. 13/1952, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 164/1956; 
$ I des Startwöhnungsförderungs-Abwicklungsgesetzes, BGBl. Nr. 14/1992; 

. $ 1 Abs. 3 des Arbeitsplatz-Sicherungsgesetzes 1991, BGBl. Nr. 683; 
. $10 Abs. 1 Z2 und Abs. 2 Z1 sowie 8 33 Abs. 5 des Arbeiterkammergesetzes 1992, BGBl. 

Nr. 626/1991; 
. Art. Ides Bundespflegegeldgesetzes, BGBl. Nr. 110/1993 1. Teil: 
. $3 Abs. I des Impfschadengesetzes, BGBl. Nr. 371/1973, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. Nr. 278/1991; 

. Art. Ider 11. Opferfürsorgegesetz-Novelle, BGBl. Nr. 77/1957; 
Art. Ides Anmeldegesetzes Irak, BGBl. Nr. 310/1992; 

. $ 10 Abs. 2 des Asylgesetzes 1991; BGBl. Nr. 8/1992; 
. Die folgenden Bestimmungen des Zivildienstgesetzes und seiner Novellen: 

a) $ 1 des Zivildienstgesetzes 1986, BGBl. Nr. 679/1986, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBI. Nr. 187/1994; 

b) Art.I' des Bundesgesetzes; mit dem .das Zivildienstgesetz geändert wird, BGBl. 
Nr. 322/1980; 

c) Art. I der Zivildienstgesetz-Novelle 1980, BGBl..Nr. 496; 
d) Art.I des Bundesgesetzes, mit dem das Zivildienstgesetz (ZDG) geändert wird, BGBl. 

29. 

30. 
31. 

32: 

.. Nr. 344/1981; 
e) Art. I des Bundesgesetzes, mit dem das Zivildienstgesetz (ZDG) geändert wird, BGBl. 

Nr. 315/1982; 
f) Art.I des Bundesgesetzes, mit dem das Zivildienstgesetz geändert wird, BGBl. 

«Nr. 575/1983; j 
&) Art. I der Zivildienstgesetz-Novelle 1984, BGBl. Nr. 459; 
h) Art. I der Zivildienstgesetz-Novelle 1985,-BGBl. Nr. 267; 
i) Art. I der ZDG-Novelle 1987, BGBl. Nr. 336; 
» Art. I der ZDG-Novelle 1988, BGBl. Nr. 598; 
k) Art. Ider ZBG-Novelle 1990, BGBl. Nr. 453. 
$ 10 Abs. 4, $41 Abs. 2, $58c Abs. 3 und 863 Abs.2 des Staatsbürgerschaftsgesetzes 1985, 
BGBl. Nr. 311, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 521/1993; 
Art. 1 des Versorgungssicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 380/1992: 
Art. I des Bundesgesetzes, mit dem das Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz 1952 geändert wird, 
BGBl. Nr, 377/1992; 
Art. I des Bundesgesetzes, mit dem das Energielenkungsgesetz 1982 geändert wird, BGBl. 
Nr. 382/1992; ,
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33. 

34. 
35. 

36. 
37. 
38. 

39. 

40. 

41. 

42. 

43. 
44. 
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Art: I des Bundesgesetzes, mit dem das Erdöl-Bevorratungs- und Meldegesetz 1982 geändert 
wird, BGBi. Nr. 383/1992; 
Art. I der Marktordnungsgesetz-Novelle 1992, BGBl. Nr. 373; 
$ 1 des Bundesgesetzes über die Errichtung der Marktordnungsstelle „Agrarmarkt Austria“, 
BGBI. Nr. 376/1992; 
Art. I der Viehwirtschaftsgesetz-Novelle 1992, BGBl. Nr. 374; 
Art. I der Mühlengesetz-Novelle 1992, BGBl. Nr. 381; 

Art. I des Bundesgesetzes, mit dem das Bundesgesetz über Maßnahmen betreffend Isoglucose 

geändert wird, BGBl. Nr. 379/1992; 
$ 27a des Weingesetzes 1985, BGBl. Nr. 444, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 
Nr. 970/1993, und Art. IV Abs. 2 der Weingesetz-Novelle 1991, BGBl. Nr. 10/1992; 
8 16 Abs. 5 des Forstgesetzes 1975, BGBl. Nr. 440, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 

Nr. 576/1987; 
$ 29 Abs. 13 des Abfallwirtschaftsgesetzes, BGBl. Nr. 325/1990, in der Fassung des Bundesge- 

setzes BGBl. Nr. 155/1994; 
8 27a des ‚Schulorganisationsgesetzes, BGBl. Nr. 242/1962, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. Nr. 512/1993; 
Art. Isowie $ 9 Abs. 2 des Minderheiten-Schulgesetzes für Kärnten, BGBl. Nr. 101/1959; 
Art. I des Schülerbeihilfengesetzes 1983, BGBl. Nr. 455.“ 

56. Der bisherige Text des Art. 150 wird als Abs. 1 bezeichnet; als Abs: 2 und 3 werden angefügt: 

„(2) Für den Übergang zu neuen bundesverfassungsgesetzlichen Bestimmungen, die die Zuständig- 
keiten des Bundes und der Länder in Gesetzgebung oder Vollziehung betreffen, gilt folgendes: 

1. 

2. 

Soweit Zuständigkeiten in der Gesetzgebung auf den Bund übergehen, gelten die’in diesen Ange- 
legenheiten bestehenden Landesgesetze in dem betreffenden Land als Bundesgesetze. 
Soweit Zuständigkeiten in der Gesetzgebung auf die Länder übergehen, gelten in diesen Angele- 
genheiten bestehende Bundesgesetze, mit Ausnahme von Grundsatzgesetzen, in jedem Land als 

Landesgesetze. 
Soweit die Zuständigkeit des Bundes zur Gesetzgebung über’'die Grundsätze und der Länder zur 
Ausführungsgesetzgebung nicht weiterbesteht, treten Grundsatzgesetze und in anderen Bundesge- 
setzen enthaltene Grundsatzbestimmungen außer Kraft. 

. Soweit eine Angelegenheit, in der Änderungen der Rechtslage nur durch übereinstimmende Ge- 
setze des Bundes und der Länder oder eines betroffenen Landes bewirkt werden konnten, in der 
Gesetzgebung Bundessache wird, treten die mit den Bundesgesetzen übereinstimmenden Landes- 
gesetze, soweit sie in der Gesetzgebung Landessache wird, die mit den Landesgesetzen überein- 
stimmenden Bundesgesetze außer Kraft. 
Soweit Zuständigkeiten in der Vollziehung vom Bund auf die Länder oder von den Ländern auf 
den Bund übergehen und die in diesen Angelegenheiten bestehenden Rechtsvorschriften den or- 
ganisatorischen Bestimmungen dieses Bundesverfassungsgesetzes, insbesondere was die Zustän- 
digkeit und Zusammensetzung der Behörden sowie deren Eigenschaft als Bundes- oder Landes- 
behörden anlangt, widersprechen, gelten diese Rechtsvorschriften als entsprechend abgeändert. 
Insbesondere endet der Instanzenzug i in Angelegenheiten, in denen die Vollziehung Landessache 
wird, beim Land. 
Die in den Angelegenheiten, in denen nach Z 5 Zuständigkeiten übergehen, ergangenen Akte der 
Vollziehung gelten als solche der nach Z 5 zuständigen Behörden. 
Soweit bundesgesetzlich nicht anderes bestimmt wird, haben die Behörden ungeachtet der Z5 
und 6. die bei ihnen anhängigen Verwaltungsverfahren zu Ende zu führen. Die Zulässigkeit von 
Berufungen und die Zuständigkeit zu ihrer Behandlung richtet sich nach der bisherigen Rechtsla- 
ge, wenn die Berufungsfrist im Zeitpunkt des Inkrafttretens-der neuen bundesverfassungsgesetzli- 
chen Bestimmungen noch nicht abgelaufen ist. Bescheide, die wegen der Aufhebung eines Be- 
scheides durch den Verfassungs- oder den Verwaltungsgerichtshof zu erlassen sind, sind von je- 
ner Behörde zu erlassen, deren Bescheid aufgehoben worden ist. 

Bereits in Kraft stehende Rechtsvorschriften werden durch neue Zustimmungserfordernisse nicht 
berührt. 

(3) Für den Übergang zu der durch das Bundesverfassungsgesetz BGBl. Nr... /199. geschaffenen 
Rechtslage gilt folgendes: 

1. Im Sinne des Abs. 2 Z 5 tritt in Rechtsvorschriften, die eine nunmehr unter Art. 11 fallende Ange- 
legenheit regeln, an die Stelle des Landeshauptmannes die Landesregierung und an die Stelle der 
mittelbaren Bundesverwaltung die Landesvoliziehung. In Rechtsvorschriften, die eine weiterhin
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unter Art. 10 fallende Angelegenheit regeln, tritt die Landesregierung an die Stelle des Landes- 
hauptmannes. ' 

2. Zuständigkeiten, die dem Landeshauptmann oder den Bezirksverwaltungsbehörden zu dem in 
Art. 151 Abs. 11 Z 1 angegebenen Zeitpunkt auf den Gebieten der Nahrungsmittelkontrolle und 
des Veterinärwesens zukommen, können nur mit Zustimmung der beteiligten Länder auf eine 
‚Bundesbehörde übertragen werden. 

3. Soweit bundesgesetzliche Regelungen in einer Angelegenheit, in der die Zuständigkeit zur Voll- 
ziehung auf die Länder-übergeht (Abs. 2 Z5), den Landeshauptmann zur Erlassung von Verord- 
nungen ermächtigen, können solche Verordnungen auch vom zuständigen Bundesminister erlas- 
sen werden. ® 

4. Zuständigkeiten in erster und einziger Instanz, die Bundesministern auf Grund von Bundesgeset- 
zen zukommen, die zu dem in Art. 151 Abs. 11 Z 1 angegebenen Zeitpunkt in Geltung stehen und 
eine nunmehr unter Art. 11 fallende Angelegenheit regeln, bleiben unberührt. 

5. Die Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Art. 15a B-VG über zivilrechtli- 
che Bestimmungen betreffend den Verkehr mit Baugrundstücken, BGBl. Nr. 260/1993, gilt für 
Landesgesetze, die den Grundstücksverkehr verwaltungsbehördlichen Beschränkungen unterwer- 
fen, auch soweit solche Beschränkungen bisher in Gesetzgebung und Vollziehung: Bundessache 
waren. 

6. Für die Vollziehung des Bundes gemäß den folgenden Verfassungsbestimmungen gilt die bisheri- 
ge Rechtslage: 
a) Art. Ides Sicherheitskontrollgesetzes 1991, BGBl. Nr. 415; 
b) Art. Ider 11. Opferfürsorgegesetz-Novelle, BGBl. Nr. 77/1957; 
c) Art. Ides Schülerbeihilfengesetzes 1983, BGBl. Nr. 455; . 
d) 8 10 Abs.2 des Bundesgesetzes über die Einhebung eines Wohnbauförderungsbeitrages, 

BGBl. Nr. 13/1952, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 164/1956; 
e) Art. Ides Versorgungssicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 380/ 1992; 
f) Art. I des Bundesgesetzes, mit dem das Energielenkungsgesetz 1982 geändert wird, BGBl. 

Nr. 382/1992; 

g) Art. I des Bundesgesetzes, mit dem das Erdöl-Bevorratungs- und Meldegesetz 1982 geändert 
wird, BGBl. Nr. 383/1992; 

h) Art. Ides EGKS-Abkommen-Durchführungsgesetzes, BGBl. Nr. 3327/1973.“ 

57. Art. 1531 Abs. 6Z3 wird aufgehoben. 

58 Art. 15] Abs. 7 wird aufgehoben. Der durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 532/1993 angefügte 
Abs. 5 erhält die Bezeichnung „(T)“. 

59. Art. 151 werden folgende Absätze angefügt: 

„(11) Für das Inkrafttreten durch das Bundesverfassungsgesetz BGBl. Nr... . ./199. neu gefaßter oder 
eingefügter Bestimmungen sowie für das Außerkrafttreten durch dasselbe Bundesverfassungsgesetz auf- 
gehobener Bestimmungen dieses Bundesverfassungsgesetzes gilt folgendes: . 

1. Der Gesetzestitel, Art. I0 bis 12, Art. 14. Abs. 2 zweiter Satz, Art. 14a Abs.2 letzter Satz, 
Art. 14a Abs.3 zweiter Satz, Art. 15, Art. 15a, Art. 16 Abs. 2a, Art. 16 Abs. 5 letzter Satz, 
Art. 18 Abs. 5, Art. 19 Abs. 2 letzter Satz, Art. 20 Abs. 4 letzter Satz, Art. 21, Art.23 Abs. 1, 
Art. 44 Abs. 2, Art. 78a Abs. I und 2 sowie Neubezeichnung der Abs. 3 und 4, Art. 78c Abs. 2, 
Art. 78d Abs. 3, Art. 83 Abs. 1 letzter Satz, Art. 89 Abs. 1 und 4, Art.95 Abs. I und 2 sowie 
Neubezeichnung der Abs. 3 bis 5, Art. 97 Abs. 2:und 4, Art. 98 Abs. 2, Art. 99 Abs: 1, Art. 101 
Abs. 5 und 6, Art. 102 bis 107, Art. 109, Art. 110, Art. 112 bis 114, Art. 116 Abs. I letzter Satz, 
Art. 116a Abs. 4, Art. 117 Abs. 6, Art. 118 Abs. 2, Art. 118 Abs.3 Z3, Art. 118 Abs. 7 und 8, 
Art. 119 Abs. 4, Art. 119a Abs. 1 bis 3, 5 und 7, Art. 129 letzter Satz, Art. 129a Abs. 2, Art. 131 

“ Abs. 12, Art. 132, Art. 137, Art. 138a Abs. 2, Art. 140b, Art. 141 Abs. 1 Hit. b, Art. 142 Abs. 2 
lit. d und Abs. 3 bis 5, Art. 144 Abs. 1, Art. 149a sowie Art. 150 Abs. 2 und 3 treten mit 1. Jänner 
1996 in Kraft. 

2.. Zugleich mit dem Inkrafttreten der in Z 1 genannten Bestimmungen treten Art. 118. Abs. 4 zweiter 
und dritter Satz, Art. 120, Art. 131 Abs.1Z3 sowie Art. 151 Abs. 6 Z3 und Abs. 7, in der zu 
diesem Zeitpunkt geltenden Fassung, außer Kraft. 

3. Art. 142 Abs. 2 lit. h tritt mit 1. Jänner 2001 in Kraft. 

(12) Art. 11 Abs. 8 und 9 in der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes BGBl. Nr. . . 199. tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2000 außer Kraft. Am 31. Dezember 2000 vor dem unabhängigen Umweltsenat
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anhängige' Verfahren sind nach der bis zum 31. Dezember 2000 für die Zuständigkeit geltenden Rechtsla- 
ge zu Ende zu führen.“ 

Artikel 2 

Änderungen von B-VG-Novellen . 

1. Die Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1974, BGBl. Nr. 444, in der Fassung des Bundesverfas- 
‚sungsgesetzes BGBl. Nr. 316/1975, wird wie folgt geändert: 

a)’Art. II bis VIII und XIII werden aufgehoben. 

b) Art. XIV Abs. I wird folgender Satz angefügt: 

„Art. I bis VIH und XIL treten mit Ablauf des 31. Dezember 1995 außer Kraft.“ 

2. Das Bundesverfassungsgesetz, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz in der r Fassung von 1929 
geändert wird, BGBl. Nr. 539/1977, wird wie folgt geändert: 

a) Art. II Abs. 2 wird aufgehoben. 

b) Art. V Abs. ] wird folgender Satz angefügt: 

„Art. HD Abs. 2 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1995 außer Kraft.“ 

3. Das Bundesverfassungsgesetz, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 
geändert wird (Bundes-Verfassungsgesetz-Novelle 1988), BGBl. Nr. 685/1988, wird wie folgt geändert: 

a) Art. IV und VI werden aufgehoben. 

b) Nach Art. X Abs. ] wird folgender Abs. la eingefügt: 

„(la) Art. IV’ und VI treten mit Ablauf des 31. Dezember 1995 außer Kraft.“ 

Artikel 3 

Änderung des Übergangsgesetzes vom 1. Oktober 1920 in der Fassung des BGBl. Nr. 368/1925 

Das Übergangsgesetz vom 1. Oktober 1920 in der Fassung des BGBl: Nr. 368/1925, zuletzt geändert 
durch das Bundesverfassungsgesetz BGBl. Nr. 268/1994, wird wie folgt geändert: 

1: $ 8 Abs. 5, mit Ausnahme von lit. b letzter Sarz, und 8, $ 9, $$ 16 bis I9 sowie $$ 31 bis 33 wer- 
den, soweit sie noch gelten, aufgehoben. 

2. $ 43 werden folgende Abs. 5 und 6 angefügt: 

»(5) $ 8 Abs. 5 mit Ausnahme von lit. b letzter Satz, und 8, $ 9, $$ 16 bis 19 sowie $$ 31 bis 33 in 
der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes BGB]. Nr... ./199. treten, soweit sie noch gelten, mit Ablauf 
des 31. Dezember 1995 außer Kraft. 

(6) $ 32 Abs. 3 ist noch auf jene Landeshauptmähner, die vor seinem Außerkrafttreten aus der Funk- 
tion geschieden sind, anzuwenden. Auf die Landeshauptmänner von Wien, die vor dem 1. Jänner 1978 
aus der Funktion geschieden sind, sowie auf deren Hinterbliebene sind jedoch die bis zum 1. Jänner 1978 
geltenden Bestimmungen des Landes Wien weiterhin anzuwenden.“ 

3. $ 8 Abs. 5 lit. b letzter Satz gilt vom 1. Jänner 1996 an in jedem Land, mit Ausnahme Wiens, als 
Landesverfassungsgeserz. 

Artikel 4 

Änderung des Bundesverfassungsgesetzes betreffend Übergangsbestimmungen zur Zweiten 
Bundes-Verfassungsnovelle 

Das Bundesverfassungsgesetz betreffend Übergangsbestimmungen zur Zweiten Bun- 
des-Verfassungsnovelle, BGBl. Nr. 393/1929, zuletzt geändert durch das das . Bundesverfassungsgesetz 
BGBl. Nr. 565/1991, wird wie folgt geändert: 

1. Art. II $ 6 und $ 11 werden aufgehoben. 

2. Art. VII wird folgender Abs. 3 angefügt: 

„(3) Art.II $6 und $ 11 in der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes BGBl. Nr... /199. treten 
mit Ablauf des 31. Dezember 1995 außer Kraft.“
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Artikel 5 

Aufhebung des Bundesverfassungsgesetzes betreffend Grundsätze für die Einrichtung und 
Geschäftsführung der Ämter der Landesregierungen außer Wien 

Das Bundesverfassungsgesetz betreffend Grundsätze für:die Einrichtung und Geschäftsführung der 
Änter der Landesregierungen außer Wien, BGBl. Nr. 289/ 1928, tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1995 
außer Kraft. 

Artikel 6 

Aufhebung des Bundesverfassungsgesetzes betreffend die Zuständigkeit des Bundes auf dem 
Gebiete des Arbeiterrechtes sowie des Arbeiter- und Angestelltenschutzes und der Berufsvertre- 

tung 

Das Bundesverfassungsgesetz betreffend die Zuständigkeit des Bundes auf dem Gebiete des Arbei- 
tetechtes sowie des Arbeiter- und Angestelltenschutzes und der Berufsvertretung, BGBl. Nr. 139/1948, 
tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1995 außer Kraft. 

Artikel 7 
Änderung des Elektrotechnikgesetzes 1992 

Das Bündesgesetz über -Sicherheitsmaßnahmen, Normalisierung und Typisierung auf dem Gebiete 
-der Elektrotechnik‘ (Blektrotechnikgesetz 1992 — ETG En BGBi. Nr. 106/1993, wird wie folgt geän- 
dert: 

Die jeweilige Bezeichnung des $8 Abs. 1 und 4 als Verfassungsbestimmung tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 1995 außer Kraft. 

Artikel 5 

Änderung des Städterneuerungsgesetzes 

Das Bundesgesetz betreffend die Assanierung von Wohngebieten (Stadterneuerungsgesetz), BGBl. 
Nr. 287/1974, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 421/1992, wird wie folgt geändert: 

Art. 1$ 9 Abs. ] tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1995 außer Kraft. 

Artikel 9 

Änderung des Bundesgesetzes, mit dem das Invalideneinstellungsgesetz 1969 geändert wird 

Das Bundesgesetz, mit dem das. Invalideneinstellungsgesetz 1969 geändert wird, BGBi. 
Nr. 721/1988, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 313/1992, wird wie folgt geändert: 

Art. I Abs. 2 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1995 außer Kraft. 

Artikel 10 

Änderung des Börsegesetzes 1989 

Das Bundesgesetz über die Wertpapier- und allgemeinen Warenbörsen und über die Abänderung des 
Börsesensäle-Gesetzes 1949 und der Börsegesetz-Novelle 1903 (Börsegesetz 1989 - BörseG), BGBl. 
Nr. 555/1989, in der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 558/1990 und des Euler zer BGBi. 
Nr. 529/1993, wird wie fol gt geändert: 

Die jeweilige Bezeichnung des $ 64 Abs. 2, des $ 67 Abs. 5 und des $ 95 Abs. 2 als Verfassungsbe 
stimmung tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1995 außer Kraft. 

Artikel 11 

Änderung des Gelegenheitsverkehrs-Gesetzes 

Das Bundesgesetz über die nichtlinienmäßige gewerbsmäßige Beförderung von Personen zu u Lande 
und über einige Änderungen der Gewerbeordnung (Gelegenheitsverkehrs-Gesetz), BGBl. Nr. 85/1952, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 223/1994, wird wie folgt geändert: 

1.$1 Abs. 3 und $:26 Abs. 8 werden aufgehoben. 

2. In $ 26 Abs. 2 wird nach dem ersten Satz der folgende Satz eingefügt: 

„Er tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1995 außer Kraft; zugleich tritt $ 26 Abs. 8 außer Kraft.“
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VORBLATT 

Ziel: 

Bundesverfassungsgesetzliche Umsetzung der „Politischen Vereinbarung über die Neuordnung des 
Bundesstaates“. 

Lösung: 

Neuordnung. der bundesstaatlichen Zuständigkeitsverteilung sowie der bundesverfassungsgesetz- 
chen Regelungen betreffend das Verhältnis zwischen Bund, Ländern und Gemeinden im allgemeinen, 
insbesondere derart, daß die derzeit in mittelbarer Bundesverwaltung besorgten Angelegenheiten weitge- 
hend in die autonome Landesvollziehung und einige Gesetzgebungszuständigkeiten in den Wirkungsbe- 
reich der Länder übertragen sowie die bundesverfassungsgesetzlichen Regelungen über die Gesetzgebung 
und Vollziehung der Länder und die Struktur der V’erwaltungsorganisation der Länder vereinfacht wer- 
den. 

Alternativen: 

Beibehaltung der geltenden Verfassungsrechtslage. 

Bloß punktuelle Änderungen der bundesstaatlichen Zuständigkeitsverteilung. 

Kosten: 

Eine Belastung des Bundeshaushaltes ist nicht zu erwarten. 

EU-Konformität: 

Das Gemeinschaftsrecht läßt die verfassungsrechtlichen Regelungen der Mitgliedstaaten über die 
staatliche Organisation, insbesondere einen bundesstaatlichen Aufbau, unberührt.
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Erläuterungen 

A. Allgemeiner Teil 

‚IL. Zur Ausgangslage des Reformvorhabens 

Die Verteilung der Zuständigkeiten zwischen dem Gesamtstaat und den Gliedstaaten bildet das 
Kernstück jeder bundesstaatlichen Verfassung. In Österreich war sie immer wieder Gegenstand von Re- 
formüberlegungen. Dies hängt wohl damit zusammen, daß das Bundesstaatskonzept des B-VG von An- 
beginn an einen zentralistischen Grundzug aufwies. Dieser äußert sich vor allem in der — vergleichsweise 
— geringen Kompetenzausstattung der Länder und in ihrer beschränkten Möglichkeit, an der Gesetzge- 
bung.des Bundes mitzuwirken. Die Zuständigkeit der Länder, im Rahmen der mittelbaren Bundesverwal- 
tung an der Vollziehung von Bundesaufgaben mitzuwirken, bietet dafür zwar einen gewissen Ausgleich, 
vermag aber an der prinzipiellen Dominanz des Bundes nur wenig zu ändern. Diese von jeher bestehen- 
den Kompetenzschwäche der Länder hat sich im Laufe der Zeit noch intensiviert. Vor allem nach 1945 
wurde eine Reihe von Verfassungsänderungen erlassen, die weitere Komipetenzverschiebungen zugunsten 
des Bundes vorsahen. In der wissenschaftlichen Literatur war in diesem Zusammenhang sogar von einer 
„Schleichenden“ Gesamtänderung der Bundesverfassung die Rede. In den 60er Jahren hat freilich eine 
Gegenbewegung eingesetzt: Im Gefolge der sogenannten Forderungsprogramme der Länder wurden eini- 
ge Verfassungsnovellen erlassen, die zu einer Stärkung der Länderkompetenzen führten. Hervorzuheben 
sind vor allem die B-VG-Novelle 1974 und die B-VG-Novelle 1984, letztere insbesondere deshalb, weil 
nunmehr bei Verfassungsänderungen, die die Zuständigkeiten der Länder einschränken, dem Bundesrat 
ein „absölutes Veto“ zukommt. Es sollte aber nicht übersehen werden, daß es sich bei diesen Reformen 
zumeist um bloß punktuelle Zuständigkeitsänderungen handelte, die die strukturellen Probleme der bun- 
desstaatlichen Kompetenzverteilung kaum beheben konnten. - 

Dies ließ immer wieder Forderungen nach einer umfassenden Neuordnung der bundesstaatlichen 
Zuständigkeitsverteilung laut werden. Neben einer Stärkung der Länderrechte war dabei die Schaffung 
einer möglichst effizienten und bürgernahen Besorgung der Staatsaufgaben, vor allem jener der Verwal- 
tung, das maßgebliche Motiv. ; un 

In den vergangenen Jahren ist zu all dem noch eine weitere Überlegung getreten: 

Die wichtigste mit einer österreichischen EU-Mitgliedschaft verbundene Konsequenz besteht in der 
Übertragung hoheitlicher Befugnisse, die.bisher von nationalen Organen ausgeübt wurden, an supranatio- 
nale Organe der. Europäischen Gemeinschaften. Aus der Sicht der innerstaatlichen Kompetenzverteilung 
sind davon sowohl der Bund als auch die Länder betröffen. Nun mag die Betroffenheit des Bundes inso- 
fern intensiver sein, als er über die Mehrzahl der politisch wirklich bedeutsamen und somit auch der inte- 

_ grationsrelevanten Zuständigkeiten verfügt. Für die Länder würde diese Kompetenzübertragüng aber zu 
einer weiteren Schwächung der Kompetenzausstattung führen. Auch im Hinblick darauf war es daher 
angezeigt, eine strukturelle Neuordnung der bundesstaatlichen Kompetenzverteilung in Angriff zu neh- 
men. 

Im Sinne dieser Überlegungen wird bereits in der Regierungserklärung vom 28. Jänner 1987 folgen- 
des ausgeführt: ; " 

„Einen weiteren Grundpfeiler unserer staatlichen Ordnung bildet das bundesstaatliche Prinzip. Die 
Bundesregierung ist sich der geschichtlichen Rolle und Bedeutung der Länder in unserer Republik be- 
wußt. Sie wird daher die Verhandlungen zur Erfüllung des Länderforderungskataloges fortsetzen, der 
1985 überreicht worden ist, Dabei werden auch die Anliegen der Städte und anderer Gemeinden einge- 
bunden werden. Wir sind darüber hinaus auch bereit, über die grundsätzliche Neuordnung der Kompe- 
tenzverteilung zwischen Bund und Ländern Gespräche aufzunehmen, die ihrerseits wiederum Rückwir- 
kungen auf den Finanzausgleich haben werden. Es muß in diesem Zusammenhang beachtet werden, daß
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bei der Verteilung der Staatsaufgaben die Bedürfnisse aller Gebietskörperschaften, also des Bundes, der 
Länder und selbstverständlich auch die der Städte und Gemeinden in Betracht gezogen werden müssen.“ 

In dem der Regierungsbildung vorangegangenen „Arbeitsübereinkommen zwischen der Sozialisti- 
Schen Partei Österreichs und der Österreichischen Volkspartei über die Bildung einer gemeinsamen Bun- 
desregierung für die Dauer der XVII. Gesetzgebungsperiöde des Nationalrates“ war die zeitgemäße Wei- 
terentwicklung der Kompetenzverteilung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden programmatisch be- 
tont und waren Gespräche der Bundesregierung mit Ländern und Gemeinden in Aussicht gestellt worden, 
die eine Neuordnung der Aufgaben zwischen Bund, Ländern und Gemeinden sowie des Finanzausgleichs 
zum Ziel haben sollten. 

Nachfolgende Verhandlungen führten, ausgehend vom Forderungsprogramm der Bundesländer 
1985, zunächst zur Bundes-Verfassungsgesetz-Novelle 1988. 

Il. Die „Strukturreformkommission“ 

In der Folge hat im Jahr 1989 der damalige für Föderalismusfragen zuständige Bundesminister im 
Bundeskanzleramt, Dr. Heinrich Neisser - im Sinne der in der Regierungserklärung umschriebenen Ziel- 
setzungen — eine Expertengruppe für Fragen der Neuordnung der bundesstaatlichen Kompetenzverteilung 
eingesetzt, die später als „Strukturreformkommission“ bezeichnet wurde. Ihr gehörten - unter dem Vor- 
sitz des Leiters des Verfassungsdienstes im Bundeskanzleramt, Sektionschef Dr. Gerhart Holzinger, - 
vier wissenschaftliche Experten, und zwar aus den Bereichen Verfassungsrecht, Finanzverfassungsrecht 
und Finanzwissenschaft, und weiteren Experten des Bundes, und zwar des Verfassungsdienstes im Bun- 
deskanzleramt und des Bundesministeriums für Finanzen, sowie der Ämter der Landesregierungen, des 
Österreichischen Städtebundes und des Österreichischen Gemeindebundes an. 

Aufgabe der Expertengruppe war es zunächst, einen systematischen Befund der mit dem geltenden 
System der Kompetenzverteilung verbundenen Probleme zu erheben. Ausgehend davon sollten grund- 
sätzliche Anforderungen formuliert werden, denen eine Neuordnung der bundesstaatlichen Kompetenz- 
verteilung zu entsprechen hätte, und — so weit wie möglich — konkrete Lösungsvorschläge für eine Neu- 
ordnung der bundesstaatlichen Kompetenzverteilung entwickelt werden. Aufgabenverteilung und Finanz- 
verfassung sollten als Einheit behandelt werden. Die anzustrebende Neuordnung sollte die Schwächen der 
geltenden Regelung der Zuständigkeitsverteilung vermeiden und eine Neuaufteilung der Kompetenzen 
erreichen, die eine möglichst einfache,‘ wirksame und bürgernahe Besorgung der staatlichen Aufgaben 
ermöglichen würde. 

Als Grundlage für die weitere Arbeit wurde ein Fragebogen über Erfahrungen mit der bundesstaatli- 
chen Kompetenzverteilung ausgearbeitet, der im November 1989 den Bundesministerien, den Ämtern der 
Landesregierungen, dem Städte- und dem Gemeindebund; den Interessenvertretungen, den rechtswissen- 
schaftlichen Fakultäten der Universitäten und anderen Einrichtungen zur Beantwortung unterbreitet wur- 
de. Die der Arbeitsgruppe angehörenden Wissenschaftler wurden mit der Erstellung von Gutachten zu 
Teilbereichen (Leistungsmängel der bestehenden Kompetenzverteilung (Univ.-Prof. Dr. Bernd Christian 
Funk); Bundesstaatliche Kompetenzverteilungssysteme im rechtsvergleichenden Überblick (Univ.-Prof. 
Dr. Heinz Schäffer); Teilbereich Finanzverfassung (Univ.-Prof. DDr. Hans-Georg Ruppe); Teilbereich 
ökonomische Gesichtspunkte der Steuer- und Aufgabenverteilung (Univ.-Prof. Dr. Wilfried Schönbäck) 
beauftragt. j 

“Auf der Grundlage der Auswertung der Antworten zum Fragebogen sowie der wissenschaftlichen 
Gutachten erstellte die Arbeitsgruppe einen Bericht. Folgende Vorschläge seien daraus hervorgehoben: 

- Die Arbeitsgruppe sprach sich für eine grundlegende Reform der bundesstaatlichen Kompetenz- 
verteilung in den Bereichen der Rechtsquellen, der Strukturen, der 'Auslegungsmaximen und der 
inhaltlichen Verteilung aus. 

— Diese Reform sollte eine dem Wesen des Bundesstaates entsprechende, ausgewogenere Aufga- 
benverteilung zwischen Bund und Länder bringen: 

— Dem Bund und den Ländern sollten sinnvoll abgerundete Staatsaufgaben, nicht bloß Aufgaben- 
fragmente zugeordnet werden. j 

— Die Neuordnung sollte unter Beachtung des Subsidiaritätsprinzips, der Erkenntnisse der ökono- 
mischen Föderalismusforschung, von Gesichtspunkten der Verwaltungsvereinfachung und unter 
Berücksichtigung bewährter Regelungstraditionen erfolgen. 

.
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— Die bundesstaatliche Kompetenzordnung sollte wesentlich. vereinfacht werden. Für alle Staats- 
aufgaben sollte, auch hinsichtlich der Privatwirtschaftsverwältung, eine klare Verteilung der Ver- 
antwortlichkeiten getroffen werden. 

- Die Kompetenztatbestände sollten eine eigenständige, im wesentlichen behinderungsfteie Politik 
im.Sinne einer bestmöglichen Wahrnehmung der Aufgaben ermöglichen. 

— Die Zusammenarbeit der Gebietskörperschaften sollte in ihren Anwendungsbereichen und in 
ihren Mechanismen verbessert und erweitert werden (Mitwirkung der Länder und Gemeinden am 
nationalen Willensbildungsprozeß in Angelegenheiten der europäischen Integration; Ermögli- 
chung des Abschlusses rechtssetzender Verträge, der Schaffung gemeinsamer Einrichtungen, 
auch mit behördlichen Funktionen, der Länder und des Bundes sowie öffentlich-rechtlicher Ver- 

träge über Gegenstände des jeweiligen Wirkungsbereiches zwischen Staats- und Gemeindeebe- 

ne). . . 

— Der Kompetenztypus der Grundsatzgesetzgebung sollte aufgelassen, allenfalls durch ein Modell 
der bloßen Vorgabe von Grundlagen und Zielen ersetzt werden. 

— Eine Ausweitung der Möglichkeit .der bundesgesetzlichen Delegation von Gesetzgebungsbefug- 
nissen an die Länder (Art. 10 Abs. 2 B-VG). wurde zur Erwägung gestellt. 

— Die Auflassung der mittelbaren Bundesverwaltung und Überführung der betreffenden Materien 
in den Kompetenztypus des Art. 11 B-VG wurde besonders empfohlen. Eine demonstrative Auf- 
zählung von Aufgaben der Länder in der Bundesverfassung wurde als zweckmäßig erachtet. 

— Für Aufgaben, bei denen lokale, regionale und nationale Dimension nicht exakt abgrenzbar und 
ein Zusammenwirken der verschiedenen territorialen Ebenen besonders wünschenswert ist, wur- 
de die Schaffung eines besonderen Kompetenztypus zur Erwägung gestellt („Gemeinschafts- 
aufgaben“). 

— Die vom Verfassungsgerichtshof angenommene gegenseitige Rücksichtnahmepflicht des Bundes 
und der Länder bei der Kompetenzausübung sollte in der Bundesverfassung verankert werden. 

— ‘Die Gestaltung der Kompetenzen sollte eine Zusammenfassung von nach verschiederien Rechts- 
vorschriften durchzuführenden, sich auf ein und dasselbe Projekt: beziehenden Bewilligungsver- 

. fahren ermöglichen (Verfahrenskonzentration). 

.— Auf dem Gebiet der Kompetenzverteilung wurde eine Reihe von Einzelmaßnahmen vorgeschla- 
gen. 

— Auf dem Gebiet der Finanzverfassung sollte dem Gedanken der Gleichrangigkeit von Bund und 
Ländern Rechnung getragen werden; der Grundsatz der Gemeindeautonomie sollte auch finanz- 
verfassungsrechtlich abgesichert werden; Partner und Träger des paktierten Finanzausgleichs 
sollten weiterhin der Bund, die Länder ‘und die Gemeinden sein; die Mitwirkungsrechte der Län- 

der und Gemeinden bei für sie kostenverursachendem Bundesrecht sollten verstärkt werden; auch 
im Bereich der Finanzverfassung wurde eine Reihe von Einzelmaßnahmen vorgeschlagen. 

Die Auswertung der Antworten zum Fragebogen, die wissenschaftlichen Gutachten und der Schluß- 
bericht der Arbeitsgruppe wurden in dem vom Bundeskanzleramt — Verfassungsdienst herausgegebenen 
Band „Neuordnung der Kompetenzverteilung in Österreich“ veröffentlicht. 

II. Die politische Vereinbarung zur Neuordnung des Bundesstaates 

Im Jahre 1991 ist sodann von Länderseite, hier vor allem von der Landeshauptmännerkonferenz, an | 
den Bund das Ersuchen gerichtet worden, unter Berücksichtigung der Empfehlungen der Strukturreform- 
kommission Verhandlungen über eine Neuordnung des Bundesstaates aufzunehmen. Diese Verhandlun- 
gen, die auf Seite des Bundes vom Bundesminister für Föderalismus und Verwaltungsreform Jürgen 
Weiss und von dem für Verfassungsfragen zuständigen Staatssekretär im Bundeskanzleramt Dr. Peter 
Kostelka, auf Seite der Länder von den Landeshauptmännern von Burgenland, Karl Stix, und von Vorarl- 
berg, Dr. Martin Purtscher, geführt wurden, haben in einer ersten Phase zum Abschluß einer Politischen 
Vereinbarung über die Neuordnung des Bundesstaates geführt. Die Vereinbarung wurde am 8. Oktober 
1992 anläßlich einer Sitzung der Landeshauptmännerkonferenz in Perchtoldsdorf vom Bundeskanzler, 
nach Befassung der Bundesregierung, und vom Vorsitzenden der Landeshauptmännerkonferenz, nach 
Befassung dieser Konferenz und der einzelnen Landesregierungen, unterzeichnet. Die Vereinbarung 
stellte eine politische Verwendungszusäge derjenigen dar, die sie abgeschlossen haben. Sie enthält die 
wichtigsten verfassungspolitischen Leitlinien für eine weitreichende Änderung der Bundesverfassung im 
Sinne.einer Neuordnung ihrer bundesstaatlichen Struktur. Sie lautete:
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„POLITISCHE VEREINBARUNG ÜBER DIE NEUORDNUNG DES BUNDESSTAATES 
Ausgehend von der Tatsache, daß die Teilung der Staatsaufgaben zwischen dem Bund und den Län- 

dern zum Wesen des Bundesstaates gehört und daß diese Teilung der Staatsaufgaben auch ein Element 
der Demokratie darstellt — 

Entsprechend dem Grundsatz, daß die Länder in jenen Bereichen, zu deren sachgerechter Lösung sie 
befähigt sind, in eigener Verantwortung entscheiden, soweit sich dies weder auf die Interessen des gesam- 
ten Staates noch auf die der Länder nachteilig auswirkt — 

Unter Berücksichtigung der Interessen der Gemeinden und unter voller Bekräftigung der österreichi- 
schen Gemeindeautonomie — 

Angesichts der Frage, wie Spielraum für die Erfüllung neuer Aufgaben durch das Abstoßen alter 
Bürden gewonnen werden kann und welche Gebietskörperschaft zweckmäßigerweise diese neuen Auf- 
gaben übernimmt - 

Im Hinblick auf die Herausforderungen und Aufgaben für die Gebietskörperschaften im Zuge der 
europäischen Integration, weiche eine völlig neue Qualität des Zusammenwirkens der Gebietskörper- 
schaften mit sich bringen wird — 

Unter Berücksichtigung der von Wissenschaft und Praxis geäußerten Kritik an den Unzulänglichkei- 
ten der geltenden Bundesverfassung, im besonderen der Kompetenzverteilung zwischen den Gebietskör- 
perschaften — 

Aufbauend auf dem von Bund, Ländern und Gemeinden gemeinsam in Auftrag gegebenen Gutach- 
ten über eine Strukturreform des Bundesstaates — 

'Geleitet von der Absicht, eine wirkungsvolle und bürgernahe Zusammenarbeit zwischen dem Ge- 
samtstaat und den Teilstaaten sicherzustellen, die dem Wohl der Menschen in unserem Lande dienen 
soll - 

treten der Bundeskanzier, nach Befassung der Bundesregierung, und der Vorsitzende der Landes- 
hauptmännerkonferenz, nach Befassung der Landeshauptmännerkonferenz und der einzelnen Landesre- 
gierungen, dafür ein, daß die folgenden Maßnahmen in einer Novelle zum B-VG verwirklicht werden: 

1. Bundesstaatliche Aufgabenverteilung 
a) Die Verteilung der Staatsaufgaben auf den Bund, die Länder und die Gemeinden ist im Sinne 

des Subsidiaritätsprinzips, einer effizienten und bürgernahen Besorgung der Staatsaufgaben, 
eines möglichst gleichwertigen Standards der grundlegenden Lebensverhältnisse im Bundes- 
gebiet sowie der Anforderungen, die sich aus der europäischen Integration ergeben, neu zu 
ordnen. 

b) Es sind geschlossene und abgeiundete Kompetenz- und damit Verantwortungsbereiche des 
Bundes und der Länder zu schaffen. Für die „Querschnittsmaterien‘“ (wie zB Wirtschaftslen- 
kung, Raumplanung, Umweltschutz und Katastrophenbekämpfung) sind problemorientierte 
kompetenzrechtliche Regelungen zu treffen. Bestehende Kompetenzzersplitterungen (wie zB 
in den Angelegenheiten der gesetzlichen beruflichen Vertretungen, des Schiffahrtswesens, 
des Elektrizitätswesens, des Arbeitsrechts, des Gesundheitswesens, des Dienst- und Personal- 
vertretungsrechts, des Baurechts und des Behindertenrechts) sind zu beseitigen. 

c) Die bisherige Form der Grundsatzgesetzgebung (Art. 12 B-VG ist zu beseitigen. Soweit er- 
forderlich, ist nach anderen verfassungsrechtlichen Modellen zur Vereinheitlichung der Lan- 
desgesetzgebung in den davon betroffenen Angelegenheiten, zB im Wege einer Rahmenge- 
setzgebung, zu suchen. Im übrigen werden diese Materien entsprechend den Grundsätzen in 
lit.a und b in die ausschließliche Gesetzgebungskompetenz des Bundes oder der Länder zu 
übertragen sein. == \ 

d) Inkorporierungsgebot: 
aa) Alle Vorschriften zur bundesstaatlichen Kompetenzverteilung müssen in ‘das B-VG 

eingebaut, und dort in: möglichst geschlossenen Regelungsbereichen : konzentriert 
werden. 

bb) Befristete Kompetenzklauseln :sind zu beseitigen oder durch Dauerregelungen zu 
ersetzen. : : 

e) Im Rahmen der Generalkompetenz der Länder (Art. 15 Abs. 1 B-VG) sind die Länderkompe- 
tenzen demonstrativ aufzuzählen. Zr 

f) Die.den Ländern im Zusammenhang mit ihrer Zuständigkeit zukommende Kompetenz, auf 
dem Gebiet des Zivilrechtes erforderliche Regelungen zu treffen, soll über den Art. 15 Abs. 9
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B-VG hinaus dahin gehend erweitert werden, daß auch zweckrnäßige zivilrechtliche Rege- 
lungen entweder auf. Grund einer Ermächtigung oder einer Zustimmung des Bundes getroffen 
werden dürfen: " 

2. Bundesverwaltung 
a): Mittelbare Bundesverwaltung: 5 

Bundesgesetze sollten grundsätzlich durch die Länder zu vollziehen sein. Söfern dies erfor- 
derlich ist, soll.eine Ermächtigung für den Bundesgesetzgeber vorgesehen werden, die es dem 
Bund ermöglicht, für ausdrücklich zu bezeichnende Angelegenheiten (insbesondere durch’ die 
Einräumung von Informationsrechten, die Erlassung von Verordnungen, die Erhebung von 
Amtsbeschwerden oder außerordentlichen Rechtsmitteln) eine einheitliche Vollziehung si- 
cherzustellen. . - 

 b) Auftragsverwaltung: . 
Wird die Verwaltung des Bundesvermögens dem Landeshauptmann übertragen, dann bleiben 
dem Bundesminister ausschließlich Entscheidungen von grundsätzlicher Bedeutung vorbehal- 
ten. Eine solche Übertragung kann nur eingeschränkt oder widerrufen werden, wenn die Be- 
sorgung der Aufgabe nicht gewährleistet ist. Die bei der Besorgung der übertragenen Ge- 
schäfte entstehenden Kosten sind den Ländern vom Bund zu ersetzen, jedöch nur höchstens 
bis zu den vereinbarten und präliminierten Beträgen. 

c) Unmittelbare Bundesverwaltung: u i 
Alle Kompetenzregelungen über die Einrichtung unmittelbarer Bundesbehörden in den Län- 
dern sowie die unmittelbare Vollziehung von Bundesgesetzen durch Bundesminister sind im 
B-VG zusammenzufassen und nur dort zu treffen. Auch durch bundesverfassungsgesetzliche 
Maßnahmen dürfen neue Bereiche künftig nur mit Zustimmung der Länder in unmittelbare 
Bundesverwaltung übertragen werden. Der Katalog des Art. 102 Abs. 2 B-VG ist nach den 
Grundsätzen. der Z3 lit. a und b zu bereinigen. 

3. Delegation von Gesetzgebungsbefugnissen des Bundes an die Länder 
Das derzeitige Regelungsinstrument des Art. 10 Abs. 2 B-VG soll auf alle Angelegenheiten des 
Art. 10 Abs. 1 B-VG ausgedehnt werden. 

4. Bundesverfassungsgesetzliche Regelungen über die Gesetzgebung und Vollziehung der 
“ Länder und die Struktur der Landesorganisation ol 

Die derzeitige Dichte der Bindung der Landesverfassung an die Bundesverfassung ist zu überprü- 
fen und auf das notwendige Mindestmaß zu verringern. Die Verfassungsautonomie der Länder ist 
zu stärken, insbesondere durch: 
a) Heranziehung von Bundesorganen zur Vollziehung von Landesaufgaben: 

Insoweit ein Landesgesetz die Mitwirkung von Bundesorganen bei der Vollziehung vorsieht, 
muß hiezu die Zustimmung der Bundesregierung eingeholt werden. Dies gilt nicht für die 
Mitwirkung von Organen der Bundesgendarmerie und der Bundespolizeibehörden bei Vor- 
beugungsmaßnahmen gegen Verwaltungsübertretungen, deren Verfolgung oder bei Anwen- 
dung gesetzlich vorgesehenen körperlichen Zwanges, sofern über die Kostentragung eine 
Übereinkunft im Finanzausgleichspakt getroffen und das Einvernehmen mit dem Bundesmi- 
nister für Inneres hergestellt wurde. 

b) Einspruchsrecht der Bundesregierung gegen Gesetzesbeschlüsse der Landtage: 
Das Einspruchsrecht der Bundesregierung gemäß Art. 98 Abs. 2 BVG soll nur mehr auf den 
behaupteten Eingriff in Zuständigkeiten des Bundes gestützt werden können. 

c) Antragstellungsrecht für die Auflösung eines Landtages durch den Bundespräsidenten: 
Das Anträgsrecht der Bundesregierung für eine Auflösung eines Landtages ist systemwidrig 
und soll daher durch das Antragsrecht der Landesregierung ersetzt werden (Art. 100 B-VG). 

d) Wahlen: . 
Das derzeitige Homogenitätsgebot im Bereich des Wahlrechts ist in der Weise zu ändern, daß 
die erforderlichen Beschränkungen der Landesgesetzgebung hinsichtlich der Bedingungen 
des aktiven und des passiven Wahlrechtes ausschließlich im B-VG zu regeln sind. Im übrigen 
sollen die Länder bei der Gestaltung des Wahlrechtes auf Landes- und Gemeindeebene den 
gleichen Spielraum haben wie der Bund bei der-Gestaltung der Wahlordnung zum National- 
rat. Auf kommunaler Ebene soll auch das Abgehen vom Prinzip des Listenwählrechtes er- 
möglicht werden. 

e) Gemeinsame Einrichtungen: - 
Den Ländern soll die Möglichkeit eröffnet werden, gemeinsam Einrichtungen für einzelne 
Verwaltungsbereiche (wie zB für die Zulassung von Baustoffen oder die Entscheidung in
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Sozialhilfesachen, die zwischen zwei oder mehreren Ländern strittig sind) zu schaffen. Die 

Schaffung solcher Einrichtungen ist der Bundesregierung anzuzeigen. 
f) Struktur der Landesverwaltung: 

Die Einheit der Verwaltung in den Ländern ist zu wahren. Zu beseitigen wären die Zustim- 
mungsrechte der Bundesregierung bei der Erlassung oder Änderung der Geschäftseinteilung 
und der Geschäftsordnung ($ 2 Abs. 5, 83 Abs.2 des BVG betreffend Grundsätze für die 
Einrichtung und Geschäftsführung der Ämter der Landesregierungen außer Wien, BGBl. 
Nr. 289/1925). 

:5. Weiterentwicklung der unabhängigen Verwaltungssenate 

Eine Weiterentwicklung der derzeitigen Teilbereiche der Landesverwaltungsgerichtsbarkeit ist 
anzustreben. 

6. Mitwirkung der Länder an der europäischen Meräiin 
Beim gegenwärtigen Stand der europäischen Integration ist durch die B-VG-Novelle, BGBl. 
Nr. 276/1992, eine wirkungsvolle Einbindung: der:Länder und ihre Mitgestaltungsmöglichkeit si- 
chergestellt. Die Mitwirkung der Länder soll nach Maßgabe: künftiger Entwicklungen ausgebaut 
werden, insbesondere hinsichtlich der Zusammenarbeit der europäischen Regionen. 

7. Finanzverfassung 
Die mit der. Neuordnung der Kompetenzverteilung . ‚zusammenhängende Neugestaltung der Fi- 
nanzverfassung und des Finanzausgleiches wird in dem zwischen den Finanzausgleichspartnern 
(Bund, Länder und Gemeinden) zu beschließenden Finanzausgleichspakt festzulegen sein. 

8. Bundesrat 
Eine grundsätzliche Reform des Bundesrates ist im Sinne der Stärkung seiner Stellung als Län- 
derkammer anzustreben. 

Umsetzung 

Die genannten bundesverfassungsgesetzlichen Maßnahmen sollen bis längstens zur Volksabstim- 
mung über die bundesverfassungsgesetzliche Ermächtigung zum EG-Beitritt als beschlußreife Regie- 
tungsvorlage textlich fixiert und spätestens in der aus Anlaß des EG-Beitritts erforderlichen Novelle zum 
B-VG beschlossen werden.“ 

IV. Die verfassungsrechtliche Umsetzung der „Perchtoldsdorfer Vereinbarung“ 

In weiterer Folge wurden sodann zwischen den erwähnten Verhandlungsdelegationen des Bundes 
und der Länder, die schon die Vorarbeiten für die Politische Vereinbarung geleistet hatten, Gespräche 
über deren verfassungslegistische Umsetzung aufgenommen. In einer ersten Phase konzentrierten sich die 
Beratungen vor allem auf die Frage der Auflassung der mittelbaren Bundesverwaltung und der damit 
verbundenen Schaffung beschränkter Informations- und Kontrollrechte des Bundes zur Sicherstellung 
einer möglichst einheitlichen Vollziehung. In weiterer Folge wurden - im Auftrag des Verhandlungs- 
komitees — in einer Reihe von Gesprächsrunden auf beamteter Ebene die konkreten Kompetenzwünsche 
der Länder mit Vertretern der betroffenen Bundesministerien erörtert. In diese Beratungen wurden auch 

die gegenläufigen Forderungen einzelner Bundesministerien nach Schaffung neuer Bundeskompetenzen 
einbezogen. Zuletzt hat das Verhandlungskomitee auch die Forderungen erörtert, die seitens des Österrei- 
chischen Gemeindebundes und des Österreichischen Städtebundes zur Stärkung der Stellung der Ge- 
meinden erhoben wurden: 

— Gesetzesantragsrecht (auf Bundesebene) von mindestens 20 Gemeinden mit insgesamt mindestens 
100 000 Stimmberechtigten. 

— Einbindung der Gemeinden in alle Verhandlungen über Angelegenheiten, die die Gemeinden 
betreffen. 

— Erweiterung des Art. 118 Abs. 2 B-VG derart, daß auch die Wahrnehmung der öffentlichen Inter- 

essen der örtlichen Gemeinschaft zum eigenen Wirkungsbereich gehören soll sowie die Einbin- 
dung in Verwaltungsverfahren,‚die örtliche Interessen in besonderem Maße berühren, ermöglicht. 

— Keine finanzielle Aufsicht über Gemeinden mit mindestens 20 000 Einwohnern durch die Aut- 
sichtsbehörden des Landes. 

— Beschränkung des Informationsrechtes der Aufsichtsbehörde. 
— Beseitigung der Vorstellung bei Städten mit eigenem Statut. 
‘— Abstraktes Verordnungsanfechtungsrecht der Gemeinde. 

Beschränktes abstraktes Gesetzesanfechtungsrecht einer bestimmten Anzahl von Gemeinden 
(Verbandsklage).
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— Möglichkeit der Anfechtung von Wahlen in einen Gemeindeverband. 
— Neuregelung:des $ 4 F-VG. 

. Ineiner Gesprächsrunde im Juli 1993 haben es sodann die Vertreter des Bundes übernommen, auf 
der Grundlage der bisherigen Gespräche den Entwurf einer Novelle zum B-VG auszuarbeiten und den 
Ländern zur Verfügung zu stellen. Zur Vorbereitung dieses Entwurfes hat die Länderseite, gleichfalls 
im Juli 1993, Formulierungen für bundesverfassungsgesetzliche Regelungen betreffend die Verringerung 
der Dichte der Bindung der Landesverfassungen an die Bundesverfassung mit dem Ersuchen vorgelegt, 
diese Vorschläge bei der Entwurfserstellung zu berücksichtigen. 

Die Bundesregierung hat in: ihren Sitzungen am 9. November 1993 und 7. Dezember 1993 vom 
Textentwurf einer Bundes-Verfassungsgesetznovelle Kenntnis genommen und diesen Entwurf den Län- 
dem zur Verfügung gestellt. Daraufhin legte im Dezember 1993 die Landeshauptmännerkonferenz ihrer- 
seits einen Entwurf einer B-VG-Novelle zur Umsetzung der Politischen Vereinbarung über die Neuord- 
nung des Bundesstaates vor. 

Die Überbrückung der zwischen den. Entwürfen des Bundes und der Länder bestehenden inhaltli- 
chen Unterschiede bildete den Gegenstand weiterer Verhandlungsrunden. ‚Dabei konnten für die Mehr- 
zahl dieser Fragen einvernehmliche Standpunkte formuliert werden, nur in einigen wenigen Fällen konnte 
eine Annäherung der Standpunkte nicht erreicht wenn 

Aufbauend auf diesem Verhandlungsergebnis wurde im Bundeskanzleramt der Entwurf einer 
Novelle zum Bundes-Verfassungsgesetz ausgearbeitet ‘und mit Note vom 7.April 1994, 
GZ 603.363/63-V/1/94, zur mit. 20. Mai 1994 terminisierten Begutachtung versendet. Auf Grund des 
Ergebnisses dieses Begutachtungsverfährens und zweier weiterer Verhandlungsrunden zwischen den 
erwähnten Vertretern des Bundes und der Länder. wurde schließlich der vorliegende Entwurf ausgearbei- 
tet. 

V. Die Schwerpunkte des Entwurfes 

Der vorliegende Entwurf einer Bundes-Verfassungsgesetz-Novelle 1994 weist im wesentlichen fol- 
gende Schwerpunkte auf: 

— auf dem Gebiet der bundesstaatlichen Kompetenzverteilung: 
— — Auflassung der mittelbaren Bundesverwaltung in dem Sinne, daß grundsätzlich die bisher in 

mittelbarer Bundesverwaltung vollzogenen Angelegenheiten nunmehr in den Kompetenztypus 
des Art. 11 B-VG (Landesvollziehung von Bundesgesetzen) übertragen werden; 

— Anreicherung des Kompetenztypus des Art. 11 B-VG mit Regelungen, die dem Bund bei 
Vorliegen bestimmter, bundesverfassungsgesetzlich umschriebener Voraussetzungen, gewisse 
Einflußmöglichkeiten auf die Vollziehung der Bundesgesetze durch die Länder einräumen; 

— — Ausdelinung. des derzeit auf einzelne Angelegenheiten des Art. 10 Abs. I B-VG beschränkten 
Instruments der delegierten Gesetzgebung auf alle Angelegenheiten der Art. 10 und 11 B-VG; 

— Zurückdrängung des Gesetzgebungstypus des Art. 12 B-VG (Grundsatzgesetzgebung); 
— demonstrative Aufzählung ‘von Gesetzgebungs- und Vollziehungskompetenzen der Länder 

(Art. 15 Abs. 1 B-VG); 
— Aufstellung eines Grundsatzes, wonach die, Bestimmungen des B-VG über die 

Kompetenzverteilung nur durch ausdrückliche Änderung des B-VG geändert werden können 
(Art. 44 Abs. 2 B-VG); 

Ausbau des Instruments der Vereinbarung nach Art. 15a B- VGi im Sinne der Ermöglichung, einer 
unmittelbaren Anwendbarkeit solcher Vereinbarungen sowie einer Schaffung gemeinsamer Ein- 
richtungen der Länder; 
im Sinne einer Stärkung der Verfassungsautonomie der Länder: 

= - ausdrückliche Bezugnahme auf direkt-demokratische Elemente auf Landesebene (Art. 95 
Abs. 1B-VG); : 

— Erleichterung beim Zustimmungsrecht der Bundesregierung bei Landesgesetzen, die eine‘ 
Mitwirkung von Bundesorganen bei der Vollziehung vorsehen (Art. 97 Abs. 2 B-VG); 

- Neuregelungen hinsichtlich der Organisation der Verwaltung der Länder (Amt der 
Landesregierung); - . 

im Bereich der Gemeindeangelegenheiten: 
— — Erweiterung der Mitsprachemöglichkeiten der Gemeinde (Art. 118.Abs. 2 B-VG); 
— - teilweise Ausnehmung der Städte mit eigenem Statut bzw. der Städte mit mindestens 

20 000 Einwohnern von der Aufsicht des Landes (Art. 119a Abs. 2 und 5 B-VG);
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- — nähere Regelungen über die Organe” von Gemeindeverbänden (Art. 116a Abs. 4, Art. 141 
Abs. I lit.b B-VG) in Verbindung mit einer Streichung des Programmsatzes über die 
Schaffung von Gebietsgemeinden (Art. 120 B-VG). 

Hervorzuheben ist, daß das Schulwesen von den vorgesehenen Kompetenzänderungen nicht berührt wird. Daher bleibt die verfassungsrechtlich vorgesehene mittelbare Bundesverwältung.im Bereich des land- und forstwirtschaftlichen Schulwesens bestehen, ist keine Ausdehnung des Institutes der delegierten 
Gesetzgebung und kein konkurrierendes Verordnungsrecht der Länder vorgesehen, bleibt der Kompetenz- typus der Grundsatzgesetzgebung unverändert, werden keine Kompetenzverschiebungen vorgeschlagen und sind Weisungen nach Art. 14-Abs. 8 B-VG weiterhin an den Landeshauptmann zu richten. 

Der Entwurf sieht keine Änderung von Auslegungsmethoden vor. Für die Auslegung der Kompe- tenztatbestände bleibt daher weiterhin die vom Verfassungsgerichtshof entwickelte Rechtsprechung zur Auslegung, insbesondere die „Versteinerungstheorie“ bedeutsam. Auch ist nicht an eine Verschiebung des Versteinerungszeitpunktes hinsichtlich der bestehenden Kompetenztatbestände gedacht. Auch wurden Vorschläge nicht aufgegriffen, die „Trennschärfe“ der Kompetenzverteilung — wonach zur Eriassung einer bestimmten Regelung gründsätzlich entweder der Bund oder die Länder zuständig sind — aufzuge- ben. 

‚VD. Finanz(verfassungs)rechtliche Begleitregelung 

Im Zusammenhang mit.dem, vorliegenden Entwurf ergeben sich aber auch eine Reihe finanzieller Gesichtspunkte. Diese betreffen zum einen Fragen finanzausgleichsrechtlicher Art. Zum anderen — und vor allem — geht es dabei aber üm das strukturelle Problem, welche Handhaben dem Bund und den Län- dern von Verfassungs wegen zur Verfügung gestellt werden, um die Berücksichtigung (vor allem) ihrer finanziellen Interessen mit Bezug auf die Gesetzgebung der jeweils gegenbeteiligten Gebietskörperschaft in ausreichender Weise geltend machen zu können, wobei freilich auch gesichert werden sollte, daß der Handlungsspielraum des zuständigen Gesetzgebers . nicht über Gebühr eingeschränkt wird. Um „Waffengleichheit“ zwischen dem Bund und den Ländern zu schaffen, wird eine Änderung des Art. 98 Abs. 2 B-VG in der Form vorgenommen, daß der Bundesregierung bei Landesgesetzen (unabhängig von einem allfälligen Begutachtungsverfahren), durch die finanzielle Interessen des Bundes berührt sind, ein uneingeschränktes Einspruchsrecht zukommt, das nicht der Einstimmigkeit der Bundesregierung bedarf, sondern auch vom Bundesminister für Finanzen allein wahrgenommen werden kann. Hiefür soll, anknüp- fend an die geltenden Regelungen über die Mitwirkung der Länder an der Bundesgesetzgebung durch den Bundesrat (Art. 42 B-VG) und die Mitwirkung des Bundes an der Landesgesetzgebung (Art. 98 B-VG), eine besondere finanzverfassungsgesetzliche Regelung über einen Konsultationsmechanismus zur Wah- tung der finanziellen Interessen des Bundes und der Länder gegenüber Gesetzgebungsakten der gegenbe- teiligten Gebietskörperschaft erlassen werden. Dabei wird vorgesehen werden, daß dann, wenn ein Geset- zesbeschluß des Nationalrates vom Bundesrat mit der Begründung beeinsprucht wird, der Gesetzesbe- schluß würde die finanziellen Interessen der Länder gefährden, oder wenn ein Gesetzesbeschluß eines Landtages von der Bundesregierung bzw. vom Bundesminister für Finanzen mit einer gleichartigen Be- gründung beeinsprucht ‚wird, ein paritätisch zusammengesetztes Konsultationsorgan der Finanzaus- gleichspartner mit dem aufgetretenen Interessenkonflikt zu befassen ist. Das Konsultationsorgan soll innerhalb einer bestimmten Frist einvernehmlich eine Empfehlung zur Lösung des Problems erstatten können. Adressat dieser Empfehlung wird in Fällen von Einsprüchen gegen Gesetzesbeschlüsse der Ländtage der jeweilige Landtag, im Falle von Einsprüchen des Bundesrates der Nationalrat sein. Es wird dann am betreffenden Gesetzgebungsorgan liegen, selbstverständlich ohne Bindung an diese Empfehlung, darüber zu entscheiden, ob — insbesondere angesichts der in der Empfehlung dargelegten Argumente — ein Beharrungsbeschluß gefaßt oder aber ein.neuer Gesetzesbeschluß gefaßt wird, der den aufgetretenen Interessenkonflikt vermeidet. Die einschlägige finanzverfassungsgesetzliche Regelung wird unter einem mit dem vorliegenden Entwurf einer Bundes-Verfassungsgesetz-Novelle 1994 in Kraft zu setzen sein. Die ins Auge gefaßte finanzverfassungsrechtliche Regelung soll überdies das bestehende Institut der Verhand- lungspflicht gemäß $ 5 des Finanzausgleichsgesetzes sowie die häufig, insbesondere im Rahmen des - Begutachtungsverfahrens, geübte Praxis, Gesetzgebungsvorhäben mit den Interessen, insbesondere jenen finanzieller Natur, der gegenbeteiligten Gebietskörperschaft schon vor einer formellen Gesetzesinitiative abzustimmen, nicht nur unberührt lassen, sondern vielmehr zu einer Intensivierung dieser Vorgangsweise beitragen. In finanzausgleichsrechtlicher Hinsicht ist insbesondere vorgesehen, daß sich der Bund ver- pflichtet, den Zweckaufwand aus Angelegenheiten der derzeitigen mittelbaren Bundesverwaltung wei- terhin für jene Verfahren zu tragen, die am 1. Mai 1994 anhängig sind. “
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VI. Verfassungsrechtliche Erfordernisse 

Der vorliegende Gesetzentwurf stützt sich auf den Kompetenztatbestand „Bundesverfassung“ 
(Art. 10 Abs. 1 B-VG). 

Durch das im Entwurf vorliegende Bundesverfassungsgesetz erfährt die Zuständigkeit der Länder in 
Gesetzgebung oder Vollziehung überwiegend Ausweitungen, wird jedoch andererseits teilweise einge- 
schränkt. Gemäß Art. 44 Abs. 2 B-VG bedarf es daher der in Anwesenheit von mindestens der Hälfte der 
Mitglieder und mit einer- Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen zu erteilenden Zustim- 
mung des Bundesrates. 

Eine Gesamtänderugg der Bundesverfassung, zu der es gemäß Art: 44 Abs. 3 B-VG einer Abstim- 
rung des gesamten Bundesvolkes bedürfte, bewirkt die im Entwurf vorliegende Novelle nicht: Zwar hat 
der Verfassungsgerichtshof (SIg. 11403/1987) „das System der mittelbaren Bundesverwaltung zu den 
wesentlichen Elementen der Realisierung des bundesstaatlichen Baugesetzes der österreichischen Bun- 
desverfassung“ gezählt; wie sich allerdings aus dem Begründungszusammenhang dieses Erkenntnisses 
ergibt, diente diese Aussage zur Untermauerung des weiteren Gedankens, daß es verfassungswidrig wäre, 
„dieses tragende Element des bundesstaatlichen Prinzips durch rechtstechnische Konstruktionen aushöh- 
len“ zu wollen. Dies trifft aber zu vorliegendem Zusammenhang gerade nicht zu. Es ist — im. Gegenteil — 
ein wesentliches Anliegen der im Entwurf vorliegenden B-VG-Novelle, jene derzeit in Art. 10 B-VG 
geregelten Angelegenheiten, die.auf Grund der geltenden Verfassungsrechtslage von Behörden der Län- 
der nach den Weisungen des Bundes‘— zu besorgen sind, in die — prinzipiell — autonome Landesverwal- 
turig zu übertragen und dem Bund dabei bestimmte, vor allem im Interesse einer bundeseinheitlichen 
Vollziehung gelegene Einflußmöglichkeit einzuräumen. Dabei fällt besonders ins Gewicht, daß das Kom- 
petenzverteilungsmodell des Art. 11'B-VG bloß eine andere Form der — bisher ua. in Gestalt der mittelba- 
ren Bundesverwaltung verwirklichten — Vollziehung von Bundesgesetzen durch die Länder darstellt, die 
ihrerseits ein wesentliches Element des bundesstaatlichen Prinzips bildet. 

IX. Kosten 

Teile der vorgesehenen Änderungen sind kostenwirksam. Dies gilt insbesondere von der Auflassung 
der mittelbaren Bundesverwaltung zugunsten einer Landesvollziehung im Sinne des Art. 11 B-VG sowie 
von einzelnen vorgesehenen Kompetenzverschiebungen. 

Die Auflassung der mittelbaren Bundesverwaltung ist jedenfalls insoweit kostenwirksam, als der mit 
der Besorgufig der betroffenen Angelegenheiten verbundene Zweckaufwand künfti g von den Ländern zu 
tragen sein wird. 

Der Entwurf sieht in Art. 11 Abs. 4 B-VG eine auch für die bisherige mittelbare Bundesverwaltung 
bedeutsame Regelung vor, wonach in den nach Art. 11 Abs. 1 ergehenden Bundesgesetzen (zu diesen 
zählen auch solche, die.derzeit in Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung Zuständigkeiten 
von Bundesministern festsetzen) Akte der Vollziehung dem zuständigen Bundesminister -vorbehalten 
werden können. Diese Bestimmung dürfte im wesentlichen keine (kostenwirksame) Verlagerung gesetz- 
lich vorgesehener Zuständigkeiten auf die Landesebene erforderlich machen, da die behördlichen Zu- 
ständigkeiten der Bundesminister bereits in den vergangenen Jahren — gemäß einer Forderung des Ar- 
beitsübereinkommens. der Regieruingsparteien vom 17. Dezember 1990 (Beilage 21, Punkt IV6: „Die 
behördlichen Zuständigkeiten der Bundesministerien sind auf jene Fälle zu beschränken, in denen eine 
bundesweit zentrale Entscheidung absolut unerläßlich ist.“) - in der angegebenen Richtung abgebaut 
wurden (vgl. zB das Kompetenz-Abbaugesetz, BGBl. Nr. 253/1993, und das Bundesgesetz über die Än- 
derung von Vollzugszuständigkeiten des Bundesministers für öffentliche Wirtschaft und Verkehr, BGBl. 
Nr. 452/1992). 

Insgesamt ist von der Auflassung: der mittelbaren Bundesverwaltung eine, wenn auch vorerst nicht 
bezifferbare, Entlastung (des Bundeshaushaltes sowie Belastung der Haushalte der Länder zu erwarten; 
seitens des Bundes besteht die Bereitschaft, den Ländern die eingesparten Beträge zur Verfügung zu 
stellen. 

Auf Grund der Verlägerung von Angelegenheiten, die bisher in mittelbarer Bundesverwaltung voll- 
zogen werden, in die Landesvollziehung nach Art. 11 ergibt sich eine Verminderung des vom .Bund zu 
tragenden Zweckaufwandes sowie eine entsprechende Belastung der Länder in der Größenordnung von 
rund 270 Millionen Schilling. Da dieser Betrag den Ländern im Wege des Finanzausgleichs zur Verfü- 
gung zu stellen sein wird, handelt es’sich freilich nicht um eine echte Kostenersparnis.
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X. EU-Konformität 

Auf dem Gebiet der Bundesverfässung bestehen keine einschlägigen Rechtsvorschriften der Euro- 
päischen Union; auch entsprechende Rechtssetzungsvorhaben sind nicht bekannt. 

B. Besonderer Teil 

Zu Art.121 (Titel des B-VG): 

Der ursprüngliche Titel des B-VG (BGBl. Nr: 1/1920) lautete: „Gesetz vom 1. Oktober 1920, womit 
die Republik Österreich als Bundesstaat eingerichtet wird (Bundes-Verfassungsgesetz).“ Durch $ 2 der 
Verordnung des Bundeskanzlers betreffend die Wiederverlautbarung. des Bundes-Verfassungsgesetzes, 
BGBI. Nr. 1/1930, wurde stattdessen die Bezeichnung „Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 
1929“ (für die Art. 34 bis 37 jedoch „.. in der Fassung von 1925“) eingeführt. Im Hinblick auf die in der 
Zwischenzeit. vorgenommenen Novellierungen sowie auf die nunmehr vorgeschlagenen umfangreichen 
Änderungen ist es ängebracht, von einem auf eine bestimmte Fassung hinweisenden Zusatz zum Geset- 
zestitel abzusehen. Weiters wäre dem Gesetzestitel die in der Praxis übliche und vielfach auch in Bundes- 
verfassungsgesetzen gebrauchte Abkürzung „B-VG“ anzufügen. 

Zu Art. 122 (Art. 10 bis 12 B-VG): 

Zu Art. 10: 
Die Kompetenzbestimmungen des Art. 10, mit-denen die Bundeszuständigkeiten in Gesetzgebung 

und Vollziehung festgelegt werden, sind im Sinne des bereits im Allgemeinen Teil Ausgeführten neu 
gestaltet. Der geltende Art. 10 Abs. 1 zählt Angelegenheiten auf, die derzeit teils in unmittelbarer, teils in 

_ mittelbarer Bundesverwaltung vollzogen werden; ob eine Angelegenheit in unmittelbarer Bundesverwal- 
tung, also durch eigene Bundesbehörden, vollzogen werden kann, ergibt sich aus Art. 102 Abs. 2B-VG. 
Die angestrebte Abschaffung des Modells der mittelbaren Bundesverwaltung bringt es mit sich, daß nun- 
mehr in Art. 10 lediglich solche Angelegenheiten aufgezählt werden, die unmittelbar von Bundesbehör- 
den besorgt werden können. Dies soll allerdings — wie der vorgesehene Abs. 3 festiegt — eine bundesge- 
setzliche Betrauung der Landesbehörden mit der Vollziehung von Bundesgesetzen nicht ausschließen; bei 
der Besorgung solcherart übertragener Angelegenheiten sollen die Landesregierungen an Weisungen des 
Bundes gebunden sein. Dies entspricht der nach der geltenden Rechtslage bestehenden Möglichkeit, in 
den in Art. 102 Abs. 2 B-VG aufgezählten Angelegenheiten nach dem Ermessen des Bu ndesgesetzgebers 
eigene Bundesbehörden oder den Landeshauptmann (Art. 102 Abs. 3 B-VG) mit der Vollziehung zu 
‚beauftragen. . 

Dementsprechend finden sich, soweit nicht weitergehende Kompetenzänderungen vorgesehen sind, 
die bisher in mittelbarer Bundesverwaltung vollzogenen Angelegenheiten nunmehr großteils in Art. 11 
Abs. 1. Es wird jedoch bei einer Anzahl von Angelegenheiten, die derzeit gemäß Art. 10 Abs. 1 in die 
Gesetzgebung und Vollziehung des Bundes fallen, die jedoch nicht zu den gemäß Art. 102 Abs. 2 unmit- 
telbar von Bundesbehörden versehbaren Angelegenheiten gehören, von einer Übertragung in die Vollzie- 
hung der Länder gemäß Art. 11 abgesehen. Es handelt sich dabei im wesentlichen um solche Angelegen- 
heiten, die bereits derzeit auf Ministerialebene zentral wahrgenommen werden bzw. sich ihrer Eigenart 
nach für eine dezentrale Vollziehung wenig eignen; hier sind das Ein- und Auswanderungswesen (Art. 10 
Abs. 1 23), die Angelegenheiten bestimmter beruflicher Vertretungen (Art. 10 Abs. I Z8 und Z 11), 
Teile des Gesundheitswesens (Art. 10 Abs. 1 Z 12), die Angelegenheiten des Kultus, des Volkszählungs- 
wesens sowie der sonstigen Statistiken, soweit diese nicht nur den Interessen eines einzelnen Landes dient 
(alle Art. 10 Abs. 1 213), die Kriegsschadenangelegenheiten und der „Kriegsfolgentatbestand““ (beide 
Art. 10 Abs. 1Z 15) zu erwähnen. 2 

In der folgenden Darstellung des Inhalts des Art. 10 Abs. 1 wird auf Kompetenztatbestände, die ent- 
sprechend dem dargelegten Konzept in den Art. 11 Abs. 1 übertragen werden, jeweils hingewiesen. Hin- 
gegen werden diejenigen Tatbestände nicht erwähnt, die in Art. 10 Abs.-1 in ‚Formulierung und Reihen- 
folge unverändert sind. 

Zu den einzelnen Kompetenztatbeständen des Art. 10 Abs. 1 ist zu bemerken: 

In Z1 wird der Tatbestand „Verwaltungsgerichtsbarkeit“ wegen des inhaltlichen Zusammenhan- 
ges zum vorangehenden Tatbestand „Verfassungsgerichtsbarkeit“ aus der: geltenden Z6 übernommen. 
Dabei wird auch der Möglichkeit der Einführung einer Landesverwaltungsgerichtsbarkeit (Art. 129 letzter 
Satz B-VG in der Entwurfsfassung) gedacht, deren Organisation, nicht jedoch deren Verfahren, Landes- 
sache sein soll (Art. 15 Abs. 123). _ "
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Z 6 enthält eine Neufassung des Tatbestandes, der gewisse grundverkehrsrechtliche Regelungen 
‚von der auf dem Gebiet des Zivilrechtswesens bestehenden Bundeskompetenz ausnimmt; eine entspre- 
‘chende Larideskompetenz findet sich im vorgesehenen Art. 15 Abs. 1 Z 14 B-VG. Dem Länderanliegen 
‚nach einer Ausweitung der Landeskompetenz auf dem Gebiet des Grundstücksverkehrs wurde hinsicht- 
lich des Verkehrs mit bebauten oder zur Bebauung. bestimmten Grundstücken bereits durch ‚die 
B-VG-Novelle BGBl. Nr. 276/1992 Rechnung getragen (vgl. die diesbezügliche Regierungsvorlage 372 
BlgeNR XVII. GP 6 f und den Ausschußbericht 470 BigNR XVII GP 1 ff). Nunmehr soll eine nicht auf 
bestimmte Arten von Grundstücken beschränkte, sondern in diesem Sinne umfassende Zuständigkeit der 
Länder auf dem Gebiet des Grundstücksverkehrs geschaffen werden. Diese Zuständigkeit ist — wie der 
vorgesehene Art. 150 Abs. 3 Z2 normiert - nach Maßgabe der Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über 
zivilrechtliche Bestimmungen betreffend den Verkehr mit Baugrundstücken, BGBl. Nr. 260/ 1993, auszu- 
üben, die bereits für den land- und forstwirtschaftlichen Grundverkehr, den Ausländergrundverkehr und 
den Verkehr mit Baugrundstücken maßgeblich ist (vgl. Art. I der Bundes-Verfassungsgesetz-Novelle 
BGBI. Nr. 276/1992). i u - j 

Der in Z 6 derzeit angeführte Kompetenztatbestand „Enteignung, soweit sie nicht Angelegenheiten 
betrifft, die in den selbständigen Wirkungsbereich der Länder fallen“ entfällt. Die Zuständigkeit auf dem 
Gebiet der Enteignung soll sich künftig nach der Zuständigkeit für die Hauptmaterie richten: Der Gesetz- 
geber, der zur Regelung eines Gegenstandes zuständig ist, soll auch die allenfalls erforderliche Enteig- 
nung regeln können. Hinsichtlich der Enteignungsentschädigung wird auf Art. 11a Abs. 1 Z4 in der Fas- 
sung des Entwurfes verwiesen. 

Der in 27 derzeit angeführte Kompetenztatbestand „Personenstandsangelegenheiten einschließlich 
des Matrikenwesens-und der Namensänderung“ scheint in Art. 11 Abs. 1Z 1 auf. . 

27 weist die neuen Kompetenztatbestände „Bundesbetreuung für Asylwerber“ und „Zivilschutz 
hinsichtlich der überregionalen Koordination und der Warnung der Bevölkerung im Wege der 
Länder“ auf: : j 

Der erstgenannte Kompetenztatbestand ist — wie bereits der Ausdruck „Asylwerber‘ andeutet — auf 
die Betreuung solcher Fremder beschränkt, die einen Asylantrag gestellt haben; mit diesem Kompetenz- 
tatbestand soll der Bund in die Lage versetzt werden, Asylwerbern während eines bundesgesetzlich zu 
umschreibenden Zeitraumes die Führung einen menschenwürdigen Lebens in Österreich zu ermöglichen. 
Die Unterstützung Fremder, die keinen Asylantrag gestellt haben - etwa die Betreuung Vertriebener — 
fällt nicht unter diesen Tatbestand. j 

Der Ausdruck „Bundesbetreüuung‘“ ist nicht so zu verstehen, daß es auch eine „Landesbetreuung“ 
von Asylwerbern geben muß. 

Unter „Zivilschutz“ ist nicht lediglich die Gefahrenabwehr: und Beseitigung von Schäden im Kriegs- 
fall zu verstehen, sondern die Gesamtheit der Maßnahmen, die in den Anlaßfällen der umfassenden Lan- 
desverteidigung (Art. 9a B-VG) - Krisen-, Neutralitäts- und Verteidigungsfall — (vgl. den Laridesverteidi- 
gungsplan, S. 104) sowie im Katastrophenfall den Schutz der Bevölkerung gewährleisten. Der Zivilschutz 
umfaßt demnach Einsatzvorsorgen, Selbstschutzmaßnahmen, Warnung und Alarmierung der Bevölke- 
rung, Schutzraumbau und sonstige behördliche Maßnahmen, wie insbesondere Sanitätsvorsorgen, veteri- 
närmedizinische Vorsorgen und Strahlenschutz. Auf diesem Gebiet soll dem Bund - im Hinblick auf das 
Fehlen einer umfassenden Bundeszuständigkeit für den Zivilschutz - die Zuständigkeit zur überregiona- 
len Koordination und zur überregionalen Warnung der Bevölkerung zukommen. Dabei ist an das in der 
Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG BGBl. Nr. 87/1988 geregelte Warn- und Alarmsystem zu denken. 
Wie das Wort „überregional“ andeutet, ist an „großräumige“ Bedrohungsbilder gedacht wie die erwähn- 
ten Anlaßfälle der umfassenden Landesverteidigung, Reaktorkatastrophen oder Erdbeben. i 

Unter „Koordination“ ist im gegebenen Zusammenhang zu verstehen, daß dezentrale Entscheidungs- 
träger in ihrem von ihnen selbst bestimmten Verhalten aufeinander abgestimmt werden. 

. Der bloße Umstand, daß etwa eine Katastrophe mehr als ein Bundesland in Mitleidenschaft zieht, 
soll für sich allein noch nicht zwangsläufig die in Rede stehende Bundeskompetenz begründen. Beim 
Begriff der „überregionalen Warnung“ ist auch an die Warnung der Bevölkerung bloß eines Bundeslan- 
des vor den Wirkungen einer Katastrophe zu denken, die von einem Nachbarstaat ausgeht. 

In Z8 wird ein neuer Kompetenztatbestand „Kartellwesen‘“ vorgesehen. Mit dem Bundesgesetz 
über Kartelle und andere Wettbewerbsbeschränkungen (Kartellgesetz 1988 BGBl. Nr. 600) nimmt der 
Bund die Gesetzgebungszuständigkeit nur für solche Angelegenheiten in Anspruch, die nicht in Gesetz- 
gebung oder Vollziehung Sache der Länder sind ($ 4; vgl. auch $2 des EWR-Wettbewerbsgesetzes,
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BGBI. Nr. 125/1993). Dies ist damit zu begründen, daß etwa Regelüngen über: die Genehmigung oder 
Untersagung eines Kartells unter Zugrundelegung der Rechtsprechung des  Verfassungsgerichtshofes 
(insbesondere VfSig. 9580/1982) nicht dem Kompetenztatbestand „Zivilrechtswesen einschließlich des 
wirtschaftlichen Assoziationswesens .. .“, sondern der jeweiligen Verwaltungsmaterie zuzuordnen sind. 

. Die Bestimmungen des Kartellgesetzes 1988 sind demnach i in maßgeblichem Umfang auf andere dem 
Bund zur Verfügung stehende Kompetenztatbestände, namentlich „Angelegenheiten des - Gewerbes und 
der Industrie“, gestützt (vgl. die dem Kartellgesetz 1972 zugrundeliegende Regierungsvorlage 73 
BIgNR XII. GP). Um jedoch eine alle Wirtschaftszweige umgreifende Kartellrechtszuständigkeit — wie 
sie auch aus der Sicht der europäischen Integration zweckmäßig erscheint - zu begründen, wird daher die 
Schaffung eines entsprechenden umfassenden Kompetenztatbestandes vorgeschlagen. Hinsichtlich der 
Art der Regelungen, die auf der Grundlage dieses Kompetenztatbestandes möglich sein sollen, ist auf den 

Inhalt des Kartellgesetzes, wie er sich insbesondere nach der Kartellgesetz-Novelle 1993, BGBl. Nr. 693, 
darstellt, zu verweisen. In diesem Sinne sollen nicht nur Kartelle, sondern auch andere Erscheinungsfor- 
men der Gewinnung und Ausnützung von Marktmacht einer gesetzlichen Kontrolle unterzogen werden 
können. Bereits der Titel’ des erwähnten Bundesgesetzes - er lautet „Bundesgesetz ... über Kartelle.und 
andere Wettbewerbsbeschränkungen‘“ — deutet an, daß diesem Rechtsgebiet nicht nur Regelungen über 
Kartelle (Vereinbarungen oder abgestimmte Verhaltensweisen wirtschaftlich selbständig bleibender Un- 
ternehmer oder derartiger Verbände, durch die der Wettbewerb beschränkt wird). angehören. Vielmehr 
zählen dazu - wie eine Betrachtung des Gesetzesinhalts deutlich macht — etwa Regelungen über vertikale 
Vertriebsbindungen (8 30a KartG), über unverbindliche Verbandsempfehlungen ($ 31 KartG), über den 
Mißbrauch einer marktbeherrschenden Stellung durch einen einzelnen Unternehmer ($ 34 KartG) und 

über Unternehmenszusammenschlüsse ($ 41 KartG) im Hinblick auf die durch solche Zusammenschlüsse 
entstehende Marktmacht. 

Von den nicht mehr in Z8 angeführten Tatbeständen scheinen die Tatbestände „Angelegenheiten 
des Gewerbes und der Industrie“, „öffentliche Agentien und Privatgeschäftsvermittlungen“ und 
„Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes“ in Art. 11 Abs. 1 Z 7, der Tatbestand ZINZENIeUr und Zivil- 

technikerwesen“ in Art. 11 Abs. 1Z 9 auf. 

Aus dem Bereich der beruflichen Vertretungen wird eine Zuständigkeit nach Art. 10 für die Inge- 
nieurkammern neu vorgesehen. Dies ist damit zu begründen, daß hier Landeskammern jeweils für zwei 
oder drei Bundesländer bestehen (vgl. nunmehr das Ziviltechnikerkammergesetz,. BGBl. Nr. 157/1994), 
sodaß eine Landesvollziehung im Sinne des Art. 11 auf Schwierigkeiten stieße, ohne daß jedoch die Vor- 
aussetzungen des vorgesehenen Art. 11 Abs. 4 für eine Vollziehung durch den zuständigen Bundesmini- 
ster notwendigerweise erfüllt wären. 

Die Anführung bestimmter beruflicher Vertretungen, wie nunmehr auch der Ingenieurkammern, in 
Art. LO Abs. 1 bedeutet nicht, daß nicht auch andere, nicht ausdrücklich genannte berufliche Vertretungen 
unter Art. 10 Abs. 1 fallen, nämlich dann, wenn sie einem der sonstigen Tatbestände des Art. 10 zuzuord- 
nen sind; dies ist etwa bei den Rechtsanwaltskammern und den Notariatskammern der Fall, die weiterhin 
dem Kompetenztatbestand „Angelegenheiten der Notare, der Rechtsanwälte und verwandter Berufe“ 
(Art. 10 Abs. 1 Z 6) zu unterstellen sind. 

Desgleichen bleibt die Bundeskompetenz nach Art. 10 für die;Einrichtung beruflicher Vertretungen, 
soweit sie sich auf das ganze Bundesgebiet erstrecken, mit Ausnahme solcher auf land- und forstwirt- 
schaftlichen Gebiet — diese Bundeskompetenz erfaßt etwa die Österreichische Ärztekammer, die Österrei- 
chische Dentistenkammer, das Österreichische Hebammengremium, die Österreichische Apothekerkam- 
mer und die Bundeskammer der Tierärzte Österreichs — bestehen. 

Z9 behält das Verkehrswesen hinsichtlich der Eisenbahnen - - dies mit einer neugeschaffenen, in 
Art. 11 Abs. 1 Z3 umschriebenen Ausnahme -, der Luftfahrt sowie von Teilen der Schiffahrt als. unmit- 
telbar durch Bundesbehörden vollziehbare Angelegenheiten bei. f 

Dabei werden die Binnenschiffahrt (wie bisher in Art. 11 Abs. 1) und auch die Seeschiffahrt aus- 
drücklich genannt und die Schiffahrtspolizei (der pleonastische Begriff der Strom- und Schiffahrtspolizei 
wird entsprechend dem Sprachgebrauch’ des- Schiffahrtsgesetzes 1990, BGBl. Nr. 87/1989, vereinfacht) 
als Teil des Verkehrswesens bezüglich der Schiffahrt aufgefaßt. 

Die Binnenschiffahrt einschließlich der Schiffahrtspolizei soll künftig hinsichtlich der durch Bun- 
desgesetz zu Wasserstraßen erklärten Binnengewässer unter die in Art. 10 Abs. 1 Z9 umschriebene Bun- 
deskompetenz fallen. Nach $2 Z 16 des Schiffahrtsgesetzes 1990, BGBl. Nr. 87/1989, ist Wasserstraße 
ein Gewässer, auf dem wegen seiner besonderen Bedeutung für die gewerbsmäßige Schiffahrt oder auf 
Grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen erhöhte Anforderungen hinsichtlich der Schiffahrt gestellt
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und Maßnahmen zur Gewährleistung der Flüssigkeit des Verkehrs, der Ordnung an Bord sowie der Ord- 

nung beim Stilliegen getroffen werden müssen. $ 14 des erwähnten Bundesgesetzes erklärt die Donau 

(einschließlich des Wiener -Donaukanals), die March, die Thaya, die Enns und die Traun, mit allen ihren 

Amen, Seitenkanälen, Häfen und Verzweigungen — ausgenommen bestimmte eigens bezeichnete Teile — 

zaı Wasserstraßen. Praktisch bedeutsam ist die vorgeschlagene Ausdehnung der Bundeskompetenz für die 

T’rraunmündung: und den Ennshafen (während die Donau, die March und Teile der Thaya, diese als 

Grenzstrecken von Grenzgewässern, bereits jetzt in die Vollziehungskompetenz des Bundes fallen). 

Die Vollziehungskompetenz des Bundes wird freilich andererseits eingeschränkt, da der Bodensee, 

der Neusiedlersee und die Grenzstrecken sonstiger Grenzgewässer nicht mehr (wie derzeit in Art. 11 
Abs. 1) als von der Vollziehungszuständigkeit der Länder ausgenommen erwähnt werden. 

Der Kompetenztatbestand „Bau und Instandhaltung von Wasserstraßen“ wird aus Z 10 übernommen 
(dieser Tatbestand schließt auch den im geltenden Art. 102 Abs. 2 enthaltenen Tatbestand „Regulierung 

der Donau“ ein). 

Der durch die B- vG- Novelle BGBl. Nr. 508/1993 neu geschaffene Kompetenztatbestand der Um- 
weltverträglichkeitsprüfung für Vorhaben in den Angelegenheiten der geltenden Z 9 wird geringfügig 
adaptiert. Dies bedeutet, daß auch dann, wenn im Sinne des vorgesehenen Art. 11 Abs. 3, insoweit über- 

einstimmend mit dem geltenden Art. 11 Abs. 3, eine Bundesbehörde, insbesondere ein Bundesminister, 

für die Erlassung einer Trassenfestlegungsverordnung zuständig ist, sie auch die Umweltverträglichkeits- 
prüfung für ein solches Vorhaben durchführen können soll. 

In Z 10 wird aus dem Gebiet des Elektrizitätswesens nur mehr das Starkstromwegerecht für Hoch- 
spännungsleitungen, die sich über zwei oder mehrere Länder erstrecken, und zwar gegenüber der bisheri- 
gen Rechtslage eingeschränkt auf Leitungen mit einer Spannung von mindestens 110 Kilovolt, angeführt. 
Der bisherige Kompetenztatbestand „Normalisierung und Typisierung elektrischer Anlagen und Einrich- 
tungen, Sicherheitsmaßnahmen auf diesem Gebiete“ geht im - nunmehr unter Art. 11 fallenden - Kompe- 
tenztatbestand „Elektrizitätswesen ...“ (Art. 11 Abs. 1 Z9) auf. Eine analoge Bundeszuständigkeit wird 
für Erdgashochdruckleitungen - die nach derzeitiger Kompetenzlage unter den Kompetenztatbestand 

„Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie“ fallen — vorgesehen. 

Der in Z 10 verwendete Begriff „technisches Versuchswesen“ ist bisher nicht in Art. 10 Abs. 1, 
wohl aber in Art. 102 Abs. 2 vorgesehen und bezeichnet damit eine Angelegenheit, die unmittelbar von 

Bundesbehörden versehen werden kann. Dies bedeutet freilich nicht, daß das technische Versuchswesen 

insgesamt in Gesetzgebung und Vollziehung Bundessache wäre. Eine entsprechende Gesetzgebungskom- 
petenz ist vielmehr nach geltender Rechtslage lediglich aus anderen Kompetenztatbestände abzuleiten, 
von denen wiederum durch die vorliegende Novelle einige in den Art. 11 Abs. I übertragen werden. Der 
Zusatz, wonach das technische Versuchswesen lediglich in den Angelegenheiten der Art. 10 Abs. 1 und 
Art. 11 Abs.1 Bundessache in Gesetzgebung und Vollziehung ist, entspricht somit der geltenden 

Rechtslage. 

Die derzeit in Z10 angeführten Tatbestände „Forstwesen einschließlich des Triftwesens“, 

„Wasserrecht“, „Regulierung und Instandhaltung der Gewässer zum Zwecke der unschädlichen Ableitung 
der Hochfluten oder zum Zwecke der Schiffahrt und Flößerei“, sowie „Wildbachverbauung‘“ scheinen 

nunmehr in Art. 11 Abs. 1Z5, „Bau und Instandhaltung von Wasserstraßen“ in Art. 10 Abs. 129 auf. 

Der Tatbestand „Dampfkessel-. und Kraftmaschinenwesen“ scheint nunmehr in Art..11 Abs. 1 29 
auf. 

Der in Z11 vorgesehene Kompetenztatbestand „Kammern für Arbeiter und Angestellte“ übernimmt 
die im Bundesverfassungsgesetz BGBl. Nr. 139/1948 enthaltene Umschreibung mit der Änderung, daß 
die maßgebliche Anzahl der Beschäftigten nicht mehr durch Bundesgesetz zu bestimmen ist, sondern von 
Verfassungs wegen mit „mehr als fünf“ festgesetzt wird; dieser Grenzziehung entspricht der derzeitigen 
einfachgesetzlichen Lage (vgl. $2 des Landarbeitsgesetzes, BGBl. Nr. 2837/1984). An der bestehenden 
Kompetenzverteilun g, insbesondere auch der Kammerzugehörigkeit, wird keine Änderung vorgenommen. 
Auf Grund der neuen Formulierung in Z 11 — und entsprechend in Art. 12 Abs. 1 - ist das erwähnte Bun- 

desverfassungsgesetz aufzuheben (vgl. den vorgesehenen Art. 6 der Novelle). 

Im Sinne des Einbaus außerhalb des B-VG stehender 'Kompetenzbestimmungen wird ein Tatbestand 
„Angelegenheiten der Behinderteneinstellung‘‘ eingeführt, der die entsprechende Bestimmung des 
Art.I Abs. 2 des Bundesgesetzes, mit dem das Invalideneinstellungsgesetz 1969 geändert wird, BGBl. 

3



34 N | 14 der Beilagen 
Nr. 721/1988 idF BGBl. Nr.'313/1992.(vgl, dessen Aufhebung im vorgesehenen Ärt. 9 der Novelle); 
ersetzen soll. “ 

Mit dieser Einfügung, die die bestehende Koimpetenzlage nicht verändert, verbindet sich die Schaf- 
fung einer neuen Bundeskompetenz für Angelegenheiten eines Behindertenausweises. Wie der Verfas- 

. Sungsgerichtshof in seinem Erkenntnis Sig. 8831/1980 ausgesprochen hat, besteht für Angelegenheiten 
eines Behindertenpasses keine einheitliche Zuständigkeit des Bundes oder der Länder. Als. Zweck eines 
Behindertenausweises kommt vor allem der Nachweis einer Behinderung, die Voraussetzung für eine 
gesetzlich vorgesehene Begünstigung ist, in Frage, andererseits ist es aber auch Zweck dieses Ausweises, 
die ‚Behinderung leicht nachweisen zu können, um im zwischenmenschlichen Verkehr „ohne peinliche 
Erklärungen über das Leiden oder Gebrechen von den Mitmenschen die gebotene Rücksichtnahme zu 
erlangen“: Während die Schaffung eines Behindertenausweises zum zuletzt genannten Zweck in die Ge- 
neralkompetenz des Landesgesetzgebers fällt (VfSIg. 8831), ergibt aus den Zuständigkeiten des Bundes- 
gesetzgebers, Maßnahmen etwa auf dem Gebiet der Fürsorge für Kriegsteilnehmer und deren Hinterblie- 
benie oder auf dem Gebiet des Sozialversicherungswesen zu setzen, auch die Zuständigkeit dafür, einen 
Ausweis zu schaffen. 

Der $ 40 des Bundesbehindertengesetzes, BGBl. Nr. 283/1990, idF BGBl. Nr. 26/1994 knüpft le- 
diglich an eine nach bundesgesetzlichen Vorschriften festgestellte bzw.-zu besonderen näher beschriebe- 
nen Leistungen. berechtigende Behinderung im Sinne der verschiedenen bundesgesetzlichen Vorschriften 
an. Personen, für die derartige bundesgesetzliche Anknüpfungspunkte nicht vorliegen, können somit nach 
der zitierten Gesetzesstelle keinen Behindertenpaß erlangen. Es ist ihnen daher zB unmöglich, ihre Be- 
hinderung gemäß $ 35 Abs. 2 des BEinkommensteuergesetzes durch Vorlage eines Behindertenpasses nach 
$ 40 des Bundesbehindertengesetzes nachzuweisen. Vielmehr richtet sich die diesbezügliche Regelungs- 
zuständigkeit nach der Zuständigkeit für die jeweilige Angelegenheit, zB „Sozial- und Vertragsversiche- 
rungswesen“, 

Diese Rechtslage wird von den Betroffenen als unbefriedigend empfunden. Es soll daher die Schaf- 
fung eines bundeseinheitlichen Behindertenausweises ermöglicht werden, wobei der Bund die Regelun- 
gen über die Ausstellung eines solchen Ausweises und über die hiefür erforderlichen Voraussetzungen 
(insbesondere ein bestimmtes bundesgesetzlich zu umschreibendes Ausmaß der Behinderung) zu treffen 
hätte. Damit soll jedoch keine Zuständigkeit zur Erlassung von Regelungen verbunden sein, die an die 
Innehabung eines Behindertenausweises Berechtigungen zur Inanspruchnahme bestimmter Begünstigun- 
gen knüpfen. Die Einräumung derartiger Begünstigungen soll sich weiterhin nach der Zuständigkeit für 
die betreffende Angelegenheit richten. Es soll jedoch dem Landesgesetzgeber möglich sein, an die Inne- 
habung eines Behindertenpasses die Berechtigung zur Inanspruchnahme landesgesetzlich vorgesehener 
Begünstigungen zu knüpfen. 

212 enthält auf dem Gebiet des Gesundheitswesens eine auf bestimmte Angelegenheiten einge- 
schränkte Zuständigkeit des Bundes. Eine — durch bestimmte Ausnahmen durchbrochene — allgemeine 
Zuständigkeit auf diesem Gebiet ist nunmehr in Art. 11 Abs. 124 (siehe dort) umschrieben. Eine Bun- 
deszuständigkeit in Gesetzgebung und Vollziehung soll hingegen bezüglich des Arzneimittelwesens, der 
Medizinprodukte, des Suchtgiftwesens, der zentralen Bekämpfung übertragbarer Krankheiten und der 
Gentechnologie bestehen. 

Von der Erwähnung der Arzneiwareneinfuhr in Art. 10 Abs.1 2 12 wurde abgesehen, da als 
Grundlage dieser Regelungen der Teiltatbestand „Arzneimittelwesen“ sowie der in Art. 10 Abs. 1 Z2 
enthaltene Kompetenztatbestand „Waren- und Viehverkehr mit dem Ausland“ in Betracht kommen. 

Unter Medizinprodukten sind medizinische Geräte, medizinische Bedarfsartikel und Labordia- 
gnostika zu verstehen. Im Rahmen der Europäischen Union bestehen die Richtlinien 90/385/EWG betref- fend „aktive implantierbare Medizinprodukte“ sowie 93/4%/EWG betreffend. „Medizinprodukte“; eine 
Richtlinie betreffend „in vitro Diagnostik-Medizinprodukte“ (hierunter fallen HIV-Tests) ist in Vorberei- 
tung. Der Bereich der Medizinprodukte steht wegen deren Funktion und des Vorhandenseins von Kombi- 
nationsprodukten dem Bereich der Arzneimittel so nahe, daß seine kompetenzrechtliche Gleichbehand- lung zweckmäßig erscheint. : 

Unter den Angelegenheiten der zentralen Bekämpfung übertragbarer Krankheiten sind jene Ge- 
fahren für den allgemeinen Gesundheitszustand der Bevölkerung zu verstehen, die auf Grund ihrer Eigen- art und ihrer besonderen Gefährlichkeit nicht mit regionalen Maßnahmen, sondern nur auf. gesamt- österreichischer Ebene bekämpft werden können. Hier ist insbesondere an die übertragbare Immun- 
schwächekrankheit AIDS zu denken.
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Zur Begriffsbestimmung der ebenfalls in Z 12 als Teil des Gesundheitswesens neu aufscheinenden. 

Angelegenheiten der Gentechnologie ist auf das als Entwurf (Ausschußbericht 1657 BIgNR XVII. GP) 
vorliegende Gentechnikgesetz zu verweisen; Ziel dieses im Entwurf vorliegenden Bundesgesetzes istes, _ 

- die Gesundheit des Menschen einschließlich seiner Nachkommenschaft vor Schäden zu schützen, 
die unmittelbar durch Eingriffe am menschlichen Genom, durch Genanalysen an Menschen oder 
durch Auswirkungen gentechnisch veränderter Organismen auf den Menschen oder mittelbar 
durch Auswirkungen gentechnisch veränderter Organismen auf die Umwelt entstehen können, 

- die Umwelt, insbesondere die ökologischen Systeme vor schädlichen Auswirkungen durch gen- 
technisch veränderte Organismen zu schützen und dadurch ein hohes Maß an Sicherheit für den 
Menschen und die Umwelt zu gewährleisten sowie : 

- die Anwendung der Gentechnik zum Wohle des Menschen dürch Festlegung eines rechtlichen 
Rahmens für deren Erforschung, Entwicklung und Nutzung zu fördern. 

Die Bundeskompetenz auf dem Gebiet der Gentechnologie schließt im Sinne der vom Verfassungs- 
gerichtshof entwickelten Gesichtspunktetheorie nicht aus, daß Regelungen über das Einbringen gentech- 
nologisch veränderter Lebewesen in die Natur etwa unter den Gesichtspunkten des Naturschutzes oder des Jagdrechtes in Landesgesetzen getroffen werden. 

Die in Z12 nicht mehr enthaltenen auf Angelegenheiten des Gesundheitswesens und des Umwelt- 
schutzes Bezug habenden Tatbestände scheinen nunmehr in Art. 11 Abs. 1Z A auf. ; 

In Z13 wird der bisherige Kompetenztatbestand „wissenschaftlicher und fachtechnischer Archiv- 
‘und Bibliotheksdienst“ durch die Formulierung „Angelegenheiten des Bibliotheks- und Archivwesens des Bundes“ ersetzt. Damit soll eine klare Zuständigkeitsverteilung insbesondere auf dem Gebiet des 
Archivwesens (vgl. VfSIg. 12574/1990) geschaffen werden. ; 

Zu Art. 10 Abs. 2: 

Art. 10 Abs. 2 enthält eine Ermächtigung des Bundesgesetzgebers zur Delegierung von Regelungs- 
zuständigkeiten an den Landesgesetzgeber, wobei auf die im geltenden Art. 10 Abs. 2 enthaltene Be- 
schränkung auf bestimmte Angelegenheiten des Abs. 1 verzichtet wird. Eine solche Delegierung soll 
jedoch lediglich mit Zustimmung der Länder möglich sein, die damit einer — allenfalls mit Kostenbela- 
stungen verbundenen — Aufgabenübertragung vorbeugen können. 

Der Bundesgesetzgeber kann eine erteilte Ermächtigung jederzeit wieder zurücknehmen. 
Hinzuweisen ist auf die gleichartige Entwurfsbestimmung des Art. 11 Abs. 2. 

Die Vollziehung der Landesgesetze, die auf Grund bundesgesetzlicher Ermächtigung ergehen, soll jedenfalls Landessache sein; damit soll vermieden werden, daß dem Bund auf Grund des der Landesge- setzgebung eingeräumten Gestaltungsspielraums aus der Vollziehu ng solcher Landesgesetze durch Bun- . 
desbehörden Kosten entstehen. 

Zu Art. 10 Abs. 3: 

Im Sinne des Gedankens, die mittelbare Bundesverwaltung zu beseitigen, soll der Gesichtspunkt zum Ausdruck kommen, daß Bundesvollziehung Vollziehung durch eigene Bundesbehörden ist. Daraus folgt das Prinzip, daß die Angelegenheiten des .Art. 10 solche sind, deren Vollziehung durch eigene Bun- desbehörden zu erfolgen hat. Dieses Prinzip wird im ersten Halbsatz des Abs. 3 festgelegt. 
Wie schon nach der geltenden Rechtslage sollen aber Ausnahmen von diesem Grundsätz möglich ‚sein. j 

Der neue Art. 10 Abs. 3 steht insofern in der Nachfolge des geltenden Art. 102 Abs. 3. Nach der geltenden Regelung bleibt.es dem Bund vorbehalten, auch in Angelegenheiten, die unmittelbar von Bun- desbehörden versehen werden können, den Landeshauptmann mit der Vollziehung des Bundes zu beauf-. tragen. Nach dem Konzept, das der im Entwurf vorliegenden Novelle zugrundeliegt, soll freilich die Vollziehung von Bundesgesetzen durch (organisatorische) Landesbehörden nicht mehr die Form der mittelbaren Bundesverwaltung in ihrer bisherigen Gestalt, für die die Stellung des Landeshauptmannes als des eigentlichen Trägers der mittelbaren Bundesverwaltung (Art. 102 und 103) kennzeichnend ist, auf- weisen. Vielmehr werden die Landesbehörden bei der Vollziehung derartiger Bundesgesetze grundsätz- lich in gleicher Weise tätig wie in Angelegenheiten des Art. 11. Freilich sind sie diesfalls an die Weisun- gen der Bundesregierung und der einzeinen Bundesminister gebunden. Insofern wird also der Typus einer mittelbaren Bundesverwaltung nicht gänzlich beseitigt. j
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Dies bedeutet unter anderem auch, daß auf dem Gebiet der Ämts- und Organhäftung hinsichtlich der 
‚ Zurechnung zum Bund keine Änderung eintritt. 

Unter den’ Begriff der „Bundesbehörden“ fallen neben den Bundesbehörden im organisatorischen 
Sinn auch auf bundesgesetzlichen Grundlagen beruhende Rechtsträger (etwa die Oesterreichische Natio- 
nalbank oder Selbstverwaltungskörper, zB gesetzliche berufliche Vertretungen), denen behördliche Auf- 
gaben übertragen werden. ’ 

Eine Neuerung stellt die Regelung dar, wonach Bundesgesetze, die eine in Art. 10 Abs. I genannte 
Angelegenheit insgesamt oder einen ganzen Bereich einer solchen Angelegenheit Landesbehörden (für 
den Inhalt dieses Begriffes gilt sinngemäß das gleiche wie für den Begriff „Bundesbehörde“ im Sinne des 
vorstehenden Absatzes) übertragen, der Zustimmung der beteiligten Länder bedürfen. Damit wird dem 
Anliegen der Länder Rechnung getragen, nicht gegen ihren Willen mit einer‘ Vollziehung von Bundesge- 
setzen belastet zu werden, die allenfalls erhebliche Kosten verursacht. Eine „Angelegenheit insgesamt“ 
bedeutet einen gesamten in Abs. 1 genannten Kompetenztatbestand, beispielsweise also „Verkehrswesen 
bezüglich der Eisenbahnen, soweit es nicht unter Art. 11 fällt“ oder „Sozialversicherungswesen“. Ein 
„ganzer Bereich einer solchen Angelegenheit“ erfaßt dagegen einen geschlossenen Regelungskomplex 
einer solchen „Angelegenheit“, beispielsweise die Vollziehung des Verwaltungsstrafrechts oder die 
Durchführung des Genehmigungsverfahrens in einer derartigen „Angelegenheit“. Einer Zustimmung der 
Länder bedarf es’ dagegen dann nicht, wenn ihnen bloß einzelne Regelungen einer solchen 
„Angelegenheit“ oder eines solchen „Bereiches“ zur Vollziehung übertragen werden sollen. 

Das Zustimmungserfordernis gilt'gemäß Art. 150 Abs.-2 Z8 nicht für die Vollziehung von Bundes- 
gesetzen, die derzeit in mittelbarer Bundesverwaltung erfolgt. 

Im übrigen ist es Sache des einfachen Bundesgesetzgebers, das Ausmaß der Aufgabenübertragung 
zu bestimmen. Er ist daher nicht etwa gehalten, die Zuständigkeit zur Verordnungserlassung den Landes- 
behörden zu übertragen. 

Ein Instanzenzug an den zuständigen Bundesminister wird durch Art. 10 Abs. 3 nicht ausgeschlos- 
sen. Von einer näheren Regelung — etwa nach Art des geltenden Art. 103 Abs. 4 - wird abgesehen. - 

Zu Art. 10 Abs. 4: 

„ Diese Entwurfsbestimmung ersetzt den geltenden Art. 102 Abs. 6. Jedoch tritt auch hier die Landes- 
regierung an die Stelle des Landeshauptmannes. 

Nach Maßgabe der Geschäftsordnung der Landesregierung (Art. 101 Abs. 5) kommt eine Wahrneh- 
mung dieser Aufgabe sowohl durch die Landesregierung als Kollegium als auch durch einzeine ihrer 
Mitglieder in Betracht. R j 

Zu Art. 10 Abs. 5 bis 8: 
Diese Bestimmungen sind mit Abs. 3 bis 6 des geltenden Art. 10 identisch. 

Zu Art. 11: 

Der vorgeschlagene Abs. I enthält eine wesentlich umfangreichere Aufzählung als die der geltenden 
Bestimmung, was hauptsächlich durch die Verlagerung von Angelegenheiten, die derzeit in Art. 10 
Abs. I aufgezählt sind und in mittelbarer-Bundesverwaltung vollzogen werden, in die autonome Landes- 
"verwaltung begründet ist. 

Diese Verlagerung gibt Anlaß, die Ausgestaltung des Kompetenztypus des Art. 11 in verschiedener 
Weise zu modifizieren. Die entsprechenden Regelungen sind teils in Art.-11 selbst, teils in Art. 102 und 
103 (vgl. auch Art. 132 Abs. 2 sowie Art. 142 Abs. 2 lit. d und h). enthalten, 

Aus systematischen Gründen sowie um einen durch die erwähnten Änderungen allzu großen Um- 
fang des Art. 11 zu vermeiden, wurden die Bestimmungen der geltenden Abs. 2 und 4 bis 6 in einen neu- 
en Art. 11a übertragen (siehe dazu unten), während Abs. 9, auf alle Angelegenheiten der Landesvollzie- 
hung von Bundesgesetzen verallgemeinert, im neuen Art. 102 eine’ Nachfolgeregelung findet. 

Zu Art. 11 Abs. 1: 

Der Kompetenzkatalog des im Entwurf vorgesehenen Art: 11 Abs. 1 enthält Kompetenztatbestände, 
. die bereits der geltenden Fassung dieser Bestimmung entstammen oder die aus Art. 10 Abs. 1 übernom- 

men sind. Von diesem Grundsatz bestehen folgende Abweichungen: ur
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In Z2 wird die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes für das Volkswohnungswesen durch den 
Beisatz „mit Ausnahme der Bodenbeschaffung“ eingeschränkt, Damit wird die Zuständigkeit auf dem 
Gebiet der Bodenbeschaffung [vgl. das Bundesgesetz betreffend die Beschaffung von Grundflächen für 
die Errichtung von Häusern mit Klein- oder Mittelwohnungen oder von Heimen (Bodenbeschaffungs- 
gesetz), BGBi. Nr. 288/1974] in den Gesetzgebungs- und Vollziehungsbereich der Länder übertragen. 
Dasselbe gilt für den Kompetenztatbestand „Assanierung“ (vgl. dazu den das Stadterneuerungsgesetz 
betreffenden Art. 8 der im Entwurf vorliegenden Novelle). 

In Z3 scheinen Teile des Verkehrswesens bezüglich der Eisenbahnen als neue Vollziehungszu- 
ständigkeiten der Länder auf. Der Begriff der Straßenbahnen umfaßt sowohl straßenabhängige als auch 
straßenunabhängige Bahnen, wie insbesondere Hoch- und Untergrundbahnen; nichtöffentliche Eisen- 
bahnen sind (dem Anschluß eines einzelnen oder mehrerer Unternehmen dienende) Anschlußbahnen 
sowie (für den nichtöffentlichen‘ Güterverkehr bestimmte) Materialbahnen und Materialseilbahnen, die 
eirı Unternehmen vornehmlich für eigene Zwecke betreibt; Kleinseilbahnen sind Sessellifte (nicht jedoch 
Sesselbahnen), Kombilifte und Schräglifte (vgl. zur Abgrenzung all dieser Begriffe $$ 1 bis 9 des Eisen- 
bahngesetzes 1957, BGBl. Nr. 60, idF BGBl. Nr. 452/1992). 

Der nähere Umfang der Voilziehungszuständigkeit der Länder auf dem Gebiet der Binnenschiffahrt 
ergibt sich aus der komplementären Umschreibung in Art. 10 Abs. I Z 9; auf die diesbezüglichen Erläute- 
rungen wird verwiesen. " 

Hinsichtlich des in Z4 genannten Gesundheitswesens ist zum einen auf die in Art. 10 Abs. 1 Z 12 
aufgezählten. Angelegenheiten zu verweisen. 

Die Ausnahmen zugunsten der Gesetzgebungs- und Vollziehungszuständigkeiten der Länder werden 
erweitert, indem die sanitäre Aufsicht des Bundes hinsichtlich des Kurortewesens (nunmehr: Kurwesens) 
und der natürlichen Heilvorkommen entfällt. i 

Die Reichweite des Begriffes „Chemikalienwesen einschließlich des Giftwesens‘“ bestimmt sich 
im wesentlichen nach dem Inhalt des Chemikaliengesetzes, BGBl. Nr. 326/1987. Der neu vorgesehene 
Teiltatbestand „Giftwesen“ soll [soweit nicht eine Angelegenheit des Arzneimittelwesens oder des 
Suchtgiftwesens (vorgesehener Art. 10 Abs. 1Z12) vorliegt] die Regelung der Verwendung von Giften 
in allen Bereichen, sei es Gewerbe, Landwirtschaft, Industrie oder Haushalt, im Sinne der $$ 22 ff. des 
Chemikaliengesetzes erfassen. Insbesondere soll damit die Regelung der Verwendung von Giften in der 
Landwirtschaft als Mittel zum Schutz von Pflanzen und Pflanzenerzeugnissen (vgl. die Grundsatzbe- 
stimmung des $ 36 des Chemikaliengesetzes) in der Gesetzgebung Bundessache werden. 

In Z7 wird insbesondere auch die Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes dem Kompetenzty- 
pus des Art, 1] zugeordnet. Hiezu ist anzumerken, daß mit dieser Verlagerung keine Änderung des Be- 
griffsinhalts verbunden sein soll. Daher sind die im I. Abschnitt des Bundesgesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb 1984 enthaltenen zivilrechtlichen und strafrechtlichen Bestimmungen weiterhin den Kompe- 
tenztatbeständen „Zivilrechtswesen ...‘“ und „Strafrechtswesen ...“ (Art. 10 Abs. 1 Z6) zuzuordnen. In 
demselben Sinne fällt die Zurückbehaltung von Waren durch die Zollämter (8$ 35 bis 37 UWG) nicht 
unter Art. 11. 

In Z9 wird der Kompetenztatbestand „Elektrizitätswesen“ aus Art. 12 übernommen; er erfaßt ins- ° 
besondere auch die im Elektrotechnikgesetz 1992, BGBl. Nr. 106/1993 — das bisher auf den (in Art. 10 
der hier vorgesehenen Fassung nicht mehr aufscheinenden) Kompetenztatbestand „Normalisierung und 
Typisierung elektrischer Anlagen und Einrichtungen, Sicherheitsmaßnahmen auf diesem Gebiete“ zu 
stützen war -; geregelten Angelegenheiten; die Ausnahme zugunsten des Art. 10 bezieht sich auf den dort 
enthaltenen Kompetenztatbestand „Starkstromwegerecht ...“ (Abs. 1:Z 10). Bei „Angelegenheiten an- 

‚ derer leitungsgebundener Energien“ ist an als Energieträger verwendetes; leitungsgebundenes Gas 
(derzeit den Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie unterfallend) sowie an -die Fernwärme 
(derzeit Landeskompetenz nach Art. 15 Abs. 1) gedacht. Der V’orbehalt zugunsten des Art. 10 bezieht 
sich insoweit auch auf den Kompetenztatbestand „Gaswegerecht ...“ in Abs. [.Z 10. Für alle leitungsge- 
bundenen Energien wird ein - wenn man von den erwähnten Durchbrechungen zugunsten des Art. 10 
Abs. 1 Z 10 absieht - einheitlicher Kompetenztatbestand geschaffen, der — wie bisher der Kompetenztat- 
bestand „Blektrizitätswesen“ — sowohl die wirtschaftlichen als auch die technischen Belange. dieser 
Energieformen umfaßt. Die Bundeskompetenz auf diesem Gebiet schließt im Sinne der vom Verfas- 
sungsgerichtshof entwickelten Gesichtspunktetheorie nicht aus, daß — so wie bisher — einschlägige Rege- 
lungen unter den Gesichtspunkten des Natur- und Landschaftsschutzes (die Reichweite der diesbezügli- 
chen Zuständigkeit der Länder soll durch die ausdrückliche Nennung in Art. 15 Abs. 1 Z 9 idF des vorlie- 
genden Entwurfes keine Änderung erfahren) in Landesgesetzen getroffen werden.
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Zur Vermeidung von Mißverständnissen ist festzuhalten, daß die Zuordnung von Tatbeständen, die 
bisher in Art. 10 Abs. 1 enthalten sind und die teilweise gemäß Art. 102 Abs. 2 unmittelbar. von Bundes- 
behörden versehen werden können (vgl. die Wildbachverbauung), zu Art. 11 lediglich Angelegenheiten 
der Hoheitsverwaltung betrifft. Der Bestand und die Tätigkeit von Dienststellen des Bundes, die im pri- 
vatwirtschaftlichen Sinne etwa mit der Wildbachverbauung befaßt sind, wird durch diese Zuständigkeits- 
verschiebung nitht berührt (vgl. den unveränderten Art. 17 B-VG). 

Zu Art. 11 Abs. 2 ist auf das zu Art. 10 Abs. 2 Gesagte zu verweisen. 

Zu Art. 11 Abs. 3: 

Nach dem geltenden Art. 11 Abs. 3 sind Durchführungsverordnungen, soweit der Bundesgesetzge- 
ber nicht anderes bestimmt, vom Bund zu erlassen. Künftig soll die Befugnis zur Erlassung von Durch- 
führungsverordnungen, soweit der Bundesgesetzgeber nicht anderes bestimmt, sowohl dem Bund als auch 
den Ländern zustehen. Damit wird eine konkurrierende Verordnungszuständigkeit ermöglicht. 

Dabei wird jedoch - vor allem zur Vermeidung von Rechtsunklarheiten - ein unbedingter Vorrang 
der Bundesverordnungen gegenüber den Landesverordnungen normiert. Dies bedeutet, daß Bundesver- 
ordnungen Landesverordnungen sowohl im Wege einer materiellen als auch einer formellen Derogation 
außer Kraft setzen können. Ferner sind Landesverordnungen, die einer Bundesverordnung widersprechen, 
auch dann, wenn sie später ergangen sind, nicht anwendbar. 

Zur Klarstellung ist anzumerken, daß unter Durchführungsverordnungen im Sinne des Abs. 3 nicht 
auch die sogenannten Verwaltungsverordnungen — bei denen es sich um generelle Weisungen handelt — 
zu verstehen sind; ein derartiges Weisungsrecht besteht in den Angelegenheiten des Art. 11 nicht. 

Zu Art. 11 Abs. 4: 

Die Angelegenheiten des Art. 11 Abs. 1 sind nach dem vorliegenden Entwurf großteils solche, die 
bisher gemäß Art. 102 Abs. 1 in mittelbarer Bundesverwaltung zu besorgen waren. Dies schloß freilich 
nicht aus, daß diese Angelegenheiten — mitunter auch in erheblichem Umfang - durch den zuständigen 
Bundesminister in erster und einziger. Instanz besorgt wurden. Es erscheint nun nicht zweckmäßig, in 
Angelegenheiten, die bisher nach einfachgesetzlichen Bestimmungen in die Zuständigkeit der jeweiligen 
Bundesminister fallen, ausnahmslos einen Übergang der behördlichen Zuständigkeiten auf die Landesre- 
gierung vorzusehen. Daher sieht Abs. 4 vor, daß Akte der Vollziehung, die bundeseinheitlich getroffen 
werden müssen, dem zuständigen Bundesminister vorbehalten werden können. 

Der Begriff „bundeseinheitlich getroffen werden müssen“ ist nicht dahin gehend zu verstehen, daß 
es sich notwendigerweise um eine Regelung handeln muß, die für sämtliche Bundesländer wirksam wird, 
vielmehr. ist bei seiner Auslegung davon auszugehen, daß es sich um eine Angelegenheit handelt, die 
wegen ihrer Bedeutung einer zentralen Entscheidung bedarf. 

Rechtsmittelzuständigkeiten eines Bundesministers sind von der vorgeschlagenen Bestimmung nicht- 
erfaßt. Derartige in bestehenden Rechtsvorschriften vorgesehene Zuständigkeiten entfallen hinsichtlich 
der künftig von den Ländern zu vollziehenden Angelegenheiten gemäß. der Übergangsbestimmung des 
Art. 150 Abs. 276. I - 

Bei den in Art. 11 Abs. 4 genannten Akten der Vollziehung ist nicht an „selbständige“ Kontrollrech- 
te gedacht, etwa an Betretungs- und Nachschaurechte, die nicht — etwa im Fall der Feststellung eines 
Gesetzesverstoßes — zu einer Entscheidung des Bundesministers selbst, sondern jediglich einer anderen 
Behörde (auf Grund einer vom Bundesminister gegebenenfalls zu erstattenden Anzeige) führen können 
(vgl. jedoch die Sonderregelung des Abs. 7). Bloße Antragsrechte und sonstige Parteirechte sind hinge- 
gen nicht zu den „Akten der Vollziehung“ im Sinne des Art. 11 Abs. 4 zu rechnen; sie können.dem zu- ° 
ständigen Bundesminister. oder einer anderen Bundesbehörde daher ohne die im in Rede stehenden Ab- 
satz enthaltene Beschränkung eingeräumt werden. 

Es bedarf keiner näheren Erörterung, daß die Kosten einer Vollziehung durch den Bundesminister 
den Bund treffen. . “ 

Zu Art. 11 Abs. 5: 

Der geltende Art. 102 läßt - jeweils mit Zustimmung der beteiligten Länder — die Betrauung vorn 
Bundesbehörden mit der Vollziehung in Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung sowöhl in 
Unterordnung unter den Landeshauptmann (Abs. 1 zweiter-bis letzter Satz) als auch ohne solche Maßga- 
be (Abs. 4) zu. .
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Art. 11 Abs. 5 trifft in seinem ersten und seinem letzten Satz im Zusammenhang mit der Überfüh- 
fung von Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung in die Landesvollziehung gemäß Art. 11 
Abs..1 eine Nachfolgeregelung zu Art. 102 Abs. 1 zweiter bis letzter Satz. Diese Verankerung eines Zu- 
Stimmungsrechts in Art. 11 löst jedoch hinsichtlich der bestehenden gesetzlichen Regelungen kein Zu- 
Stimmungserfordernis aus (vgl. Art. 150 Abs. 2 Z8 und die Erläuterungen zu Art. 150 Abs. 2). 

Der zweite Satz steht in der Nachfolge des Art. 15 Abs. 4. Anstelle des Mechanismus der paktierten 
Gesetzgebung wird jedoch nunmehr eine bundesgesetzliche, der Zustimmung der beteiligten Länder be- 
dürftige Regelung vorgesehen. Wie aus dem Wortlaut („inwieweit ... obliegt“) abzuleiten ist, bedarf in 
den Angelegenheiten der Straßenpolizei mit Ausnahme der örtlichen Straßenpolizei sowie der unter 
Art. 11 fallenden Strom- und Schiffahrtspolizei nicht nur die Übertragung von Vollziehungsaufgaben an 
Bundesbehörden; sondern auch die (gänzliche oder teilweise) Rücknahme dieser Übertragung der Zu- 
stimmung der beteiligten Länder. Denn „inwieweit“ eine Übertragung vorgenommen wird, bestimmt sich 
auch durch eine gänzliche oder teilweise Rücknahme. 

Zum Begriff der Bundesbehörden ist auf das oben zu Art. 10 Abs. 3 Gesagte zu verweisen. 

Zu Art. 11 Abs. 6: 

Mit der vorgesehenen Bestimmung sollen dem in Betracht kommenden Bundesminister besondere 
Befugnisse hinsichtlich einer länderübergreifend einheitlichen Verkehrsüberwachung und für ‘den Fall 
außergewöhnlicher Verkehrsverhältnisse eingeräumt werden. 

Zu Art. 11 Abs. 7: 

- Befugnisse des zuständigen Bundesministers auf dem Gebiet der Umweltkontrolle sollen ermöglicht 
werden. 

Zu Art. 11a: 

Wie bereits zu Art. 1] erwähnt, werden in diesem neuen Artikel Bestimmungen zusammengefaßt, 
die bisher in Art. 11 enthalten sind. Es handelt sich dabei um Angelegenheiten, in denen dem Bund eine 
Zuständigkeit zur Erlassung einheitlicher Vorschriften eingeräumt wird, deren Vollziehung jedoch teils 
Bundes-, teils Landessache ist, je nachdem welche Vollziehungszuständigkeit in den betreffenden Ange- 
legenheiten nach anderen Kompetenzbestimmungen besteht. Der Umstand, daß all diese Tatbestände als 
Bedarfsgesetzgebungskompetenzen formuliert sind, ist dabei nicht systembildend; Bedarfsgesetzge- 
bungskompetenzen sind ja auch in Art. 11 Abs. 1 Z4 (Abfallwirtschaft) und 6 (Genehmigung umwelter- 
heblicher Vorhaben) umschrieben, wobei aber eine einheitliche Vollziehungskompetenz besteht. 

Abs. 2, 5 und 6 des geltenden Art. 11 fließen als Z 1 bis 3 in Abs. 1 des neuen Art. lla ein, was mit 
sprachlichen Anpassungen verbunden ist. Art. 11 Abs. 4 wird durch den inhaltsgleichen Art. 11a Abs. 2 
ersetzt. 

Ein neuer Kompetenztatbestand ist in Abs. 1 Z4 vorgesehen, und zwar-eine Bedarfsgesetzgebungs- 
kompetenz für „Angelegenheiten der Enteignungsentschädigungen“. Unter Enteignung ist in diesem 
Zusammenhang lediglich die Entziehung des Eigentums oder eines anderen- vermögenswerten Privat- 
rechts, nicht aber eine bloße Eigentumsbeschränkung zu verstehen. Die Regelung der Frage, ob ein An- 
spruch auf Entschädigung besteht, soll Sache des jeweiligen Materiengesetzgebers sein. Der Bündesge- 
setzgeber soll jedoch in die Lage versetzt werden, Regelungen über die Höhe der Enteignungsentschädi- 
gung sowie über damit zusammenhängende Fragen wie die einer — sukzessiven — Gerichtszuständigkeit 
und etwa auch ein „Verböserungsverbot“ im Verhältnis zwischen gerichtlicher und verwaltungsbehördli- 
cher Entscheidung zu treffen. 

Zu Art. 12: 

Die derzeit in Art. 12 Abs, I angeführten Tatbestände werden — sieht man von’ der Mutterschafts-, 
Säuglings- und Jugendfürsorge, von den Heil- und Pflegeanstalten und vom Arbeiterrecht sowie Arbeiter- 
und Angestelltenschutz, soweit es sich im land- und forstwirtschaftliche Arbeiter und Angestellte handelt, 
ab — teils dem Kompetenztypus des Art. 11 (Elektrizitätswesen, Schutz der Pflanzen gegen Krankheiten 
und Schädlinge, soweit es unter Art. 11 — Chemikalienwesen — fällt), teils der Landeskompetenz gemäß 
Art. 15 Abs. 1 (übrige Tatbestände des geltenden Art. 12.Abs. 1) zugewiesen. 

j Aus systematischen Gründen werden Art. 15 Abs. 6 (als Abs. 3) und 8 (soweit er sich auf Art. 12 
bezieht, als Abs. 4) in Art. 12 aufgenommen. Der geltende Abs. 2, der die Grundlagen der Agrarbehör-
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denorganisätion enthält, findet seinen Nächfolger in Art. 15. Abs. 6, was durch die (grundsätzliche) Zu- 
ordnung der Angelegenheiten der Bodenreform zur Landeskompetenz:gemäß Art. 15 Abs. 1 bedingt ist. 

Abs. 3 (Zuständigkeit des sachlich zuständigen Bundesministeriums in Angelegenheiten des Elek- 
trizitätswesen) entfällt ersatzlos. : u 

Zu Art. 1Z 3 und 5 (Art. 14 Abs. 2 zweiter Satz und Art. 14a Abs. 3 zweiter Satz B-VG): 

, Da Art. 15 Abs. 6 als Abs. 3 in Art. 12 übernommen wird, sind: die Zitierungen in Ärt. 14 Abs. 2 
zweiter Satz und Art. 14a Abs. 3 zweiter Satz anzupassen. j ' 

Zu Art. 124 (Art. 14a Abs. 2 B-VG): 

Nach Art. 14a Abs. 2 ist die Gesetzgebung und Vollziehung in bestimmten Angelegenheiten des 
land- und forstwirtschaftlichen Schul- und Erziehungswesens Bundessache in Gesetzgebung und Vollzie- 
hung. Diese Angelegenheiten sind aber von den Angelegenheiten des Schul- sowie Erziehungswesens, 
die gemäß Art. 102 Abs. 2 unmittelbar von.Bundesbehörden versehen werden können, sowie insbesonde- 
re gemäß Art, 81a Abs. 1 erster Satz vom Wirkungsbereich der .Schulbehörden des Bundes ausgenom- 
men. Es handelt sich daher.um Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung im Sinne des Art. 102 
Abs. 1. Wie bereits an anderer Stelle dieser Erläuterungen ausgeführt, bleibt die mittelbare Bundesverwal- 
tung in ihrer bisherigen Form nach dem vorliegenden Entwurf nicht bestehen. Da jedoch hinsichtlich der 
verfassungsrechtlichen Grundlagen des Schul- und Erziehungswesens keine Änderungen eintreten sollen, 
wird Art. 14a Abs. 2 ein Satz eingefügt, wonach für die Vollziehung in den Angelegenheiten des Art. 14a 
Abs. 2 diesbezüglich die bisherigen Bestimmungen weitergelten. 

Zu Art. 126 (Art. 15 und 15a B-VG): 

Zu Art. 15: 

Zu Art. 15 Abs. 1: 

Der erste Satz des Abs. | umschreibt, wie die geltende Bestimmung, die Generalkompetenz der Län- 
der für nicht der Gesetzgebung oder auch der Vollziehung des Bundes übertragene Angelegenheiten. 
Überdies ist eine — nicht erschöpfende — Aufzählung in die Landeskompetenz fallender Angelegenheiten 
vorgesehen. Bei den in dieser Aufzählung enthaltenen Kompetenztatbeständen lassen sich mehrere Typen 
unterscheiden: . 

— Angelegenheiten, die bisher in der Bundesverfassung überhaupt nicht erwähnt waren, aber — da 
sie nicht unter einen der Kompetenztatbestände der vorangehenden Artikel fielen - im Hinblick 
auf die Generalkompetenz des Art. 15 B-VG schon bisher als Landessache anzusehen waren; 

— Angelegenheiten, die von Bundeskompetenzen (etwa auf dem. Gebiet des Zivilrechtswesens, der 
Sicherheitspolizei, der Statistik, des Gesundheitswesens, des Volkswohnungswesens, des Stif- 
tungs- und Fondswesens; vgl. auch das Veranstaltungswesen im Sinne des Art. 15 Abs. 3) aus- 
drücklich ausgenommen sind und damit in die Generalkompetenz der Länder fallen, jedoch be- 
reits durch die Formulierung des Ausnahmetatbestandes konturiert sind; on 

— Materien, in denen den Ländern zwar die Gesetzgebungs- und Vollziehungszuständigkeit in be- 
deutendem Umfang zusteht, die aber doch teilweise in die Bundeskompetenz fallen; da in diesen 
Angelegenheiten grundsätzlich keine Ausdehnung der Landeskompetenzen beabsichtigt ist, wird 
jeweils ein Zusatz angebracht, der einen Vorbehalt zugunsten der in Betracht kommenden, Bun- 
deskompetenzen umschreibenden Bestimmungen ausdrückt; kein derartiger Vorbehalt wird be- 
züglich sondergesetzlicher Bundeskompetenzen, etwa im Verhältnis des Kompetenztatbestandes 

° „Landwirtschaft“ zu den entsprechenden Wirtschaftsienkungsgesetzen, angebracht, ohne daß je- 
doch an eine Einschränkung dieser Bundeskompetenzen gedacht wäre. nn 

— Angelegenheiten, die bisher in anderen Artikeln, vor allem in Art. 12 Abs. | (vgl. die Erläuterun- 
gen zu jenem Artikel) aufgezählt sind und nunmehr der Landeskompetenz gemäß Art. 15 Abs. I 
zugewiesen 'werden.sollen, und zwar: Assanierung (aus Art. 11 Abs. 1), Bevölkerungspolitik, so- 
weit sie nicht unter Art. 10 fällt, Volkspflegestätten, Kurwesen (mit anderer Formulierung), na- 
türliche Heilvorkommen, öffentliche Einrichtungen zur außergerichtlichen Vermittlung von Strei- 
tigkeiten [von der Übertragung dieses Kompetenztatbestandes in die ausschließliche Landeskom- 
petenz sind Einrichtungen, die dem „Strafrechtswesen“ (Art. 10 Abs. 1 Z 6) zuzuordnen sind (vgl. 
den außergerichtlichen Tatausgleich in’$ 7 des Jugendgerichtsgesetzes 1988), nicht betroffen], 
Bodenreform, Schutz der Pflanzen gegen Krankheiten und Schädlinge (nunmehr eingeschränkt; 
alle aus Art. 12 Abs. 1); we "
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— Angelegenheiten, die durch vereinzelte bundesverfassungsgesetzliche Vorschriften - die wegen 
der nunmehrigen Verankerung dieser Angelegenheiten in Art. 15 Abs. 1 aufzuheben sein werden 
(vgl. die Art. 2 und 13 der vorliegenden Novelle) — ausdrücklich als („positive“) Landeskompe- 
tenzen festgesetzt werden [Maßnahmen zum Schutz gegen die unbefugte Führung der von Län- 
dern und Gemeinden geschaffenen öffentlichen Wappen, Siegel, Titel und Ehrenzeichen gemäß 
Art. VII der Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1974, BGBl. Nr. 444; Verfolgung von Ehren- 
‚kränkungen gemäß demselben Novellenartikel; Privatzimmervermietung sowie Angelegenheiten 
des Berg- und Schiführerwesens gemäß Art. II der vorgenannten Novelle; gewerbliche Angele- 
genheiten der Beförderung von Personen mit Fahrzeugen, die durch die Kraft von Tieren bewegt 
werden („Fiakerwesen“) gemäß $ 1 Abs. 3 des Gelegenheitsverkehrs-Gesetzes: gewinngerichtete 
Tätigkeiten in ‘Verbindung mit Sammlungen gemäß Art. IV der Bundes-Verfassungsgesetz- 
Novelle 1988]. 

Zu Art. 15 Abs. 2: 
Der erste Satz des Abs. 2 übernimmt den Regelungsinhalt des geltenden Art. 15 Abs. 9. Der zweite 

Satz erweitert den Regelungsspielraum des Landesgesetzgebers, sodaß nicht nur — zur Regelung des Ge- 
genstandes — erforderliche, sondern ebenso auch zweckmäßige zivilrechtliche (nicht auch strafrechtliche) 
Bestimmungen zulässig sind, dies freilich nur soweit hiezu eine bundesgesetzliche Ermächtigung besteht 
oder die Bundesregierung zugestimmt hat. 

Art. 15 Abs. 3 ist unverändert. 
\ 

Zu Art. 15 Abs. 4: 

Der erste Satz stellt nicht wie die geltende Regelung (in unklarer Weise) auf territoriale Bescheid- 
wirkungen, sondern auf die vom Bundesgesetzgeber zu regelnde örtliche Zuständigkeit ab. 

‚ Ohne eine derartige Regelung könnte allenfalls bezweifelt werden, ob zB für einen die Landesgrenze 
überschreitenden Gefahrguttransport (eine Angelegenheit des — künftig unter Art. 11.fallenden — Kraft- 
fahrwesens) die Genehmigung durch bloß eine (bundesgesetzlich zu bestimimende) der örtlich in Betracht 
kommenden Landesregierungen zulässig wäre. 

Im übrigen wird der Inhalt des geltenden Art. 15 Abs. 7 überngmmenen, wobei die Zitierung im er- 
sten Satz — im Hinblick auf die „Teilung“ des Art. 11- um den neuen Art. 11a erweitert wird. 

Zu Art. 15 Abs. 5: 

Der geltende Art. 15 Abs. 5 sieht — verkürzt ausgedrückt - eine Vollziehung der die Bausachen bun- 
deseigener Gebäude betreffenden Landesgesetze durch den Landeshauptmann in mittelbarer Bündesver- 
waltung vor. Infolge der Aufgabe der mittelbaren Bundesverwaltung in ihrer bisherigen Ausprägung war 
eine inhaltlich entsprechende Regelung zu finden; demnach soll dem Bund künftig ein Weisungsrecht 
gegenüber der Landesregierung — bzw. im Falle der Verwirklichung des Ressortprinzips gegenüber dem 

- zuständigen Mitglied der Landesregierung — zukommen. 

Zu Art. 15 Abs. 6: 

Die Angelegenheiten der Bodenreform werden aus Art. 12 Abs. 1 in Art. 15 Abs. 1 überführt. Die 
bundesverfassungsgesetzliche Einrichtung eines Obersten Agrarsenates soll jedoch erhalten bleiben, 
während für.die Entscheidung in der Landesinstanz keine gesonderten bundesverfassungsgesetzlichen 
Vorgaben normiert werden. 

Zu Art. 15 Abs. 7: 

Abs. 7 übernimmt die Regelung des geltenden Abs. 10. 

Zu Art. 15 Abs. $: 

Abs. 8 übernimmt die Regelungen des $ 8 Abs. 5 lit. d erster Satz erster Halbsatz und zweiter ‚Satz 
erster Satzteil.des Übergangsgesetzes 1920 (vgl. auch die Erläuterungen zu Art. 3 der Novelle). 

Von den bisherigen Bestimmungen des Art. 15 wird Abs. 2 (Bundesaufsicht in Angelegenheiten 
der örtlichen Sicherheitspolizei) nicht aufrechterhalten; für Abs. 4 wird eine Nachfolgeregelung in Art. 11 
Abs. 6 letzter Satz, für Abs. 6 in Art. 12 Abs. 3, für Abs. 8 in Art. 12 Abs. 4 sowie Art. 102 und 103 ge- 
troffen.
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Zu Art.15a: ° 

Art. 15a ist in dem Sinne neu gestaltet, daß Vereinbarungen im :Sinne dieses Artikels - so: wie 
Staatsverträge — unmittelbar anwendbar sein können; die zusätzliche Erlassung von Gesetzen oder Ver- 
ordnungen wird dadurch im Regelfall entbehrlich werden. Da solche Vereinbarungen auch Angelegenhei- 
ten des Bundesverfassungsrechts zum Gegenstand haben können, wird auf diese Weise insbesondere auch 
die — präzisierende — Festlegung der Grenzen zwischen einzelnen Zuständigkeiten des Bundes und der 
Länder ermöglicht. 

Da beabsichtigt ist, auch unmittelbar anwendbare Vereinbarungen nach Art. 15a B-VG zuzulassen, 
wird im:Abs. 2 in einer Weise, die vergleichbar mit jener bei völkerrechtlichen Verträgen ist, angeordnet, 
daß bei gesetzändernden oder gesetzesergänzenden Vereinbarungen zwischen dem Bund und den Län- 
dern die Genehmigung des Nationalrates einzuholen ist und die Vereinbarung kundzumachen ist. Sofern 
es sich um Vereinbarungen handelt, die nicht der Genehmigung des Nationalrates bedürfen, soll es der 
Bundesregierung überlassen.bleiben, die Erfüllung der Vereinbarung Verordnungen vorzubehalten. 

Abs. 3 trifft für den Abschluß von Vereinbarungen auf Seiten des Landes eine Regelung, die der in 
Abs. 2 für die Bundesseite vorgesehenen analog is. 

Abs. 4 übernimmt in seinem ersten Satz und im zweiten Teil seines letzten Satzes den bisherigen 
Abs. 2. Weiters wird ausdrücklich der (an sich selbstverständliche) Grundsatz normiert, daß die. bundes- 
verfassungsgesetzlichen Bestimmungen, die für die Erlassung von Gesetzen oder Verordnun gen der Län- 
der besondere. Erfordernisse festlegen, auch für unmittelbar anwendbare Vereinbarungen nach Art. 15a 
gelten; dabei ist etwa an das Zustimmungsrecht der Bundesregierung nach Art. 15 Abs. 7 oder Art. 97 
Abs. 2 zu denken. In demselben Sinne ist vorgesehen, daß gesetzändernde oder gesetzesergänzende Ver- 
einbarungen, die unmittelbar anwendbar sein sollen, dem Einspruchsverfahren nach Art. 98 unterliegen. 
Das ist eine notwendige Folge der Einführung gesetzändernder oder gesetzesergänzender Vereinbarun- 
gen, die unmittelbar anwendbar sind. Bisher mußten die die Vereinbarung erfüllenden Gesetze das Ein- 
spruchsverfahren nach Art. 98 durchlaufen; da nun än deren Stelle aber die unmittelbar anwendbaren 
Vereinbärungen treten, muß sich das Einspruchsverfahren auf die Vereinbarung selbst beziehen. _ 

Eine Neuerung: bringt auch Abs. 5, der es den Ländern ermöglicht, durch Vereinbarungen unterein- 
ander gemeinsame Einrichtungen nichtbehördlichen Charakters zu schaffen. . j 

Im übrigen wurden die bisherigen Regelungen des Art. 15a übernommen. 

x Zu Art.127 (Art. 16 Abs. 2a B-VG): 

Der neu eingefügte Abs. 2a trifft für die Behandlung der Länder-Staatsverträge im Land eine Rege- 
lung, die der für Staatsverträge nach Art. 50 und für Vereinbarungen nach Art, 15a gleicht. 

Zu Art. 178 (Art. 16. Abs. 5 B-VG): 
Die Neufassung des letzten Satzes des Art. 16 Abs. 5 hängt mit der Auflassung’der unmittelbaren 

Bundesverwaltung zusammen, Bisher sah der Art. 16 Abs. 5 ein Überwachungsrecht des Bundes bei der 
Durchführung völkerrechtlicher Verträge durch die Länder vor, wobei dem Bund die gleichen Rechte 
zustanden wie bei den Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung. Da nun die mittelbare Bun- 
desverwaltung aufgelassen wird, werden dem Bund durch diese Bestimmung die in Art. 102 und 103 
festgesetzten Rechte eingeräumt, die ihm auch in den Angelegenheiten des Art. 11 im Rahmen der Voll- 
ziehung zustehen. j “ 

» 
Zu Art. 129 (18 Abs. 5 B-VG): 

Die Änderung dieser Bestimmung wird einerseits dadurch erforderlich, daß in Art. 10 Abs. 1Z1] neue Tatbestände aufgenommen wurden. Da: dies auf den Regelungsinhalt des Art. 18 keinen Einfluß 
haben soll, werden die bisher in Art. 10 Abs. 1Z 11 aufgezählten Angelegenheiten anstelle einer Verwei- 
sung im Text des Art. 18 Abs. 5 selbst angeführt. Eine inhaltliche Änderung ist damit nicht verbunden. 
Zum anderen entfällt die Bezugnahme auf eine finanzielle Belastung der Bezirke (vgl. hiezu die Erläute- tungen zur vorgesehenen Aufhebung des Art. 120). 

Zu Art. 1Z 10 (Art. 19 Abs. 2 B-VG): 

‘Die Länder haben. den Wunsch geäußert, die Unvereinbarkeiten bei Organen des Landes und der Gemeinden selbständig regeln zu können. Die Regelung der Zulässigkeit der Betätigung in der Privat- wirtschaft steht dem Bund hinsichtlich der Bundesorgane und der Mitglieder der Landesregierung aus-
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drücklich zu, umfaßt aber auch „sonstige öffentliche Funktionäre“. Das derzeitige Unvereinbarkeitsgesetz 
bezieht sich neben den.im Art. 19 Abs. 1 B-VG bezeichneten Organen der Vollziehung auch auf die Bür- 
germeister, ihre Stellvertreter und die Mitglieder des Stadtsenates in den Städten mit eigenem Statut sowie 
auf die Mitglieder des Nationalrates, des Bundesrates und der Landtage. Es ist nun :wenig zweckmäßi FE 
die Unvereinbarkeitsbestimmungen für die Organe der Länder und Gemeinden unterschiedlich zu gestal- 
ten. Der einheitliche Standard der Unvereinbarkeit, wie er derzeit im Unvereinbarkeitsgesetz enthalten ist, 

. soll daher als solcher erhalten bleiben. Um den Ländern entgegenzukommen, soll aber Art. 19 Abs. 2 
B-VG in der Weise ergänzt werden, daß landesgesetzliche Regelung zulässig sind, die’über die im Un- 
vereinbarkeitsgesetz festgelegten Beschränkungen hinausgehen. Wenn daher ‘die Länder zusätzliche Be- 
schränkungen der Tätigkeit in der Privatwirtschaft für erforderlich halten, wird es ihnen ermöglicht, der- 
artige Regelungen zu treffen. 

Zu Art.12 11 (Art. 20 Abs. 4 B-VG): 

Derzeit ist vorgesehen, daß die nähere Regelung des Auskunftsrechtes hinsichtlich. der Organe der 
Länder und Gemeinden sowie der durch die Landesgesetzgebung zu regelnden Selbstverwaltung in die . 
Grundsatzgesetzgebung des Bundes fällt. Diese Grundsatzgesetzgebung des Bundes ist nicht erforderlich 
und soll deshalb beseitigt und die nähere Regelung der. Auskunftspflicht der uneingeschränkten Gesetz- 
gebung und Vollziehung der Länder übertragen werden. — 

Zu Art.1Z 12 (Art. 21 B-VG): 

Eine wesentliche Änderung wird in Abs.2 vorgenommen. Die bestehenden Beschränkungen der 
Länder hinsichtlich der Regelungen des Dienstvertragsrechtes, die derzeit im Art. 21 Abs. 2 B-VG vorge- 
sehen sind, werden beseitigt. 

Dies bedingt eine Ergänzung des Abs. 1: Zur Entscheidung von Streitigkeiten aus vertraglichen 
Dienstverhältnissen sollen die Gerichte zuständig sein. Diese Bestimmung wurde deshalb als erforderlich 
erachtet, weil es einerseits naheliegt, Streitigkeiten, die sich aus zivilrechtlichen Rechtsverhältnissen sich 
ergeben, der Entscheidung der Gerichte zu unterstellen, andererseits soll aber die Verfassungswidrigkeit 
einer derartigen landesgesetzlichen Regelung, die damit begründet werden könnte, daß die Länder prak- 
tisch einen gesamten Vollziehungsbereich den Gerichten übertragen, durch eine derartige Ermächtigung 
ausgeschlossen werden. 

Hingegen soll das bisher in Abs. 1 enthaltene Homogenitätsgebot, demzufolge das Dienstrecht der 
Länder vom Dienstrecht des Bundes nicht in einem Ausmaß abweichen darf, daß der gemäß Abs. 4 vor- 
gesehene Wechsel des Dienstes wesentlich behindert wird, entfallen. 

Abs. 3 übernimmt im wesentlichen die geltende Bestimmung; hiezu ist festzustellen, daß diese Neu- 
erlassung Ausnahmeregelungen. (Art. 30 Abs. 3, Art. 148h Abs. 2) nicht berührt. Ausnahmen von dem 
Grundsatz, daß die Diensthoheit über die Bediensteten des Bundes von den obersten Organen (der Ver- 
waltung) des Bundes ausgeübt wird, sind nicht nur in Art. 21 Abs. 3 (zugunsten des Präsidenten ‚des 
Rechnungshofes), sondern auch in Art. 30 Abs. 3 (zugunsten des Präsidenten des Nationalrates) und in 
Art. 148h Abs. 2 (zugunsten des Vorsitzenden der Volksanwaltschaft) normiert. Neu ist die vorgeschla- 
gene Ergänzung des Abs. 3, wonach es der Landesverfassung ermöglicht werden soll, gleichartige Aus- 
nahmen hinsichtlich der Bediensteten des Landes vorzusehen. 

In Abs. 4 wurde der Satz, daß der Dienstwechsel im Einvernehmen der zur. Ausübung der Dienstho- 
heit berufenen Stellen zu vollziehen ist, gestrichen. Die praktische Anwendung dieses Satzes hat nämlich 
zu Schwierigkeiten geführt: Es wurde die Auffassung vertreten, daß für einen Dienstwechsel auch die 
Zustimmung jenes Rechtsträgers erforderlich sei, aus.dessen Diensten sich eine Person begeben will. Da 
dieser Satz zu derartigen Mißverständnissen Anlaß gibt und außerdem ohne praktische Bedeutung ist, soll 
er gestrichen werden. 

Der bisherige Abs. 5, der die Bundesgesetzgebung ermächtigt, Amtstitel für die Organe des Bundes, 
der Länder, der Gemeinden und Gemeindeverbände einheitlich festzusetzen, soll gestrichen werden. Die- 
se Bestimmung hat sich als „totes Recht“ erwiesen und erscheint daher überflüssig. 

Zu Art. 12.13 (Art. 23 Abs. 1 B-VG): 
Die Erwähnung der Bezirke in dieser Bestimmung ist überholt, weil es in Österreich keine Bezirke 

gibt, die Rechtsträger wären. Daher soll dieses Wort gestrichen werden.
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Zu Art. 1214 (Art.44 Abs. 2B-VG): . 

In einem Bundesstaat ist die Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern von entscheidender. 
Bedeutung. Um dieser Bedeutung Rechnung zu tragen und künftighin zu. vermeiden, daß in Bundesver- 
fassungsgesetzen oder Verfassungsbestimmungen außerhalb des Bundes-Verfassungsgesetzes Regelun- . 
gen über die Kompetenzverteilung vorgenommen werden, sieht der neu eingefügte Abs. 2 vor, daß Ände- 
rungen der Kompetenzverteilung nur durch eine ausdrückliche Änderung der einschlägigen Bestimmun- 
gen des Bundes-Verfassungsgesetzes selbst, erfolgen dürfen. - 

Auf den neu’ vorgesehenen Art. 149a sei hingewiesen. , 

Zu Art. 1 15 (Art. 78a Abs. 1 und 2 B-VG): / 
Im Hinblick auf die im Jahre 1991 (BGBl. Nr. 565) erfolgte Verankerung der Sicherheitsbehörden in 

der Bundesverfassung soll nunmehr für den Bereich der Sicherheitsverwaltung eine Bestandsgarantie 
ihrer Zuständigkeit auf Verfassungsebene festgelegt werden. Diese besteht darin, daß die Sicherheitsver- 
waltung entsprechend den maßgeblichen Kompetenztatbeständen des Art. 10 Abs. 1 Z 3, 6 und 7 definiert 
und den Sicherheitsbehörden zur Vollziehung zugewiesen wird. Damit wird ein Sonderregime für diesen 
Bereich geschaffen, das eine Betreuung anderer Bundes- oder Landesbehörden mit der Vollziehung aus- 
schließt. “ : 

Zu Art. 1Z 16 (Art. 78c Abs. 2 B-VG): 

Für die Schaffung von — neuen — Bundespolizeidirektionen und die Festsetzung ihres örtlichen Wir- 
kungsbereiches wird ein Zustimmungsrecht der beteiligten Länder eingeführt. 

Zu Art. 12 17 (Art. 78d Abs. 3 B-V6): 
Aus systematischen Gründen wird die Regelung des derzeitigen Art. 102 Abs. 6 in den Art. 78d 

übernommen. 

Zu Art. 1218 (Art..83 Abs. 1 B-VG): 

Mit dieser Bestimmung wird die Regelung des $ 8 Abs. 5 lit. d iVm Abs. 8 ÜG 1920 über die Bil- 
dung der Sprengel der Bezirksgerichte in das B-VG selbst eingebaut. 

Zu Art. 1 Z 19 und 20 (Art. 89 Abs. 1 und 4 B-VG): 

Da Vereinbarungen gemäß Art. 15a B-VG (wie oben zu diesem Artikel ausgeführt) künftig unmit- 
telbar anwendbar sein können sollen, sind analoge Regelungen hinsichtlich der Normenkontrolle ‚erfor- 
derlich, wie sie für Gesetze, Verordnungen und Staätsverträge bereits bestehen. 

Zu Art. 1Z 21 (Art. 95 Abs. 1 B-VG): , 

Dem Wunsche der Länder entsprechend, sollen die derzeit bestehenden Einrichtungen der unmittel- 
baren Demokratie auf Landesebene verfassungsrechtlich abgesichert werden. In diesem Zusammenhang 
ist jedoch darauf hinzuweisen, daß es nicht das Ziel dieser Regelung ist, ein Abgehen von dem bisher 
sowohl auf der Ebene des Bundes als. auch auf der Ebene der Länder vorgesehenen Grundsatz der reprä- 
sentativen, nämlich parlamentarischen Demokratie abzugehen, und etwa eine nach dem Prinzip der unmit- 
telbaren Demokratie organisierte staatliche Ordnung zu ermöglichen. 

Zu Art. 1 22 (Art. 97 Abs. 2 B-VG): 
In dieser Bestimmung wird die Mitwirkung von Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes bei der Vollziehung von Landesgesetzen neu geregelt. Es wird zwar das Prinzip aufrechterhalten, daß die Mit- wirkung von Bundesorganen bei der Vollziehung von Landesgesetzen nach wie vor der Zustimmung der Bundesregierung bedarf. Für die Mitwirkung der Organe des Sicherheitsdienstes gilt dies nicht, soweit diese Organe nur bei Vorbeugungsmaßnahmen gegen Verwaltungsübertretungen, deren Verfolgung oder 

. der Anwendung gesetzlich vorgesehenen körperlichen Zwanges herangezogen werden, darüber bereits ein Einvernehmen mit dem Bundesminister für Inneres hergestellt worden ist. 

Zu Art. 17.23 (Art. 97 Abs. 4 B-VG): 

In dieser Bestimmung wird, wie in Art. 18 Abs. 5, die Bezugnahme auf eine finanzielle Belastung 
der Bezirke gestrichen. u i "
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Zu Art. 12 24 (Art. 98 Abs. 2 B-VG): 

Von der bestehenden Regelung unterscheidet sich die Neufässung des Art. 98 Abs. 2 dadurch, daß in 
Fällen, in denen Gesetzesbeschlüsse der Länder Angelegenheiten zum Gegenstand haben, die jenen des 
Art. 42 Abs.5 B-VG entsprechen, nicht dem Einspruchsrecht des Bundes unterliegen sollen. Es wird 
damit ein Gleichklang des Einspruchsrechtes des Bundes mit jenem des Bundesrates hergestellt, der bei 
Bundesgesetzen im Sinne des Art. 42 Abs. 5 ebenfalls kein Einspruchsrecht hat. 

Aus der neu eingefügten Ausnahme kann nicht gefolgert werden, daß entsprechende Rechtsakte tat- 
sächlich in Gesetzesform getroffen werden müssen. 

Zu Art. 1.225 (Art. 99 Abs. 1 B-VG): 

Derzeit ist im Art. 99 Abs. 1 vorgesehen, daß durch das Landesverfassungsgesetz die Bundesverfas- 
sung „nicht berührt“ werden darf. Diese Formulierung hat in der Vergangenheit immer wieder zu Ausle- 
gungsschwierigkeiten geführt. Um den Handlungsspielraum des Landesverfassungsgesetzgebers deutli- 
‚cher zu umschreiben, soll daher klargestellt werden, daß die Landesverfassung der Bundesverfassung 
‚nicht widersprechen darf. 

Zu Art.1226 (Art. 101 Abs. 5 und 6 B-VG): 

In Abs. 5 wird eine Regelung über die Geschäftsordnung der Landesregierung vorgesehen. Darin wird die Organisierung der Angelegenheiten der obersten Landesverwaltung nach dem Kollegial- oder 
nach dem Ressortprinzip bundesverfassungsgesetzlich zur Disposition des Landesverfassungsgesetzge- 
bers bzw. — darauf gestützt — der Landesregierung bei Erlassung ihrer Geschäftsordnung gestellt. Ferner 
ist danach die Geschäftsordnung der Bundesregierung zur Kenntnis zu bringen. 

Die Regelung des Abs. 6 ist aus systematischen Gründen aus Art. 105 Abs. 2 und 3 übernommen. 

Zu Art. 1227 (Art. 102 bis 107 B-VG): 

Zu Art. 102: 

Die Verwirklichung des vorliegenden Entwurfes bedeutet, daß der Großteil jener Angelegenheiten, 
die bisher in mittelbarer Bundesverwaltung zu führen waren, nunmehr in die selbständige Vollziehung 
der Länder fallen. Ein Großteil dieser Angelegenheiten verbleibt zwar in der Gesetzgebung weiterhin 
beim Bund, die Vollziehung dieser Bundesgesetze erfolgt jedoch autonom durch die Länder. Der Bund 
wird daher einer solchen Regelung vor allem im Hinblick auf seine Aufgaben auf dem Gebiet der Gesetz- 
gebung ein besonderes Interesse daran haben, Informationen über die Art und Weise des-Vollzuges der 
Bundesgesetze zu erhalten. Diesem Zweck dient das im Art. 102. vorgesehene Informationsrecht. Die 
Regelung ist aus dem geltenden Art. 11 Abs. 9, wonach dieses Informationsrecht allerdings auf bestimmte 
Angelegenheiten beschränkt ist, übernommen. 

Die Wortwalil „Angelegenheiten, in denen die Gesetzgebung Bundessache, die Vollziehung Landes- 
sache ist“ im einleitenden Satzteil dieses Artikels knüpft an den Wortlaut des einleitenden Satzteils des 
Art. 11 Abs. 1 B-VG an. Einer gleichartigen Regelung für den in Art. 10 Abs. 3 geregelten Bereich be- darf es im Hinblick auf das dort festgesetzte Weisungsrecht des Bundes nicht. j 

Das Informationsrecht des Bundes ist zweigeteilt geregelt: Es besteht einerseits darin, daß Bundes- organe selbst in die Akten der Landesbehörden Einsicht nehmen können, und auf der anderen Seite in einem Auskunftsrecht des Bundes gegenüber den Ländern. Im ersteren Fall haben die Länder die Tätig- 
keit des Bundes nur zu-dulden, im letzteren Fall aber positiv tätig zu werden. Das Informationsrecht in der 
Form einer Berichtspflicht der Länder ist in den Z2 bis 4 geregelt. In der Z2 ist vorgesehen, daß der Bund die Übermittlung von Berichten über die Praxis der Vollziehung von Bundesgesetzen verlangen kann, worunter allgemeine Berichte zu verstehen sind. Von besonderer Bedeutung ist die Kenntnis:der Vollzugspraxis dann, wenn neue Gesetze und Verordnungen des Bundes vorbereitet werden. Diesen Fall hat die Z 3 im Auge. Schließlich regelt die Z 4 jenen Fall, in dem der Bund zu prüfen hat, ob er nicht von Einrichtungen Gebrauch machen soll, die ihm nach wie vor einen gewissen Einfluß auf die - grundsätz- 
lich autonome — Landesvollziehung gewährleisten. Es ist selbstverständlich, daß auf Bundesseite diese Frage nur entschieden werden kann, wenn die entsprechenden Informationen vorliegen. Deshalb werden die Länder unter dieser Voraussetzung verpflichtet, Auskünfte zu erteilen und die Vorlage von Akten vorzunehmen. Allerdings bezieht sich diese Regelung nur auf „bestimmte Fälle“, dh. der Bund wird ein 
Verlangen im Sinne der Z 4 nur dann stellen können, wenn er Grund zur Annahme hat, daß in bestimmten Fällen das Einschreiten des Bundes erforderlich sein könnte.
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Zu Art. 103: 

Wie auch in anderen Bundesstaaten wird es für erforderlich erachtet, daß unter bestimmten Voraus- 
setzungen der Bund in die — grundsätzlich — selbständige Vollziehung der Bundesgesetze durch die Län- 
der eingreifen kann. Die Voraussetzungen für derartige Eingriffe sind die Erforderlichkeit zur Beseiti- 
gung von das Leben oder die Gesundheit‘ von Menschen gefährdenden Mißständen, zur Abwehr eines 
offenkundigen, nicht wieder gutzumachenden Schadens für die Allgemeinheit — diese Formulierungen 
sind aus Art. 18 Abs. 3 B-VG bzw. aus $ 68 Abs. 3 AVG übernommen — und schließlich die Vermeidung 
eines schwerwiegenden finanziellen Schadens für den Bund. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß es dem Bund nach wie vor vorbehalten bleibt, 
im Wege von Empfehlungen auf die Einheitlichkeit des Vollzuges der Bundesgesetze hinzuwirken. 

Die erforderliche Einflußnahme auf die Vollziehung der Bundesgesetze durch die Länder soll durch 
drei Instrumente sichergestellt werden: i 

1: durch den Kompetenzübergang auf den Bund (Art. 103), 
2. durch die Möglichkeit der Säumnisbeschwerde (Art. 132 Abs. au und 
3. durch die Amtsbeschwerde (Art. 131 Abs. 1Z2). 

Art. 103 sieht vor, daß dann, wenn ein Land bei einem von Amts wegen zu setzenden Vollziehungs- 
akt säumig wird, unter der schon genannten Voraussetzung es zunächst aufzufordern ist, den erforderli- 
chen Akt zu setzen. Geschieht dies nicht fristgerecht, kann der Bundesminister sich für. zuständig erklären 
und anstelle des Landes den Vollziehungsakt setzen. Es handelt sich dabei um eine Form der Ersatzvor- 
nahme; hiefür können auch Landesorgane herangezogen werden. Der Kompetenzübergang erfolgt . in 
solchen Fällen nur für den Vollziehungsakt, den zu setzen das Land säumig geworden ist, und nür in dem 
Umfang, in dem der Bundesminister die’ Kompetenz an sich gezogen hat. Er hindert das an sich zuständi- 
ge Organ des Landes, seine Zuständigkeit durch die bislang verabsäumte Setzung des erforderlichen. Ak- 
tes auszuüben. Hat der Bundesminister den Akt gesetzt, so,sind seine Befugnisse dem Art. 103 erschöpft. 
Er ist nicht befugt, in derselben Angelegenheit weitere Vollziehungsakte zu setzen, es sei denn, das Land 
würde neuerlich säumig. 

.. Die Kosten des auf diese Weise gesetzten Vollziehungsakte hat das Land zu tragen. Allerdings nur 
dann, wenn der Bundesminister seine Zuständigkeit „zu Recht in Anspruch genommen“ hat. Diese Rege- 
lung ermöglicht zugleich eine Art der Rechtmäßigkeitskontrolle: Zwar soll auch in jenen Fällen, in denen 
ein Land bestreitet, daß die Voraussetzung für einen Kompetenzübergang vorliegen, der Kompetenzüber- 
gang, so die formalen Voraussetzungen eingehalten werden (Aufforderungserklärung), erfolgen. In einem 
solchen Fall könnte das Land aber über die Rechtmäßigkeit der: Vorgangsweise — jedenfalls implizit — 
eine Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes herbeiführen, indem die Kosten nicht bezahlt werden. 
Klagt der Bund die Kosten nach Art. 137 B-VG ein, so kommt'’der Verfassungsgerichtshof in die Lage, 
die Rechtmäßigkeit des Kompetenzübergangs zu prüfen, denn das ist Voraussetzung dafür, daß das Land 
die Kosten zu tragen hat. . 

Zu Art. 104: 

Diese Bestimmung wird gegenüber der geltenden Rechtslage i in zweifacher Hinsicht ergänzt: 
l. Die Übertragung der Verwaltung von Bundesvermögen an die Länder wird künftig nur mehr mit 

deren Zustimmung zulässig sein. Dadurch soll es den Ländern ermöglicht werden, zu beurteilen, 
ob sie die Aufgabe, inbesondere im Hinblick auf die damit verbundenen Kosten, übernehmen 

2. Ist die Verwaltung von Bundesvermögen einmal.übertragen worden, so: ist der Widerruf der 
Übertragung an eine Frist von einem Jahr gebunden. Dadurch, daß ein Widerruf erst nach Ablauf 
eines- Jahres wirksam wird, soll den Ländern Gelegenheit gegeben werden, insbesondere durch 
entsprechende organisatorische Maßnahmen auftretende Übergangsprobleme vor allem. hinsicht- 
lich des betroffenen Personals zu meistern. Keine derartige Frist ist jedoch für den Fall vorgese- 
hen, daß bei einem Fortbestand der Übertragung die ordnungsgemäße Verwaltung des Bundes- 
vermögens nicht gewährleistet wäre. . 

Die dargelegte Regelung soll allerdings nicht im landwirtschaftlichen Förderungswesen und bei der 
Verfügung über bundeseigene Gebäude und Liegenschaften gelten. Es handelt sich dabei um Bereiche, in 
denen vielfach schnelles Handeln 'erforderlich ist, sodaß die. Bindung des Widerrufs an eine Frist nicht 
sachgerecht wäre. Bei der Verfügung über bundeseigene Gebäude und Liegenschaften ist an die Übertra- 
gung solcher Liegenschaften an die Bundesimmobiliengesellschaft gedacht. 

Soweit derzeit die Verwaltung von Bundesvermögen bereits übertragen ist, bedarf der Fortbestand 
der Übertragung | keiner Zustimmung der Länder (vgl. den vorgeschlagenen Art. 150 Abs. 228 B-VG).
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(zum ganzen Jabloner, Die Verwaltungsgerichtsbarkeit im Licht des Europarechts, RZ 

1997, 258 f). 

‘Ferner war die Reform der Verwaltungsgerichtsbarkeit, genauer die Einführung 

Verwaltungsgerichte erster Instanz, stets mit der Forderung nach einer Landesverwal- 

tungsgerichtsbarkeit verbunden. (früh bereits zB Hinterauer, Die österreichische’ Ver- 

waltungsgerichtsbarkeit i im Blickfeld des Föderalismus, Montfort 1979, 67 [78), die 

im Zuge der Einführung des Verwaltungssenate noch nachdrücklicher vertreten wurde 

(insbesondere von Pernthaler/Rath-Kathrein, Die Einführung von Landesverwaltungs- 

gerichten — eine Alternative zu den UVS in den Ländern, JBl 1989, 609; sowie von 

Pichler, Einführung einer Landesverwaltungsgerichtsbarkeit.[1994] mit einer Zusam- 

menfassung des Diskussionsstandes). Diese Forderung erscheint im Gefolge des Bei- 

tritts zur Europäischen Union und den dadurch bewirkten Kompetenzverschiebungen 

heute legitimer denn je. Die bald zehnjährige Erfahrung mit den unabhängigen Verwal- 

tungssenaten in den Ländern hat gezeigt, daß effektiver Rechtsschutz durch Einrich- 

tungen der Länder in einwandfreier Weise gewährt werden kann. 

Schließlich bildet die Situation des Verwaltungsgerichtshofes selbst einen unab- 

weislichen Grund für die Neugestaltung der V’erwaltungsgerichtsbarkeit. Der Gerichts- 

hof ist seit Jahren, ungeachtet der Einführung der Verwaltungssenate (zunächst in den 

Ländern, dann auch auf Bundesebene für Asylsachen) in einem noch nie dagewesenen - 

Ausmaß überlastet. Auch die Einführung einer Ablehnungsmöglichkeit im Jahr 1988 

vermochte daran nichts zu ändern, und es ist wenig wahrscheinlich, daß die Auswei- 

tung des Ablehnungstatbestandes im Jahr 1997 zu einer wesentlichen Entspannung der 

Situation beitragen wird. Trotz der personellen Erweiterung auf 62 Mitglieder kann der 

Verwaltungsgerichtshof in seinen Erledigungen mit dem Neuanfall an Beschwerden 

‚nicht Schritt halten. Die Zahl der am Jahresende anhängigen Beschwerdesachen hat 

sich in nur drei Jahren um das Zweieinhalbfache von 6442 im Jahr 1994 auf 16323 

zum Ende des Jahres 1997 erhöht, obwohl die Zahl der Erledigungen in den vergangen 

Jahren von rund 4000 bis 5000 jährlich (bis zum Jahr 1991) auf.rund 8000 in den ver- 

gangenen Jahren angestiegen ist. Die durchschnittliche Erledigungsdauer der mit Sa- 

chentscheidung erledigten Bescheidbeschwerden stieg in nur zwei Jahren von rund 11 

Monaten (Durchschnittswert bis zum Jahr 1995) auf 14 Monate an und wird voraus- 

sichtlich weiter steigen (Tätigkeitsbericht des Verwaltungsgerichtshofes vom 2. April 

1998, Z1. 2710/1-Präs/1998, Seiten 7 und 9). Abgesehen davon, daß diese Entwicklung 

die Funktion des Verwaltungsgerichtshofes i in Frage stellt und Probleme mit der Ge-
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währung einstweiligen Rechtsschutzes mit sich bringt, verschärft sich der Konflikt mit 

dem Gebot der angemessenen Verfahrensdauer i in Art. 6EMRK. . 

Mit dem vorliegenden Entwurf sollen die verfassungsrechtlichen Grundlagen und 

der Rahmen für eine Lösung dieser Probleme geschaffen werden. Er knüpft an die 

Diskussion der letzten Jahre und die bisher erstatteten Regelungsvorschläge an (vgl 

. neben den in-der Literatur vorgeschlagenen Entwürfen den Entwurf. des Bundeskanz- 

leramts-Verfassungsdienst vom 9. Dezember 1994 sowie den Initiativantrag der Abge- 

ordneten Kostelka, Khol und Kollegen vom 23. Juni 1995, IA Nr. 3ü6/A.. AR. GP- 

NR). I 

Der Entwurf sieht die Neufassung des Abschnitts A. des 6. Hauptstücks des B- ' 

VG vor, in den ein neues Modell einer Verwaltungsgerichtsbarkeit. eingefügt werden Y 

soll. Dieses Modell beruht auf folgenden Grundgedanken: 

- Die Verwaltungsgerichtsbarkeit ist grundsätzlich zweigliedrig gestaltet. Die Auf- 

gaben der unabhängigen Verwaltungssenate werden von den Verwaltungsgerich- 

ten übernommen. 

Die Verwaltungsgerichtsbarkeit erster Instanz soll möglichst einheitlich gestaltet 

sein, wird jedoch von verschiedenen Verwaltungsgerichten besorgt. Allgemein 

zuständiges Verwaltungsgericht erster: Instanz soll das Landesverwaltungsgericht — nn 

sein. Für bestimmte Materien soll ein Verwaltungsgericht des Bundes zuständig 

sein. | 
| | 

) 

Für alle Verwaltungsgerichte erster Instanz soll durch h Bundesgesetz ein einheitli- ) 

ches Verfahrensrecht geschaffen werden. 

- Der Verwaltungsgerichtshof soll künftighin grundsätzlich auf die Rolle eines Re- 

visionsgerichtes beschränkt sein. 

Die Institution der Kollegialbehörden mit ichterlichemn Einschlag, die sich in zahl- 

reichen Rechtsgebieten bewährt hat, soll beibehalten werden. Ihre Entscheidungen 

sollen nicht notwendig der Kontrolle der Verwaltungsgerichte oder des Verwal- 

tungs gerichtshofes unterliegen. 

Das Verhältnis zwischen dem Verfassungsgerichtshof und dem Verwaltungsge- 

richtshof soll durch den vorliegenden Entwurf nicht verändert werden. Gegen Ent-
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scheidungen :der Verwaltungsgerichte erster Instanz soll. grundsätzlich die Be- 

schwerde an beide Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts erhoben werden können. 

, Die vorgeschlagene Reform der Verwaltungsgerichtsbarkeit wird tiefgreifende 

Änderungen auf die Verwaltung i in ihrem Aufbau und Ablauf haben. In diesem Zu- 

sammenhang müssen auch die Bemühungen um die Verwaltungsreform berücksichtigt 

werden. Eine Schwierigkeit beim Aufbau zweckmäßiger Verwaltungsstrukturen und 

bei der Verfahrenskonzentration liegt in den Zuständigkeitsregelungen, die die einzel- 

nen Materiengesetzgeber nach ganz unterschiedlichen Gesichtspunkten festlegen. Die 

Länder haben in diesem Zusammenhang. gefordert, daß in den Angelegenheiten der 

Landesverwaltung (auch in jenen, für die der Bund zur Gesetzgebung zuständig ist) 

und in der mittelbaren Bundesverwaltung der Landesgesetzgeber die sachliche Zu- 

ständigkeit in erster Instanz sowie den allfälligen Instanzenzug festlegen kann. Diesbe- 

zügliche Regelungen einschließlich einer Änderung (des Art. 103 Abs. 4 B-VG werden 

im Zusammenhang mit der Reform der Verwaltungsgerichtsbarkeit und der Bundes- 

staatsreform ebenso wie die Abkürzung des Instanzenzuges in der Gemeindeverwal- 

tung zu prüfen sein, sind aber im vorliegenden Entwurf noch nicht enthalten. 

Besonderer Teil 

Zu Z.1 (Art. 81a): 

Die Umstellung der Verweisung ist durch neue Artikelbezeichnungen erforder- 

lich. Wegen der Besonderheiten und der geringen Zahl von Weisungsbeschwerden er- 

scheint es nicht nur vertretbar, sondern sogar sinnvoll, die entsprechende Zuständigkeit 

beim Verwaltungsgerichtshof zu belassen. 

Zu Z. 2 (Art. 82 Abs. 1): 

Die Neufassung dieser Bestimmung trägt der Einführung von Verwaltungsgerich- 

ten der Länder Rechnung. 

Zu Z.3 und 4 (Art. 111 und 112):
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An die Stelle der besonderen Kollegialbehörden nach Art. 111 soll eine verwal- 

tungsgerichtliche Zuständigkeit, gegebenenfalls von aa Verwaltungsgerichten 

treten (siehe Z. 13). 

Zu Z.5, 6, 7 und 8 (Art. 118 Abs.4, Art.119 a Abs.5, Art.119a Abs. 9, 

Art. 119a): 0 7 

Der Entfall der Vorstellung ist im Zusammenhang mit der Neuregelung der Ver- 

waltungsgerichtsbarkeit zu sehen. An-die Stelle der Vorstellung tritt die Anfechtung 

des Bescheides eines Gemeindeorgans beim zuständigen Verwaltungsgericht. Bereits 

der im Verfassungsausschuß des Nationalrates gestellte Abänderungsantrag vom 

9.12.1994 zur Regierungsvorlage betreffend eine Bundes-Verfässungsgesetz-Novelle 

1994 (14 BIgNR XIX. GP) sah den Entfall der Vorstellung als Mittel der Gemeinde- 

aufsicht vor. Der Initiativantrag betreffend ein Bundesverfassungsgesetz zur Neuord- 

nung der Verwaltungsgerichtsbarkeit (LA Nr. 306/A, 19. GP-NR vom 23. Juni 1995) 

sah — vom selben Grundgedanken getragen — die Erhebung der Vorstellung beim Lan- 

desverwaltungsgericht vor. Nach dem Beschluß der Landeshauptmännerkonferenz 

vom 10. 3. 1998 sollen die Landesverwaltungsgerichte gleichfalls an die Stelle der 

Vorstellungsbehörden treten. Auch in der Literatur wurde zuletzt diese Vorgangsweise 

vorgeschlagen (Jabloner, Strukturfragen der Gerichtsbarkeit des öffentlichen Rechts, 

ÖJZ 1998, 161 [163]). 

“ Der Wegfall der Vorstellung ist zur Vermeidung überlanger Verfahrensdauer von 

Art. 6 EMRK geboten und rechtspolitisch sinnvoll. Ein Verlust an Rechtsschutz ist mit 

dem Entfall der Vorstellung schon allein deswegen nicht gegeben, weil an die Stelle 

der Verwaltungsbehörden unabhängige Gerichte treten. Aber auch aus der Sicht der 

Aufsichtsbehörden ist der Entfall der Vorstellung hinnehmbar, weil die Gemeindeord- 

nungen nach wie vor zur Aufhebung von Bescheiden aus dem eigenen Wirkungsbe- 

reich der Gemeinden unabhängig von der Erhebung einer Vorstellung ermächtigen. 

Schließlich konnte schon bisher in den Städten mit eigenem Statut die Vorstellung an 

die Aufsichtsbehörde vom Gesetzgeber ausgeschlossen werden, ohne daß das Fehlen 

einer Vorstellung i in solchen Fällen auf Kritik gestoßen wäre. 

In der Z.7 wird eine Anpassung an geänderte Zuständigkeiten in der Verwal- 

tungsgerichtsbarkeit vorgenommen. Z. 8 enthält die durch den Entfall der Vorstellung 

bedingten Änderungen der Absatzbezeichnungen.
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‚ Zu Z. 9 und 10 (Überschrift vor Art. 129, Art. 129): 

Art. 129 zählt in Anlehnung an die bisherige Regelung jene Gerichte auf, die zur 
Verwaltungs gerichtsbarkeit gehören. Neben den Landesverwaltungs gerichten (Art. 130 
Abs. 1) ist ein eigenes Bundesverwaltungsgericht erster Instanz einzurichten. Der Sitz 
des Gerichtes wird nur für den Verwaltungsgerichtshof verfassungsrechtlich festgelegt. 

In terminologischer Hinsicht ist zur Überschrift zum Abschnitt A. und zu 
Art. 129 zu bemerken, daß der Begriff des „Verwaltungsgerichtes“ nur die Verwal- 
tungsgerichte erster Instanz umfaßt, wiewohl auch der Verwaltungsgerichtshof ein 
Verwaltungsgericht i im funktionellen Sinn ist. 

Gegenüber der bisherigen Rechtslage soll das Wort „gesamte“ in Art. 129 B-VG 
entfallen, da weder bisher noch in Hinkunft die gesamte Verwaltung der Kontrolle der 
im Art. 129 genannten verwaltungsgerichtlichen Einrichtungen unterliegt, sondern eine 
Reihe von Sonderformen der Verwaltungskontrolle besteht, die von anderen Organen 

besorgt wird (vgl Oberndorfer, Die österreichische Verwaltungsgerichtsbarkeit [1983] 
37). 

Zu Z. 11 (Art. 129a bis Art. 129e): 

Mit der Einrichtung der Verwaltungsgerichte werden die unabhängigen Verwal- 
tungssenate abgeschafft. Eigene Übergangsbestimmungen sollen ein klagloses Über- 

gehen der Zuständigkeit auf die Verwaltungsgerichte sicherstellen (siehe Z. 23). 

Zu Z. 12 (Art. 130): 

Abs. 1 enthält eine taxative Aufzählung jener Beschwerden, über die zu entschei- 
den die Verwaltungsgerichte zuständig sind. Im: Gegensatz zur bisherigen Rechtslage 
beschränkt sich die Aufzählung auf die Beschwerdetatbestände, während die verfas- 
sungsrechtlichen Voraussetzungen für die Beschwerdeerhebung gesondert für jede Be- 

schwerdeart in Art. 132 geregelt sind. 

Gegenüber der bisherigen Zuständigkeit der unabhängigen Verwältungssenate 
enthält vor allem die.Z. 1 eine wesentliche Erweiterung, weil nunmehr gegen alle Be- 
scheide der Verwaltungsbehörden außerhalb der Finanzverwaltung des Bundes nach 
Maßgabe des Art. 130.Abs. 4 und 132 Abs. 1 Beschwerde erhoben werden kann. Der 
Tatbestand des Abs. 1 2.4 ist dennoch eumeriEN, umin verfassungskonformer Wei-
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se Rechtsmittel an die unabhängigen Verwaltungssenate, die sich weder gegen Be- 

‚scheide noch gegen die Ausübung unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt richten, 

als Beschwerden an die Verwaltungsgerichte beibehalten zu können (vgl. z.B. $ 88 

Abs. 2 SPG, Zuständigkeiten i im Vergaberecht der Länder). | 

_ Nicht i in. die Zuständigkeit der Verwaltungsgericht fallen . Beschwerden gegen 

Bescheide in Abgabensachen und in Finanzstrafsachen des Bundes sowie Akte unmit- 

“ telbarer Befehls- und Zwangsgewalt i in Finanzstrafsachen. Die Einbeziehung der Fi- 

nanzverwaltüng i in die Reform der Verwaltungsgerichtsbarkeit wurde zwar in jüngerer 

“ Zeit wiederholt gefordert (Fellner, Verwaltungsgerichte erster Rechtsstufe in Abga- 

bensachen und Finanzstrafsachen, ÖJZ 1996, 364 ff; ders, Ein Plädoyer für Finanzge- 

richte, RdW 1998, 42; ders, Überlegungen zur Neuordnung des Rechtsmittelverfahrens 

im Abgabenrecht, JRP 1998, 9 [12]; Berchtold, Der Stand der Überlegungen zur Neu- 

ordnung der Verwaltungsgerichtsbarkeit - Einbindung des Abgabenrechts?, IRP 1998, 

17 f). Da hiefür jedoch ein weitergehender Konsens erforderlich wäre, der nicht in 

unmittelbarem Zusammenhang mit der Bundesstaatsreform steht, wird von einer Ein- 

beziehung des Abgaben- und des von Behörden besorgten Finanzstrafrechts des Bun- 

des abgesehen. Ungeachtet dessen kann der Bundesverfassungsgesetzgeber in einer 

künftigen B-VG-Novelle für den 1. Jänner 2002 oder einen im vorgeschlagenen 

Art. 151 Abs. 19 Z. 7 vorgesehenen späteren Zeitpunkt die Einführung von Finanzge- 

richten in Gestalt von Verwaltungsgerichten erster Instanz vorsehen, ohne daß dies 

einer umfassenden neuerlichen Reform der Verwaltungsgerichtsbarkeit bedürfte. 

Die Abgrenzung der Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte im Bereich des Fi- 

nanzstrafrechts folgt anderen Linien als die Abgrenzung der entsprechenden Zustän- 

-digkeiten der unabhängigen Verwaltungssenate. Die „Finanzstrafsachen des Bundes“ 

umfassen — anders als der entsprechende Begriff im bisherigen Art. 129a Abs. 1 Z. 1 

und Z.2 - nur die Vollziehung finanzstrafrechtlicher Vorschriften des Bundes, nicht 

aber die Vollziehurig landesgesetzlichen Finanzstrafrechts durch Finanzstrafbehörden 

des Bundes als Mitwirkung nach Art. 97 Abs. 2 B-VG.. . 

Abs. 2 entspricht der Regelung des geltenden Art. 130 Abs. 2. Sie bezieht sich 

zwar nach dem systematischen Zusammenhang zunächst nur auf die Verwaltungsge- 

richte im engeren Sinn, gilt jedoch in gleicher Weise für den Verwaltungsgerichtshof. 

Abs. 3 regelt Grundzüge der Entscheidungsbefugnis der Verwältungsgerichte i in



Verfahren über Bescheidbeschwerden. Die Neuregelung sicht vor dem Hintergrund 
höchst kontroverser Positionen in der rechtswissenschaftlichen wie rechtspolitischen 

- Diskussion, bei Bescheidbeschwerden u ausgenommen in Verwaltungsstrafsachen -. 
eine kassatorische Entscheidungsbefugnis der Verwaltungsgerichte vor. Festzuhalten 

ist, daß die meritorische Entscheidungsbefugnis. nicht zwingend von Art. 6 EMRK. als 

Voraussetzung für die „Entscheidung“ durch ein „Tribunal“ geboten ist (vgl. Graben- 
. warter, Verfahrensgarantien in der Verwaltungsgerichtsbarkeit [1997] 369 Mm. 

Verschiedentlich wurde in ‚der Diskussion eine Differenzierung der Entschei- 

dungsbefugnis danach, ob Ermessen eingeräumt wurde (vgl. Art. 129 Abs. 4 des Ent- 

wurfs des BKA-Verfassungsdienst), sowie nach Maßgabe landesverfassungsgesetzli- 

cher Regelung vorgeschlagen. Solche Differenzierungen würden zum einen schwierige 

Abgrenzungsprobleme aufwerfen, zum anderen dem Ziel der einheitlichen Gestaltung 

der Verwaltungsgerichtsbarkeit erster Stufe zuwiderlaufen. Allerdings ist umgekehrt 

davon auszugehen, das in Verfahren wegen Verwaltungsübertretungen die Beschrän- 

kung des Art. 130 Abs. 2 im Hinblick auf die reformatorische Entscheidungsbefugnis 

der Verwaltungsgerichte nicht gilt. Diese sind daher selbst zur Ermessensausübung 

insbesondere bei der Festsetzung der Strafhöhe befugt. 

Einzelheiten der Entscheidungsbefugnis der Verwaltungsgerichte, wie die Kon- 

trollbefugnis in Rechts- und Tatsachenfragen, Fragen der Beweiswürdigung oder die. 

Bindungswirkung der Entscheidungen sind im Verfahrensgesetz für die Verwaltungs- 

gerichte zu regeln (Z. 18). Angesichts der Anforderungen des Art. 6 EMRK wird eine 

volle Kognitionsbefugnis der Verwaltungsgerichte in Rechts- und in Sachverhaltsfra- 

gen vorzusehen sein. 

. Für die Verfahren über Maßnahmebeschwerden und Säumnisbeschwerden er- 

scheint eine verfassungsrechtliche Regelung der Entscheidungsbefugnis entbehrlich, da 

sie durch den Verfahrensgegenstand weitgehend vorgegeben ist. Die Regelung der 

Entscheidungsbefugnis in Verfahren nach Z. 4 obliegt dem einfachen Gesetzgeber, da 

sie auch in diesen Fällen vom Gegenstand des. verwaltungsgerichtlichen Verfahrens 

abhängt. 

Abs. 4 nimmt Beschwerden gegen Bescheide von Kollegialbehörden mit richter- 

lichem Einschlag grundsätzlich von der Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte aus. 

Die Ausnahme entspricht im wesentlichen der Regelung des geltenden Art. 133.Z.4.



In der Diskussion um die Neuordnung der Verwaltungsgerichtsbarkeit war auch ver- 

schiedentlich vorgeschlagen worden, die Sonderstellung der Kollegialbehörden mit _ 

richterlichem. Einschlag oder ihr Organisationsmodell überhaupt aus dem Verfassungs- 

recht zu beseitigen. Gute Gründe sprechen für die Beibehaltung der Kollegialbehörden 

mit richterlichem Einschlag. Dieser Behördentypus hat in der österreichischen Rechts- 

ordnung eine lange Tradition, die weit in die Zeit vor dem Inkrafttreten des B-VG zu- 

rückreicht (vgl. nur z.B. Merkl, Die Stellung der Beschwerdekommissionen im Behör- 

densysteme, ZÖR 1918 [III] 656 ff; Pernthaler, Die Kollegialbehörden mit richterli- 

chem Einschlag [Art 20 Abs 2 und 133 Z 4 B-VG] [1977] 17 fi). K.ollegialbehörden 

mit richterlichem Einschlag werden in’ 'unterschiedlichen Funktionen tätig, nämlich u.a. 

als Schiedsinstanzen, als Disziplinarbehörden der gesetzlichen beruflichen Vertretun- 

gen insbesondere der freien Berufe oder als Behörden in Angelegenheiten, in denen die 

Mitwirkung von. Fachleuten an der Entscheidung erforderlich ist. Für diese Angele- 

genheiten ist die aus unterschiedlichen Gründen erfolgende Beteiligung von Laien cha- 

rakteristisch. Der Organisation der österreichischen Verwaltungsgerichtsbarkeit liegt 

dagegen - im Gegensatz zur Rechtslage in Deutschland — eine Grundentscheidung ge- 

gen die Beteiligung von Laien zugrunde. An dieser Grundentscheidung soll festgehal- 

ten werden, gleichzeitig soll dort, wo die Einbindung einer „bürgerschaftlichen Kom- 

ponente“ (Pernthaler) als notwendig erachtet wird, die Einrichtung von Kollegialbe- 

hörden mit richterlichem Einschlag möglich bleiben. 

Die Stellung der Kollegialbehörden mit richterlichem Einschlag im Verhältnis 

zur Verwaltungsgerichtsbarkeit muß allerdings neu gestaltet werden. Nach dem vorlie- 

genden Entwurf soll ihre Zuständigkeit die Anrufung eines Verwaltungsgerichts erster 

“ Instanz ersetzen können. Der Gesetzgeber soll jedoch analog zur bisher geltenden 

Rechtslage zur Eröffnung eines Rechtszuges an ein Verwaltungsgericht ermächtigt 

werden. Ebenso wie die Entscheidungen der Verwaltungsgerichte sollen allerdings 

auch die Entscheidungen der Kollegialbehörden einem Rechtszug an den Verwal- 

tungsgerichtshof unterliegen, wenn keine, verwaltungsgerichtliche Zuständigkeit be- 

steht und der Gesetzgeber dies vorsieht (siehe Z. 15; ähnlich bereits der Entwurf von 

Pernthaler/Rath-Kathrein, Die Einführung von“ Landesverwaltungsgerichten - eine 

Alternative zu den „unabhängigen Verwaltungssenaten i in den Ländern“, JBl 1989, 609 

[11 f]). ne 

Die Ausnahme des geltenden Art. 133 Z. 1 wird in unveränderter Form bei der 

Regelung .der Zuständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes übernommen (vgl Z. 15).
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Abgesehen davon wird bei. den Ausnahmen von der verwaltungsgerichtlichen Zustän- 

digkeit in zwei Punkten vom geltenden Art. 133 abgewichen. Zum einen werden nur 

Beschwerden, die sich gegen Bescheide von Kollegialbehörden richten, von der Zu-. 

ständigkeit der Verwaltungsgerichte ausgenommen, eine gerichtliche Zuständigkeit zur 

Entscheidung in Säumnisbeschwerden soll. jedoch auch insoweit gegeben sein. Diese 

- Festlegung erfolgt mit der Überlegung, daß einerseits gegen die Säumnis auch dieser 

Behörden ein Rechtsschutz gegeben sein soll und: andererseits dieser im Hinblick auf 

die begrenzte Funktion des Verwaltungsgerichtshofes nicht von diesem gewährt v WEr- 

den soll (siehe auch Z. 15). 

Zum anderen sollen in Hinkunft die Angelegenheiten des Patentwesens nicht 

mehr schlechthin, sondern nur hinsichtlich von Bescheiden von der verwältungsge- 

richtlichen Zuständigkeit ausgeschlossen werden dürfen, die von Kollegialbehörden 

mit richterlichem Einschlag erlassen werden. Zu verweisen ist in diesem Zusammen- 

hang darauf, daß Endentscheidungen der Nichtigkeitsabteilung des Patentamtes auch in 

Hinkunft nicht in die Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte fallen müssen, da inso- 

weit mit dem Obersten Patent- und Markensenat als Berufungsinstanz eine Kollegial- 

behörde nach Art. 20 Abs. 2 B-VG entscheidet ($ 70 Abs.3, $ 74 Abs. 1 PatentG). 

Gegen die Entscheidungen der Beschwerdeabteilungen des Patentamtes wird aber bei 

Beibehaltung der bestehenden Behördenstruktur im PatentG im Gegensatz zur gelten- 

den Rechtslage verfassungsrechtlich jedenfalls der Rechtszug an ein Verwaltungsge- 

richt eröffnet: Dieser Ausbau des Rechtsschutzes im Patentrecht ist rechtsstaatlich und 

völkerrechtlich geboten, da die Streitigkeit darüber, ob die Voraussetzungen für die 

Erteilung eines Patents gegeben sind, nach der jüngeren Rechtsprechung des Europäi- 

schen Gerichtshofs für Menschenrechte einen zivilrechtlichen Anspruch betrifft und 

‘ daher gemäß Art.6 EMRK der Entscheidung oder wenigstens der nachprüfenden 

Kontrolle durch ein Tribunal unterworfen werden muß (Fall British American Tobacco 

Company Ltd, Urteil vom 20.11.1995, Serie A Nr. 331). 

Zu Z. 13 (Art. 131): 

In Art. 131 werden die Zuständigkeiten der Verwaltungsgerichte nach Materien 

umschrieben. Die Zuständigkeitsverteilung erfolgt unter folgenden Gesichtspunkten: 

‚Das Landesverwaltungsgericht ist grundsätzlich allgemein zuständiges Verwal- 

tüngsgericht erster Instanz. Es ist jedenfalls im Umfang der bisherigen Kompetenzen
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der unabhängigen Verwaltungssenate in allen Verfahren beireffend Verwaltungsüber- 

tretungen sowie zur Entscheidung über alle Beschwerden gegen Akte unmittelbarer 

Befehls- und Zwangsgewalt zuständig. Im übrigen sind die Verwaltungsgerichte der 

Länder zuständig, soweit Angelegenheiten nicht bundesverfassungsgesetzlich dem 

Bundesverwaltungsgericht oder dem Verwaltungsgerichtshof zugewiesen sind. 

Abs. 1 Satz 3 berücksichtigt die besondere Situation in Wien. Der Landesgesetz- 

'geber wird ermächtigt, für bestimmte Angelegenheiten ein oder mehrere besöndere 

Verwaltungsgerichte neben dem Landesverwaltungsgericht mit allgemeiner Zustän- 

digkeit einzurichten. Es steht dem Landesgesetzgeber aber frei, diese Angelegenheiten 

sofort oder zu einem späteren Zeitpunkt in die Zuständigkeit des allgemein zuständi- 

_ gen Landesverwältungsgerichtes zu verweisen. 

Mit der Einführung eines eigenen Bundesverwaltungsgerichtes erster Instanz 

wird das sogenannte „9 + 1 - Modell“ verwirklicht, wie es bereits dem Grunde nach im 

Initiativantrag Nr. 306/A, XIX. GP-NR, vorgesehen war und durch die B-VG-Novelle 

BGBl. I 87/1997 auf der Ebene der unabhängigen Verwaltungssenate verwirklicht 

wurde. Abs. 2 weist diesem Verwaltungsgericht im wesentlichen die Angelegenheiten 

der Sicherheitsverwaltung sowie die Angelegenheiten des Presse- und des Patentwe- 

sens zu. Mit dieser Kompetenzzuweisung wird der mit der Einführung des unabhängi- 

gen Bundesasylsenats im Jahr 1997 eingeschlagene Weg fortgesetzt. 

Im Zuständigkeitsbereich des Bundesverwaltungsgerichtes ergeben sich für Par- 

teien und belangte Behörden außerhalb der Bundeshauptstadt Erschwernisse durch die 

räumliche Entfernung. Diese sind jedoch beim vorgesehenen sachlichen Zuständig- 

keitsbereich des Bundesverwaltungsgerichtes aus zwei Gründen nicht so gravierend: 

Zum einen ist das Bundesverwaltungsgericht in Angelegenheiten zuständig, die über- 

wiegend nicht in den Anwendungsbereich des Art. 6 EMRK fallen, weshalb die Durch- 

führung einer mündlichen Verhandlung in diesen Fällen jedenfalls aus grundrechtli- 

cher Sicht nicht zwingend ist. Zum anderen enthält Art. 129 für das Bundesverwal- 

tungsgericht — im Unterschied zum Verwaltungsgerichtshof — keine Festlegung, daß 

der Sitz in Wien zu sein hat. Auch Art. 5 B-VG ist auf das Bundesverwaltungsgericht 

nicht anwendbar. Die Schaffung von Außenstellen, wie sie-für den unabhängigen Ver- 

waltungssenat Niederösterreich mit Erfolg erprobt wurde, ist sohin verfassungsrecht- 

lich nicht ausgeschlossen.
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Der vorgeschlagene Umfang der Zuständigkeit: des Bundesverwaltungsgerichtes 

nach der Z. 1 geht von einem ähnlichen Umfang aus wie die gemeinsame Länderstel- 

'Iungnahme: vom 22. 9. 1995, wohingegen der Initiativantrag IA 306/A XIX. GP dem 

Bundesverwaltungsgericht die Angelegenheiten der unmittelbaren Bundesverwaltung 

schlechthin zuweist. - 

Die Z. 2 und 3 begründen eine Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes in 

Angelegenheiten, in denen die Begründung der örtlichen Zuständigkeit eines Landes- 

verwaltungsgerichtes auf. Schwierigkeiten stößt. Z. 2 orientiert sich am Art. 129a 

Abs. 2 Z.4 des Entwurfs des BKA-Verfassungsdienst vom 9. 12. 1994, ist aber enger 

als dieser. Um zu verhindern, daß im Fall der Z. 2 ein bestimmtes Landesverwaltungs- 

gericht (z.B. das Gericht jenes Landes, in dem die belangte Behörde ihren Sitz hat) zur 

Entscheidung über alle Akte berufen sein könnte, „die für das gesamte Bundesgebiet 

oder für mehrere Länder wirksam werden“, soll insoweit das Bundesverwaltungsge- 

richt zuständig sein. Die zur Abgrenzung. gewählte Formulierung ist einer entspre- 

chenden Wendung im Art. 15 Abs. 7 nachgebildet. Von ähnlichen Überlegungen mit 

Bezug auf einzelne Länder ist die Z. 3 getragen, deren Inhalt auch in der Stellungnah- 

me der Länder vom 30. 3. 1995 aufscheint. 

Zu Z.14 (Art. 132): 

Art. 132 enthält bestimmte grundlegende Voraussetzungen der Beschwerdelegi- 

timation. Abs. 1 regelt die Beschwerdelegitimation für Bescheidbeschwerden. Die Re- 

gelung entspricht im wesentlichen dem Inhalt des geltenden Art. 131 Abs. 1 und 2. 

Abweichend von der bisher geltenden Rechtslage wird ein Beschwerderecht einer be- 

troffenen Landesregierung auch für den Fall des Art. 15 Abs. 7 verfassungsrechtlich 

verankert. 

Die Regelung des Abs. 2 über die Beschwerdelegitimation bei Maßnahmebe- 

schwerden entspricht dem geltenden Art. 129 a Abs. 12.2. 

Abs. 3 normiert die Legitimation zur Erhebung einer Säumnisbeschwerde. Ge- 

genüber dem geltenden Art. 132 wurde die Regelung vereinfacht. Sein erster Satz ent- 

spricht dem bisher geltenden Recht. Der Wortlaut des zweiten Satzes des geltenden 

Art. 132 B-VG hat in der Rechtsprechung zu erheblichen Unklarheiten und Divergen- 

zen geführt (zum Begriff „Finanzstrafsachen“ VwGH 22. 3. 1996, ZI. 95/17/0450 ei- 

nerseits und VwGH 27. 3. 1996, 96/13/0005 andererseits; zum Umfang des Säumnis-



schutzes in „Verwaltungsstrafsachen“ vgl VwSigNF 11682 A/1985 und Vfsig 

..13987/1994)..Mit der vorgeschlagenen Bestimmung wird davon abgesehen, die Be- 

rechtigung zur Erhebung der Säumnisbeschwerde im B-VG abschließend zu regeln. 

Zu Z. 15 (Art. 133): 

Nach der vorgeschlagenen Neukonzeption der Verwaltungsgerichtsbarkeit soll 

der Verwaltungsgerichtshof zwar grundsätzlich als zweite gerichtliche Instanz in allen 

Angelegenheiten zuständig sein, die von den Verwaltungsgerichten entschieden wer- 

den. Er soll allerdings im allgemeinen nur mehr als Revisionsgericht nach Zulassung 

der Revision durch das Verwaltungsgericht tätig werden. 

Eine Zuständigkeit zur Entscheidung über Bescheidbeschwerden soll dem Ver- 

waltungsgerichtshof gem. Abs. 1 Z. 4 insoweit verbleiben, als in oberster Verwaltungs- 

instanz eine Kollegialbehörde mit richterlichem Einschlag entschieden hat, ohne daß 

der Beschwerdeweg an ein Verwaltungsgericht eröffnet wurde. Wie bisher bedarf es 

hiefür einer ausdrücklichen Erklärung des die Einrichtung der Behörde regelnden Ge- 

setzgebers, daß die Anrufung des Verwaltungsgerichtshofes zulässig ist (Abs. 12.4, 

Abs. 2 Z. 2). Hat der Gesetzgeber hingegen den Rechtszug an ein Verwaltungsgericht 

gegen Bescheide einer Kollegialbehörde mit richterlichem Einschlag 'eröffnet, steht es 

ihm frei, die Revision gegen die Entscheidung des V erwaltungsgerichtes zu eröffnen 

oder ausgeschlossen zu lassen (Abs. 2 Z. 3). 

Verschiedentlich wurde auch vorgeschlagen, daß wenigstens im Bereich der 

Landesverwaltung kein Rechtszug an den Verwaltungsgerichtshof eröffnet werden 

solle. Drei Gründe sprechen jedoch dafür, den Rechtszug an den Verwaltungsgerichts- 

hof zu eröffnen. Zum ersten gebietet Art. 7. ZP für das Verwaltungsstrafrecht einen 

: zweigliedrigen Instanzenzug. Zum zweiten ist es — unter Berücksichtigung der Unter- 

schiedlichkeit der Landesrechtsordnungen - zur Wahrung der Einheitlichkeit der 

Rechtsprechung _— auch innerhalb eines Verwaltungsgerichtes — erforderlich, eine 

oberste Kontrollinstanz zu schaffen. Drittens würde ein nach Materien differenzieren- 

der Instanzenzug die Einheitlichkeit der Organisation der Verwaltungsgerichtsbarkeit 

beeinträchtigen und zu schwierigen Abgrenzungsfragen führen. Tendenzen in der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zur „vereinheitlichenden“ Interpretation 

tatsächlich unterschiedlicher Landesrechtsordnungen soll dadurch begegnet werden, 

daß der Verwaltungsgerichishof nur eine beschränkte Kognition haben soll und die
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Entscheidung über die Zulassung der Revision (anders als beim Ablehnungssystem) 

zunächst beim Verwaltungsgericht erster. Instanz liegt. 

Kennzeichen eines Revisionsgerichts ist im "allgemeinen die beschränkte Kogni- 

tionsbefugnis und eine Beschränkung der Zulässigkeit der 'Revision..Die näheren Rege- 

lungen über die Kognitionsbefugnis des Verwaltungsgerichtshöfes sind in dem nach 

Art. 136 zu erlassenden Verfahrensgesetz zu regeln. 

Die Zulässigkeit der Revision wird durch die Abs.3 und 4 an die Zulassung 

durch das Verwaltungsgericht sowie an die im Abs.4 genannten Zulassungsgründe 

geknüpft. Für den Fall’ der Nichtzulassung ist. ein Rechtsmittel 
(Nichtzulassungsbeschwerde) an den Verwaltungsgerichtshof vorgesehen. Im Hinblick 

auf das im Verwaltungsstrafverfahren geltende Verbot der reformatio in peius er- 

scheint die Einräumung einer Revisionsberechtigung an die belangte Behörde nicht 

sinnvoll. Zur Wahrung des objektiven Rechts unabhängig von der Strafhöhe besteht 

ohnedies auch im Verwaltungsstrafrecht eine Revisionsbefugnis der Landesregierung 

bzw des Bundesministers. 

Die Zulassungsgründe entsprechen im wesentlichen den Gründen für die Ableh- 

nung einer Beschwerde durch den Verwaltungsgerichtshof nach dem geltenden 

Art. 131 Abs. 3. Zu dieser Bestimmung wurde in der Literatur überwiegend die Mei- 

nung vertreten, daß sie mit den Anforderungen des Art. 2.7. ZP zur EMRK in Konflikt 

stehe, weil dieser mit der Wendung strafbare Handlungen geringfügiger Art auf die 

abstrakte Schwere des Delikts und daher auf die gesetzliche Strafdrohung abstelle (vgl: 

z.B. Mayer, Die unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern, in: Walter (Hrsg), 

Verfassungsänderungen 1988 (1989) 98 [102]). Um dieses Spannungsverhältnis zu 

entschärfen, stellt Abs. 4 Z. 2 nunmehr nicht auf die tatsächlich verhängte Geldstrafe, 

sondern auf die Strafdrohung ab. 

Zu Abs. 4Z.1 wird bemerkt, daß bei der’ Frage, ob die zu lösende Rechtsfrage in 

der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltüngsgerichtshofes nicht einheitlich beant- 

wortet wird, zu berücksichtigen ist, ob die Uneinheitlichkeit tatsächlich auf denselben 

Rechtsvorschriften oder bloß auf ähnlichen Vorschriften verschiedener Länder beruht. 

Abs. 5 sieht weiterhin die Ablehnung von Beschwerden gegen Bescheide von 

Kollegialbehörden mit richterlichem Einschlag vor, da es insoweit nicht vertretbar er- 

scheint, die Eröffnung des Zugangs zu einem Verwaltungsgericht in die Hände einer
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Verwaltungsbehörde zu legen. 

Zu Z. 16 (Art. 134): 

Die Regelung orientiert sich weitgehend am geltenden Art. 134. Im Abs. 1 wird 

statt der Bezeichnung „Räte“ die Bezeichnung „Richter“ für die sonstigen Mitglieder 

des Verwaltungsgerichtshofes und der Verwaltungsgerichte gewählt. 

Die Emmennung der Richter der Landesverwaltungsgerichte erfolgt durch die Lan- 

desregierung, jene der Richter des Verwaltungsgerichtshofes und des Bundesverwal- 

tungsgerichtes durch den Bundespräsidenten auf Vorschlag der Bundesregierung. Das 

Bestellungsverfahren für die Mitglieder der Verwaltungsgerichte entspricht im übrigen 

jenem für die Mitglieder des Verwaltungsgerichtshofes. 

Hinsichtlich der erforderlichen Berufserfahrung wird für die Mitglieder der Ver- 

waltungsgerichte zur Vermeidung von Schwierigkeiten der Rekrutierung von Richtern 

eine fünfjährige Berufserfahrung für ausreichend erachtet. 

Die Unvereinbarkeitsbestimmungen und die Regelungen über die Rechtsstellung 

der Mitglieder der Verwaltungsgerichte und des Verwaltungsgerichtshofes entsprechen 

der geltenden Rechtslage für den Verwaltungsgerichtshof. Im Hinblick auf Art. 136. 

Abs. 2 sind die Richter der Landesverwaltungsgerichte jedoch Landesrichter. 

Zu Z. 17 (Art. 135): 

Die Regelung entspricht von zwei Ausnahmen abgesehen dem geltenden . 

Art. 135. Einerseits ist vorgesehen, daß die Verwaltungsgerichte entsprechend dem 

Vorschlag der Landeshauptmännerkonferenz vom 10. März 1998 grundsätzlich durch 

Einzelrichter entscheiden. Der Gesetzgeber, der zur Regelung der Einrichtung und des 

Aufgabenkreises des betreffenden Verwaltungsgerichtes zuständig ist, soll jedoch ab- 

weichend davon für bestimmte Angelegenheiten die Entscheidung in 'Senaten vorsehen 

können. Andererseits soll anknüpfend an die Rechtslage für einzelne unabhängige 

Verwaltungssenate statt der Vollversammlung © ein von ihr gewähltes Organ zur Ge- 

schäftsverteilung berufen werden können. 

Abs. 3 wurde dem Art. 87 Abs. 3 angepaßt und ermöglicht nunmehr die Abnah- 

ıne von Sachen im Fall der unvorhergesehenen Überlastung eines Mitgliedes.



.-27- ey 

Zu Z. 18 (Art. 136): 

Art. 136 weist dem Bund und den Ländern die Zuständigkeiten zur Regelung der 

näheren Bestimmungen über die Verwaltungsgerichte zu. Grundgedanke der "Regelung 

ist, daß für alle Verwaltungsgerichte und für den Verwaltungsgerichtshof ein einheitli- 

ches Verfahrensgesetz des Bundes erlassen wird. In diesem Bundesgesetz sollen we- 

sentliche Fragen wie das Stattfinden:und die Fälle des Unterbleibens einer mündlichen 

Verhandlung, die Frage des Neuerungsverbotes, die Frage der Beschränkung der Ver- 

 waltungsgerichte auf Beschwerdepunkte etc. geregelt werden. Da durch ein solches 

Bundesgesetz auch das Verhältnis der Landesverwaltungsgerichte insbesondere zur 

Landesverwaltung wesentlich berührt ist, soll dieses Bundesgesetz gemäß Abs. 3 nur 

mit Zustimmung der Länder kundgemacht werden dürfen. 

Neben diesem Verfährensgesetz werden Bund und Länder eigene Gesetze über 

die Einrichtung und den Aufgabenkreis ihrer Verwaltungsgerichte zu erlassen haben. 

Wie bisher sollen diese gesetzlichen Regelungen durch Geschäftsordnungen der Ver- 

waltungsgerichte und des Verwaltungsgerichtshofes ergänzt werden. 

Für die Mitglieder der Landesverwaltungsgerichte werden die Länder schließlich 

ein eigenes Verwaltungsrichter-Dienstrecht zu erlassen haben. 

Zu Z. 19 (Art. 138 Abs. 1 lit. b), Z. 20 (Art. 139 Abs.1 erster Satz) und Z. 21° 

_ (Art. 140 Abs. 1 erster Satz): 

Diese Neuerungen betreffen Anpassungen, die durch den Übergang von den un- 

abhängigen Verwaltungssenaten zu den Verwaltungsgerichten erforderlich werden. 

Zu Z. 22 (Art. 144): 

Die Neuordnung der Verwaltungsgerichtsbarkeit und insbesondere die Einfüh- 

rung einer zweiten Instanz berührt notwendigerweise auch das Verhältnis der Verwal- 

tungsgerichtsbarkeit zur Verfassungsgerichtsbarkeit. Nach dem vorliegenden Entwurf 

soll das bestehende System und mit ihm die Sonderverwaltungsgerichtsbarkei weitge- 

hend unangetastet bleiben. 

- Das bestehende System der Sonderverwaltungsgerichtsbarkeit des Verfassungs- 

gerichtshofes wirft das Problem auf, daß zum Zeitpunkt der ‚Entscheidung des Verfas- 

sungsgerichtshofes vielfach noch kein Gericht entschieden hat, welches zur Vorlage im
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‘Rahmen eines Vorabentscheidungsverfahrens nach Art. 177 EGV berechtigt und ver- 

pflichtet wäre, und auch der Verfassungsgerichtshof selbst gegebenenfalls keine Ent- 

scheidungssituation vorfindet, die ihn zu einer Vorlage an den Gerichtshof der Euro- 

päischen Gemeinschaften berechtigen und verpflichten würde (vgl. VfGH 26. 6. 1997, 

B 877/96). Nach dem vorliegenden Entwurf entscheidet vor einer allfälligen Anrufung 

des Verfassungsgerichtshofes immer ein Verwaltungsgericht oder wenigstens eine 

(gleichfalls vorlageberechtigte oder gegebenenfalls zur Vorlage verpflichtete) Kolle- 

gialbehörde mit richterlichem Einschlag, sodaß insoweit das Spannungsverhältnis be- 

seitigt ist. 

Zu Z. 23 (Art. 151 Abs. 19): 

Die Inkrafttretensbestimmung (Z. 1) sieht grundsätzlich den 1. Jänner’ 2002 als 

Stichtag für die Einführung der Verwaltungsgerichtsbarkeit erster Instanz vor. Der 

Zeitraum bis dahin müßte jedenfalls für jene Angelegenheiten, die bisher in die Zu- 

ständigkeit der unabhängigen Verwaltungssenate fallen, ausreichen, um die entspre- 

chenden Organisationsgesetze und das Verfahrensgesetz zu erlassen und die zunächst 

erforderlichen Richter zu bestellen. Eine ähnlich lange Legisvakanz war vor genau 

zehn Jahren für die Einführung der unabhängigen Verwaltungssenate ausreichend ge- 

wesen. 

Die Übergangsbestimmungen sehen eine Ermächtigung an den einfachen Bun- 

des- oder Landesgesetzgeber vor, einzelne andere Materien erst ein oder zwei Jahre 

später in die Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte zu übertragen (Z. 7). 

Die einzelnen Übergangsbestimmungen differenzieren danach, ob bestimmte 

Rechtsschutzeinrichtungen mit einem bestimmten Stichtag vom Verwaltungsgericht 

ersetzt werden oder noch weiterbestehen und parallel zur neu geschaffenen Instanz 

weiterarbeiten sollen. So werden Verfahren vor den unabhängigen Verwaltungssenaten 

mit dem Stichtag 1. Jänner 2002 auf die Verwaltungsgerichte übertragen, die Verwal- 

tungssenate selbst aber schon allein im Hinblick auf die zu erwartende weitgehende 

personelle Identität ihrer Mitglieder mit den zukünftigen Verwaltungsrichtern mit 31. 

Dezember 2001 zu bestehen aufhören (Z. 5). Dasselbe gilt für die Kollegialbehörden 

nach Art. 111 (Z. 6). Verfahren vor anderen Verwaltungsbehörden, insbesondere Vor- 

stellungsverfahren, sind hingegen im bestehenden Instanzenzug zu Ende zu führen 

(Z. 3). Desgleichen sind vor dem Verwaltungsgerichtshof und vor dem Verfassungs-
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gerichishof anhängige Verfahren von n diesen zu ı Ende zu führen . H. 

. Hinsichtlich der erstmaligen Richterauswahl folgt der vorliegende Entwurf ir im 

wesentlichen dem Initiativantrag Nr. 306/A, XIX. GP-NR. Es ist keine Umwandlung 

der Verwaltungssenate i in Verwaltungsgerichte mit personeller Identität ex constitutio- 

ne vorgesehen. Die im Art. 134 Abs. 3 und 4 vorgesehenen Dreiervorschläge sind bei 

der Errichtung der Verwaltungsgerichte nicht einzuholen. Lediglich für das Bundes- 

- verwaltungsgericht wird der Verwaltungsgerichtshof zur Erstattung von Besetzungs- 

vorschlägen berufen. Für die Landesverwaltungsgerichte obliegt es dem Landesgesetz- 

geber, Regelungen über die Auswahl der Mitglieder bei der Errichtung der Gerichte zu 

erlassen (Z. 8).
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